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Das Foto auf dem Titel
zeigt die Vorsitzenden und bildungspolitischen Sprecher der Landtagsfraktionen 
Rheinland-Pfalz sowie Vertreter des VDR-Landesvorstands während des parla-
mentarischen Abends am 17. November in Mainz: Michael Eich (VDR);
Nicole Morsblech, MdL, bildungspolitische Sprecherin der FDP; Bernd Karst (VDR); 
Ulla Brede-Hoffmann, MdL, bildungspolitische Sprecherin der SPD;
Bettina Dickes, MdL, bildungspolitische Sprecherin der CDU;
Herbert Mertin, MdL, Fraktionsvorsitzender der FDP;  Timo Lichtenthäler (VDR); 
Jochen Hartloff, MdL, Fraktionsvorsitzender der SPD;
Doris Ahnen, Bildungsministerin (SPD); Hanns Peters (VDR);
Christian Baldauf, MdL, Fraktionsvorsitzender der CDU; Wilfried Rausch (VDR); 
Erwin Schneider (VDR); Vera Reiß, Staatssekretärin im MBWJK, SPD.

J4F
Können Sie das Sinn entnehmend le-
sen? HEGL!
Sie können das nicht? PPKM!
GNGN, strengen Sie sich an!
Entweder haben Sie nicht aufgepasst 
oder Sie interessieren sich für anderes 
oder Sie kennen diese Sprache nicht. 
Sie sind nicht integriert in die Gesell-
schaft der SMS-Schreiber und -Leser!
Ähnlich geht es den Schülerinnen und 
Schülern, die bei PISA 2009 beim Le-
sen schlecht abschnitten.
Aber man kann dazulernen. 
Bei der Vorstellung der PISA 2009-Er-
gebnisse sagte der Leiter des Berli-
ner OECD-Büros, Heino von Meyer: 
"Deutschland ist aufgestiegen - auf-
gestiegen aus der zweiten in die erste 
Liga. Aber von der Champions League 
ist Deutschland noch weit entfernt, Nö-
tig sind Training, Training, Training 
und mehr Integration statt Ausgren-
zung.“ 
So blieb den deutschen Kultusmini-
stern anders als vor neun Jahren dieses 
Mal ein Scherbengericht erspart. Die 
Pisa-Prüfer bescheinigen ihnen in der 

neuen Auswertung, dass die Schulkin-
der im Vergleich zur ersten Studie im 
Jahr 2000 besser geworden sind. Erst-
mals liegen ihre Testwerte in Mathema-
tik und Naturwissenschaften über dem 
OECD-Durchschnitt.
Aber es bleiben weiterhin große Her-
ausforderungen, denn es hapert nach 
wie vor an einer Schlüsselkompetenz – 
dem Leseverständnis.
Tatsächlich hatten die Bildungspoli-
tiker ein kleines Weihnachtsgeschenk 
bei der Vorstellung der PISA-Ergebnis-
se für die Lehrer dabei:
So lobte die Bundesbildungsministe-
rin Schavan: „Die Verbesserung der 
Ergebnisse ist in erster Linie Verdienst 
der Lehrer, der individuellen Förderung 
und der Verbesserung der Lernatmo-
sphäre.“
Auffällig, dass bei der PISA-Ergebnis-
Vorstellung in der Bundespressekon-
ferenz am 7. Dezember mit keinem 
Wort auf die Forderung des OECD-
Bildungs- und Statistikexperten An-
dreas Schleicher eingegangen wurde. 
Für ihn ist auch die Auswahl der Lehrer 
in Deutschland wesentlich verbesse-
rungsbedürftig. „Man muss versuchen, 
die besten Köpfe für die Schulen zu ge-
winnen. Länder wie Finnland machen 
das recht erfolgreich vor!“
Das wäre dann wohl doch zu sehr ans 
Eingemachte gegangen. Womöglich 
hätte sich die anwesende rheinland-
pfälzische Bildungsministerin ob des 
Einsatzes der vielen Hilfs-Lehrkräfte in 
ihrem Bundesland rechtfertigen müs-
sen. Wer Qualität nicht auf allen Gebie-
ten der Schule zum Standard werden 
lässt, darf sich nicht beklagen, von der 
Champions League ausgeschlossen zu 
bleiben.

Freundlichst wünscht Ihnen frohe Fei-
ertage und erholsame Ferien
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Schulpolitik

Bernd Karst, VDR-Landesvorsitzender

Bernd Karst
VDR Landesvorsitzender

Unterrichtsversorgung 
2010/2011 gibt wenig 
Anlass zum Jubeln
Bildungsministerin Doris Ahnen 
hat für dieses Schuljahr die beste 
Unterrichtsversorgung seit 25 Jah-
ren festgestellt. Konkret in Zahlen 
ausgedrückt heißt das: Im Schuljahr 
2010/2011 fallen planmäßig „nur“ 1,2 
Prozent der Unterrichtsstunden aus. 
Doch diese Erfolgsnachricht trügt. 
Die Schulstatistik für die allgemein-
bildenden Schulen vermittelt mit ei-
ner „strukturellen Unterrichtsversor-
gung“ von 98,8 Prozent  im Schuljahr 
2010/2011 lediglich auf den ersten 
Blick ein erfreuliches Ergebnis. Die 
Realität ist eine andere. Dies räumt 
auch die Ministerin ein, die in ihrer 
Pressemitteilung vom 9.11.2010 er-
klärt, dass die Werte für die struktu-
relle Unterrichtsversorgung nicht mit 
einer auf den Tag bezogenen Situati-
onsbeschreibung der Unterrichtsver-
sorgung in den Schulen gleichgesetzt 
werden dürften. Der tatsächliche Un-
terrichtsausfall infolge von Krank-
heiten, Fortbildungen oder Klas-
senfahrten liegt erfahrungsgemäß 
zwischen 5 und 7 Prozent. Er wird in 
der allgemeinen Schulstatistik nicht 
abgebildet.

Letztendlich sagen Prozentzahlen 
rein gar nichts aus über die Unter-
richtsqualität. Sie machen nämlich 
nicht transparent, wie hoch der An-
teil an „Unterricht“ ist, den befristet 
eingestellte Hilfskräfte, oft ohne aus-
reichende Qualifi kation, erteilen. So 
dienen billige Zeitverträge zwar der 
statistischen Kosmetik, aber nicht 
dem Ziel einer möglichst hohen Un-
terrichtsqualität.

Wer vor einer Klasse steht, muss 
ausgebildet sein – fachlich und pä-
dagogisch. In Rheinland-Pfalz „un-
terrichten“ zu viele unausgebildete, 
Statistik schönende Beschäftigte 
ohne Unterrichtserfahrung und ohne 

einschlägige Ausbildung. Der Ein-
satz dieser Hilfskräfte beeinträchtigt 
nicht nur das Image des Lehrerbe-
rufes, sondern er widerspricht auch 
dem spezifi schen Auftrag der Schule. 
Wer die Entprofessionalisierung des 
Lehrerberufes akzeptiert und för-
dert, der darf am Ende nicht darüber 
klagen,  wenn PISA-Ergebnisse oder 
andere Vergleichsstudien besorgnis-
erregend bleiben.

Ein weiterer Aspekt der Unter(richts)
versorgung ist der fachspezifi sche 
Mangel. Aktuell, mittelfristig und – 
wenn keine Abhilfe geleistet wird – 
auch langfristig fehlen Lehrkräfte 
insbesondere mit einer Facultas in 
den Fächern Musik, Naturwissen-
schaften und Fremdsprachen. Der 
Mangel an Französischlehrern bei-
spielsweise ist beängstigend hoch. 
Eine nachhaltige Gegensteuerung ist 
nicht erkennbar. 

Die „strukturelle Unterrichtsversor-
gung“ ist von vielen Faktoren abhän-
gig, auch vom Schülerrückgang oder 
von den durchschnittlichen Klassen-
größen. Durch Schulschließungen 
bzw. durch Zusammenschlüsse von 
Hauptschulen und Realschulen ent-
stehen größere Systeme und damit 
größere Klassen. Die Klassenmess-
zahlen, die in der Orientierungsstufe 
an der Realschule plus auf 25 Schüler 
reduziert wurden, sind ein positiver 
Ansatz. Sie dürfen daher nicht wie-
der ab Klassenstufe 7 auf 30 Schüler 
erhöht werden. Die kleinen Haupt-
schulen waren solche Größen schon 
lange nicht mehr gewohnt. 

20 Schüler im Berufsbildungsgang, 
25 Schüler im Realschulbildungs-
gang – das ist der pädagogische Maß-
stab, den der VDR zugrunde legt. 
Eine solche Verbesserung erfordert 

natürlich zusätzliche Lehrerstellen. 
Aber wenn Bildung, wie alle Partei-
en behaupten, ein zentrales gesell-
schaftliches Anliegen ist, dann muss 
konsequenterweise auch die dafür 
erforderliche Finanzierung sicherge-
stellt werden. Sinkende Schülerzah-
len und eine kontinuierliche Einstel-
lung von Lehrern helfen weiter. Die 
frei werdenden Ressourcen sollen im 
Bildungssystem bleiben. Das jeden-
falls fordert die Opposition und das 
verspricht auch die Regierung. Aber 
die im Haushalt zur Verfügung ge-
stellten Mittel sind nicht ausreichend 
mit Blick auf den tatsächlichen Un-
terrichtsausfall und den Anspruch an 
eine zeitgemäße Unterrichtsqualität. 
„Die beste Unterrichtsversorgung 
seit 25 Jahren“ gibt folglich wenig 
Anlass zum Jubeln. 

Zuversicht vermittelt demgegenüber 
die Einstellungspolitik in ihrer Wir-
kung auf die Altersstruktur. So liegt 
Rheinland-Pfalz bei der Altersgrup-
pe der Lehrkräfte unter 35 Jahren mit 
einem Anteil von 20 Prozent deutlich 
an der Spitze aller Bundesländer. 
Dieses zweifellos positive Ergebnis 
sollte mit Blick auf die anderen Tat-
sachen anspornen.
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Unter den zahlreich erschienenen Par-
lamentariern konnte VDR-Landesvor-
sitzender Bernd Karst die Vorsitzenden 
aller im Landtag vertretenen Fraktionen 
begrüßen: Jochen Hartloff (SPD), Chris-
tian Baldauf (CDU) und Herbert Mertin 
(SPD). Auch alle drei bildungspolitischen 
Sprecherinnen – Ulla Brede-Hoffmann 
(SPD), Bettina Dickes (CDU) und Nicole 
Morsblech (FDP) - waren der Einladung 
gefolgt.

Stellvertretend für die Landesregierung waren Bildungsmi-
nisterin Doris Ahnen und Staatssekretärin Vera Reiß ge-
kommen. 

„Schulen brauchen gute und verlässliche Rahmenbedingun-
gen!“ Bernd Karst zitierte diese zentrale Feststellung der 
Ministerin im Titelbeitrag der „Staatszeitung“ vom Vortag 
und fand darin einen Konsens, „der uns schulpolitisch über 
alle Parteien und Verbände hinweg verbindet.“ Er wünschte 
gute Gespräche und einen Abend, der die Parlamentarier mit 
vielen Anregungen für die bildungspolitische Arbeit beloh-
nen möge.

Als Themen-Schwerpunkte, zu denen die Fraktionen auch 
ihre Positionen einbrachten, setzte Karst:

Parlamentarischer Abend
„Schulen brauchen gute und verlässliche
Rahmenbedingungen.“
Der „Parlamentarische Abend“ des VDR hat Tradition. Er fi ndet regelmäßig vor dem Ende einer Legisla-
turperiode statt. Tradition hat auch die besondere Wertschätzung, die dieser Parlamentarische Abend 
über alle Parteigrenzen hinweg bei den Abgeordneten des rheinland-pfälzischen Landtages genießt. 

Bernd Karst
VDR-Landesvor-
sitzender

Die Zielsetzung der SPD-Landespoli-
tiker ist, allen Kindern eine bestmög-
liche Ausbildung zu eröffnen. Die 
Verwirklichung ist dann schwierig, 
wenn das Elternhaus ausfällt. Schu-
len benötigen in diesen Fällen Hilfe-
stellung von außen u. a. durch den 
Einsatz von Schulsozialarbeitern. 
Bildung hat einen hohen Stellen-
wert: „Bildung ist unser Gold!“ Des-
wegen investiert die Landesregie-
rung sehr viel Geld in Bildung.
Hartloff hat Verständnis für die For-

derungen des Realschullehrerverbandes, die Rah-
menbedingungen zu verbessern. Dennoch müssten 
die Politiker die Einnahmenseite und die Schulden im 
Blick haben. Das erfordere häufi g den Spagat.
Die Sozialdemokraten setzen sich auch in Zukunft 
dafür ein, gute Rahmenbedingungen für Schulen zu 
schaffen.
Jochen Hartloff bedankte sich bei den Verbandsver-
tretern für ihre konstruktive und kritische Mitarbeit an 
der Schulpolitik des Landes.

O-Ton Hartloffs auf die Frage: „Was passiert nach der 
Wahl 2011?“: „Wir setzen auf Kontinuität.“

MdL
Jochen Hartloff 
SPD-Fraktionsvor-
sitzender

Martin Brandl MdL, CDU; VDR: Michael Eich; Mareike Albert

Martin Radigk, VDR; Herbert Mertin MdL, FDP-Fraktionsvorsitzender

Schulpolitik



reale Bildung • reale Chancen • Realschule www.realschule-vdr.de 5

Berufsbild Schulleitung
Die FDP hält die Vorstellung des 
Schulleiters als „Lehrkraft mit Ent-
lastungsstunden für die Aufgaben 
der Schulleitung“ für überholt. 
Schulleiterinnen und Schulleiter 
nehmen eine entscheidende Rol-
le bei der Entwicklung einer mo-
dernen Schule ein. Das bedeutet, 
dass eine qualifi zierte Ausbildung 
geeigneter Bewerberinnen und 
Bewerber auf diese eigenständige 
anspruchsvolle Aufgabe erfolgen 
muss.

Abschlussprüfung
Die FDP bekennt sich zu einem leistungsorientier-
ten Schulsystem. Dazu gehört die Vergleichbarkeit 
von Abschlüssen. Sie fordert deshalb im Gegensatz 
zur SPD geeignete Abschlussprüfungen an allen Bil-
dungsgängen der Realschule plus in Rheinland-Pfalz.
Berufsorientierung und MINT-Fächer
Die FDP ist sich der besonderen Bedeutung der genann-
ten Bereiche im Hinblick auf die Berufschancen der 
Schülerinnen und Schüler bewusst, und begrüßt die An-
strengungen, über den traditionellen Kanon der Wahl-
pfl ichtfächer der Realschule hinaus, Berufsorientierung 
und MINT-Fächern  besondere Aufmerksamkeit bei der 
Ausgestaltung der Realschule plus zukommen zu lassen.

Nicole Morsblech,
bildungspoliti-
sche Sprecherin 
der FDP-Land-
tagsfraktion

• In nahezu allen Bundesländern ist die Abschlussprüfung 
eingeführt. Der VDR hält sie auch in Rheinland-Pfalz für 
unverzichtbar.

• Mit der Fachoberschule an der Realschule plus habe die 
Landesregierung einer jahrzehntelangen Forderung des 
VDR entsprochen. „Das war eine mutige Entscheidung 
mit einer Signalwirkung, die zu einem Durchbruch auch 
in anderen Bundesländern führen wird.“ Jede Schule und 
jede Schulart in Deutschland wird daran gemessen, ob sie 
in der Lage ist, Wege zum Abitur anzubieten bzw. Wege 
zum Abitur zu eröffnen.

• „Die Realschule plus ist nicht unsere Erfi ndung. Aber sie 
ist die Schulart, in der wir unterrichten. Lehrerinnen und 
Lehrer tragen eine große Verantwortung für die Kinder – 
für alle Kinder.“ Eine gute Lehrkraft bringe immer wieder 
Opfer den Kindern zuliebe. Das Motiv, Lehrer zu werden, 
müsse durch diese Grundhaltung geprägt sein. 

Ulla Brede-Hoffman sieht in der Ein-
richtung und Weiterentwicklung 
der neuen Schulart Realschule plus 
eine große neue Chance „tolle“ Er-
gebnisse zu erzielen. Die Realschu-
le plus wird ihrer Ansicht nach die 
Schülerinnen und Schüler sehr gut 
auf die berufl iche Zukunft vorbe-
reiten können. Durch die Stärkung 
der Berufsorientierung in der neu-
en Schulart würden insgesamt die  
Chancen der jungen Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt verbessert 
wie auch der Übergang von den 
allgemeinbildenden Schulen in die 
berufl ichen Schulen erleichtert.

Sie ist sehr optimistisch, dass die rheinland-pfälzi-
schen Schulen die an sie gestellten Anforderungen 
erfüllen, junge Menschen für den Arbeitsmarkt zu 
qualifi zieren. Sie betont allerdings, dass  Lehrkräfte 
aller Schularten, insbesondere die Lehrkräfte der 
Realschulen plus und der Berufsbildenden Schulen, 
intensiver zusammenarbeiten müssten. 
Als vordringlich für die Weiterentwicklung der Re-
alschulen plus sieht sie in den nächsten Jahren die 
Beschäftigung mit inhaltlichen und didaktischen 
Themen. Es muss geklärt werden, was individuelle 
Förderung bedeutet und wie innere Differenzierung 
umgesetzt werden kann. Wichtig ist ihr auch die Aus-
einandersetzung mit den Themen „Jungenförde-
rung“ und „Klassenwiederholung“.

MdL Ulla
Brede-Hoffmann, 
bildungspoliti-
sche Sprecherin 
der SPD-Land-
tagsfraktion

• Der rasant ablaufende Schulstrukturwandel hat viele Er-
schütterungen verursacht, die in ihrer Konsequenz im 
Vorfeld nicht bedacht worden sind. So gilt es, manches – 
wenigstens im Nachhinein - zu reparieren.

Welche Themen haben die Schulen neben der Strukturver-

Werner Kuhn, Mdl, FDP; Marion Bellinger, VDR

Schulpolitik
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"Ich bin der Meinung, dass die El-
tern die freie Wahl haben sollten, 
ob sie für ihr Kind Ganztagsbe-
treuung wünschen oder nicht. Der 
Ganztagsbetrieb darf aber nicht 
die Existenz der örtlichen Vereine 
gefährden. Wenn Ganztagsunter-
richt angeboten wird, muss Haus-
aufgabenbetreuung durch voll 
ausgebildete Lehrkräfte gewähr-
leistet sein. Sinnvoll wäre eine von 
den Schulen selbst verantwortete 
Mischung aus festen Kernunter-
richtszeiten und fl exiblen freiwilli-
gen Angeboten."

MdL
Christian Baldauf, 
Vorsitzender der 
CDU-Landtags-
fraktion

VDR: Gudrun Deck, Timo Lichtenthäler, Heinz-Jörg Dähler

änderung ansonsten beherrscht? 

• Die Schulbuchausleihe. Sie hat große Kraft gekostet – ins-
besondere für die Schulsekretärinnen. Dieser Aufwand 
könne kein Dauerzustand sein, zumal im nächsten Jahr 
nicht nur die Ausgabe, sondern auch die Rückgabe der 
Bücher ansteht.

• Der Unterrichtsausfall. Die Zahlen hören sich besser an 
als in den Vorjahren. „Aber Zahlen allein sind kein Index 
für Unterrichtsqualität. Wir haben in RLP zu viele unaus-
gebildete, Statistik schönende Beschäftigte ohne Unter-
richtserfahrung und ohne einschlägige Ausbildung. Die 
Entprofessionalisierung des Lehrerberufes kann so nicht 
weitergehen. Wer vor einer Klasse steht, muss ausgebildet 
sein – fachlich und pädagogisch.“ 

• Der fachspezifi sche Mangel. Der Mangel an Lehrkräften 
in den naturwissenschaftlichen Fächern ist bekannt. Nicht 
weniger Sorge bereitet das Stundendefi zit im Fremd-
sprachenbereich. Es herrscht ein gravierender Mangel an 
Französischlehrern an der Realschule plus. Spanisch als 
2. Fremdsprache sollte parallel eingeführt werden, um der 
Orientierung der Realschule an der Realität der Wirtschaft 
gerecht zu werden.

• Die Klassenmesszahlen. Nach der Messzahl 25 in der Ori-
entierungsstufe darf nicht wieder ab Klassenstufe 7 auf 
30 erhöht werden. „20 Schüler im Berufsbildungsgang, 25 
Schüler im Realschulbildungsgang – das ist der pädagogi-
sche Maßstab, den der VDR zugrunde legt.“

Der Verband Deutscher Realschullehrer (VDR) fordert, 
das Profi l der Schulabschlüsse zu schärfen, indem kla-
re und überprüfbare Kriterien für das Erlangen eines 
bestimmten Abschlusses vorgegeben werden. Am 
ehesten ist das Ziel besserer Vergleichbarkeit durch 
zentrale Abschlussprüfungen zu erreichen, wie sie 
auch durch die Kammern der Wirtschaft immer wie-
der gefordert werden. Da Schulabschlüsse Wege für 
weitere Bildungsgänge eröffnen, ist die Vergleichbar-
keit eine zentrale Frage der Bildungsgerechtigkeit. 
Aus dem Bereich der Kammern wird immer wieder 
beklagt, dass Zeugnisnoten für die Wirtschaft wenig 
aussagekräftig seien. In pointierter Überspitzung hört 
sich das z.B. so an: „Wir haben zwischenzeitlich den 
Eindruck … dass, egal welche Schulform ein Schüler 
besucht, er entsprechend gute Noten erhalten wird. 

Wir haben nur noch Schüler mit tollen Noten und zu-
friedene Eltern." („Die Rheinpfalz“ vom 23.11.10)

„Oft haben die Noten der Bewerber um einen Ausbil-
dungsplatz weniger Bedeutung als der Ruf der kon-
kreten Schule, von der der künftige Azubi kommt“, so 
der VDR Landesvorsitzende Bernd Karst. „Eine leicht-
fertige Vergabe von Berechtigungen ohne entspre-
chende Leistungsnachweise muss zwangsläufi g in 
einer Sackgasse enden.“

Der VDR bekennt sich zu einer leistungsorientierten 
Schule, in der die Noten wahre Aussagen über das 
Leistungsvermögen eines Schülers treffen, weil er sei-
ne Kenntnisse in objektivierbaren Prüfungen nachge-
wiesen hat.

02.12.10 V.i.S.d.P.: Wolfgang Häring, VDR-Pressereferent

V D R - P R E S S E M I T T E I L U N G

Aussagekraft der Zeugnisse und Schulabschlüsse sichern

Schulpolitik
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Der Einfl uss der kommunalen Schul-
träger bei der Umgestaltung des Schul-
systems zeigt sich deutlich: Während 
im Kreis Südliche Weinstraße vor-
wiegend kooperative Schulformen 
etabliert wurden, hat der Kreis Ger-
mersheim inzwischen vier Integrierte 
Gesamtschulen und weitere sind be-
antragt. Martin Brandl, der auch dem 
bildungspolitischen Ausschuss seiner 
Fraktion angehört, führt das darauf 
zurück, dass im Kreis Germersheim 
die Schulpolitik eher ideologiefrei ge-
sehen wird. Man möchte dem Eltern-
willen möglichst entgegen kommen. 
Schließlich komme es stärker auf die 
Qualität der Lehrkräfte an als auf die 
Organisationsform. Zur Sicherung der 
Leistungsstandards und der Vergleich-
barkeit der Abschlüsse fordere seine 
Partei zentrale Abschlussprüfungen in 
allen Bildungsgängen.

Christine Schneider legt Wert auf eine 
Verbesserung der Unterrichtsversor-
gung. Um kurzfristige Ausfälle abzu-
decken, sei eine Versorgung der Schu-
len mit 100+x % erforderlich. Beim 
Einsatz von Vertretungskräften sei 
darauf zu achten, dass diese eine abge-
schlossene fachwissenschaftliche und 
pädagogische Ausbildung vorweisen 
können.

Im Gespräch mit Landtagsabgeordneten
Zu einem Meinungsaustausch trafen sich in Landau Vertreter des Bezirksvorstandes Neustadt mit den 
südpfälzischen Landtagsabgeordneten Christine Schneider (CDU, Edenkoben) und Martin Brandl (CDU, 
Rülzheim). Unter der souveränen Gesprächsführung des Bezirksvorsitzenden Michael Eich wurden die 
Folgen der Schulstrukturreform und aktuelle bildungspolitische Themen erörtert. 

Einig waren sich die VDR-Vertreter 
mit den Abgeordneten auch in dem 
Ziel, die Arbeitsbedingungen an den 
Realschulen plus zu verbessern. So 
fordert der VDR die maximale Klas-
sengröße auch in den Stufen 7 bis 10 
auf 25 festzusetzen, wobei in den Be-
rufsreifeklassen bzw. -kursen mit 20 
Schülerinnen und Schülern schon die 
Belastungsgrenze erreicht sein dürf-
te. Die große Heterogenität der Schü-
lerschaft erfordere den Einsatz von 
Schulpsychologen und Schulsozialar-
beitern in viel größerem Umfang als 
bisher. Nicht zuletzt werfe die ange-
strebte Inklusion (Einbeziehung behin-
derter Kinder in Regelschulen) weitere 
Probleme auf. 

Wolfgang Häring (VDR), Christine Schneider MdL (CDU), Michael Eich (VDR)

Bezirksvorsitzender Eich betonte, dass 
die Realschule plus „zum Erfolg ver-
urteilt“ sei. Ohne eine attraktive und 
erfolgreiche Realschule plus sei die 
Berufsausbildung im dualen System 
gefährdet und der Facharbeiterman-
gel werde weiter steigen. Außerdem 
wäre mit einer schwachen Realschu-
le plus der Weg in die Einheitsschule 
vorprogrammiert. Deshalb sei es auch 
unabdingbar, dass durch die Fachober-
schule im organisatorischen Verbund 
mit der Realschule plus den Eltern 
mit der Anmeldung ihrer Kinder nach 
der Grundschule die Option auf einen 
Hochschulzugang geboten werde. Au-
ßerdem sei es erforderlich eine Alter-
native zum Gymnasium zu haben, die 
eine engere Verzahnung von berufl i-
cher und allgemeiner Bildung ermög-
liche.

Zum Abschluss des Gesprächs zeigten 
sich beide Seiten an einer Fortsetzung 
des Dialogs interessiert.

Martin Brandl MdL (CDU), Gudrun Deck (VDR)

Gudrun Deck  
Organisationsfragen
Deck.Gudrun@vdr-rlp.de

Wolfgang Häring
Pressesprecher
Ref.: Fachoberschule (FOS)
Haering.Wolfgang@vdr-rlp.de

Text:

Fotos:
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Am 4.11.2010 trafen im Mainzer Abge-
ordnetenhaus die CDU-Landtagsabge-
ordneten Bettina Dickes, Brigitte Heyn 
und Martin Brandl sowie Bernd Karst, 
Wilfried Rausch, Timo Lichtenthäler 
und Michael Eich als Vertreter des 
VDR zu einem Meinungsaustausch 
zusammen. Neben den Landtagsab-
geordneten nahm auch der CDU-Bil-
dungsreferent Gereon Geissler an dem 
Gespräch teil. 
Wichtige Eckpunkte des Gespräches 
waren die Zukunft der Realschulbil-
dung, die Unterrichtsversorgung und 
Unterrichtsqualität gerade im Zusam-
menhang mit dem Ausbau des Projek-
tes Erweiterte Selbständigkeit (PES) 
sowie die Einführung zentraler Ab-
schlussprüfungen.
Die Abgeordneten vertraten folgende 
Positionen: Die Realschule plus soll 
grundsätzlich kooperativ ausgerichtet 
sein und ist in der Ressourcenzuwei-

Die Realschule plus muss den 
Integrierten Gesamtschulen 
gleichgestellt werden!
Treffen mit den CDU-Landtagsabgeordneten des Ausschusses für Bildung und Jugend

sung den Integrierten Gesamtschu-
len gleichzustellen, sodass aktuelle 
Versorgungsungleichheiten abgebaut 
werden. Überdies plädiert die CDU 
für zentrale Abschlussprüfungen für 
alle Bildungsgänge. Die Vertretungs-
regelung solle nach den Vorstellun-

gen der Christdemokraten über einen 
Vertretungspool erfolgen, über den 
ausschließlich vollausgebildete Lehrer 
mit Festverträgen den Schulen als Ver-
tretungsreserve zur Verfügung stehen. 
Vereinbart wurde, im Gespräch zu 
bleiben.

Michael Eich; Wilfried Rausch; Bettina Dickes, MdL; Bernd Karst, Timo Lichtenthäler; 
Brigitte Heyn, MdL; Martin Brandl, MdL 

Die rot-grüne Reformmission "Ge-
meinschaftsschule", also die Abschaf-
fung des gegliederten Schulsystems, 
hat sie nun mit Hilfe einer noch von 
der schwarz-gelben Vorgängerregie-
rung geschaffenen Experimentierklau-
sel begonnen. Utilitaristisch nutzt Frau 
Löhrmann die Nöte von Land-Bürger-
meistern (am besten mit CDU-Partei-
buch), die in Zeiten des demographi-
schen Wandels die Schule um beinahe 
jeden Preis in ihrem Dorf halten wollen 
und sich vor lauter Verzweifl ung nicht 
mehr um ein ausgewogenes regionales, 
vielfältiges und qualitätssicherndes 

Schulangebot scheren. Um die Ein-
heitsschule durchzusetzen, verspricht 
ihnen Frau Löhrmann "Standortsiche-
rung" und nimmt eine weitere Auf-
splitterung der Schulstruktur in Kauf. 
"Kommunalisiere und herrsche", heißt 
das Motto, das nicht recht zu ihrer an-
geblich sanften Graswurzelrevolution 
passt.
Zudem ist die Idee, Haupt-, Realschu-
len und Gymnasien zusammenzufas-
sen, überholt. In den siebziger Jahren 
gab es einen heftigen ideologischen 
Kampf in Nordrhein-Westfalen um 
das damals Gesamtschule genannte 

Für Sie gelesen

Schule und Macht
Sylvia Löhrmann, die Schulministerin und stellvertretende Ministerpräsidentin von Nordrhein-Westfalen, 
ist eine machtkundige Frau. Im Sommer zeigte sie der zaudernden Hannelore Kraft (SPD) den Weg in 
die Staatskanzlei. Nun erteilt die Schulministerin politischen Freunden wie Gegnern wieder eine Lektion. 
Und wieder zeigt sie, dass man auch ohne parlamentarische Mehrheit zum Ziel kommen kann.

Vorhaben. Bis 2005 bevorzugten SPD 
und dann Grüne Gesamtschulen sys-
tematisch. Trotzdem schnitt das Land 
in allen Vergleichstests verheerend 
ab. Mittlerweile hat die Bildungsfor-
schung gezeigt, dass es keinen Zusam-
menhang zwischen längerem gemein-
samen Lernen und mehr Gerechtigkeit 
gibt. Im Gegenteil: Regelmäßig schnei-
den Bundesländer mit gegliedertem 
System am besten ab.

Quelle:
Reiner Burger, Frankfurter Allgemeine

Sonntagszeitung, 21.11.2010

Schulpolitik
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Die „Rheinpfalz“ attestierte den Po-
diumsteilnehmern eine sachliche Dis-
kussion und stellte fest: „Aus den Re-
alschulen plus, die in Rheinland-Pfalz 
aus der Zusammenlegung der Haupt- 
und Realschulen resultieren, erhoffen 
sich Bildungspolitiker eine verbesserte 
Chancengleichheit, verbesserte Job-
perspektiven durch vermehrt stattfi n-
dende Praktika sowie die Möglichkeit, 
später einmal ein Gymnasium besu-
chen zu können. Der Vorteil dieser 
Schulform, der immer wieder hervor-
gehoben wurde, ist die individuelle 
Förderung von Schülern.“ 

Michael Eich nahm als stellvertreten-
der VDR-Bezirksvorsitzender Neu-
stadt/ Rheinhessen-Pfalz an der Podi-
umsdiskussion teil. Er hob hervor, dass 
die Realschulen plus dank des Einsat-
zes der Kolleginnen und Kollegen so-
wie der Schulleitungen vor Ort einen 
soliden Start hingelegt hätten, und 
das obwohl sich an den nach wie vor 
verbesserungswürdigen schulischen 
Arbeits- und Rahmenbedingungen 
nur wenig getan habe. Die Realschule 
plus könne sich seiner Meinung nach 
als zweites Standbein neben der Inte-

Aller Anfang ist schwer
Podiumsdiskussion zum Konzept Realschule plus 
Die Jungen Liberalen Landau-Südliche Weinstraße, die Jugendorganisation der FDP, veranstaltete Ende 
September eine Podiumsdiskussion in der Landauer Festhalle. Das Thema: Die Zukunftsfähigkeit des rhein-
land-pfälzischen Schulsystems. Im Zentrum der Diskussion stand das Konzept der Realschule plus.

grierten Gesamtschule (IGS) und den 
Gymnasien behaupten, wenn nun die 
Voraussetzungen dafür geschaffen 
würden. Dazu gehöre, so Eich, u.a. 
die Einrichtung von Fachoberschulen 
(FOS). Für die Akzeptanz der Real-
schule plus bei den Eltern sei es un-
erlässlich, ihnen mit der Möglichkeit 
des Erreichens der allgemeinen Fach-
hochschulreife an Realschulen plus 
eine Alternative zu der akademisch 
geprägten Hochschulreife an Gym-
nasien anzubieten. In den Bereichen 
Unterrichtsqualität und Unterrichts-

versorgung müsse seiner Ansicht nach 
energisch nachgesteuert werden. Mit 
Blick auf individuelle Förderung gab 
er zu bedenken, dass diese nur zu ge-
währleisten sei, wenn die Lehrerkräfte 
mehr Unterstützung erführen.

Ein Kompliment Eichs ging an die Jun-
gen Liberalen für deren Engagement 
in Sachen Bildung sowie an die jungen 
Moderatoren Hannah Lea Schmidt und 
Johannes Hahn, denen eine feine Pre-
miere gelang. 

3. Fachkongress Realschule plus

Schulpolitik in Rheinland-Pfalz:
Bilanz und Perspektiven
Diskussion mit Bildungspolitikern der

Landtagsfraktionen Ulla Brede-Hoffmann (SPD),
Bettina Dickes (CDU), Nicole Morsblech (FDP)

und Bildungsministerin Doris Ahnen
Donnerstag, 17. März 2011 • Ingelheim

Fridtjof-Nansen-Akademie, Wilhelm-Leuschner-Straße 61

Auf dem Bildungsgipfel der Jungen Liberalen in Landau wurde kontrovers disku-
tiert: Ulla Brede-Hoffmann (MdL, SPD), Michael Böffel (Industrie- und Handelskam-
mer Pfalz), Elvire Kuhn (Philologenverband), Hannah Lea Schmidt (FDP), Johannes 
Hahn (FDP), Nikolas Palmarini (FDP), Michael Eich (VDR) und Nicole Morsblech 
(MdL, FDP).

Schulpolitik
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Der Verordnungsentwurf enthält eine 
Neuregelung des Höchstalters für die 
Einstellung in das Beamtenverhältnis. 
Demnach soll die Möglichkeit eröffnet 
werden, im Einzelfall oder bei eng be-
grenzten Gruppen von Fällen weiter-
gehende Ausnahmen zuzulassen. Die 
Entscheidung soll im Ermessen der 
zuständigen Schulbehörde liegen und 
der Zustimmung des für die Finanzen 
zuständigen Ministeriums bedürfen.

Die Neuregelung war notwendig, 
weil das Verwaltungsgericht in ei-

nem Rechtstreit zur Altershöchst-
grenze im Jahre 2009 gegen das Land 
Rheinland-Pfalz entschied, und in der 
Urteilsbegründung klarstellte, dass die 
konkrete Höchstaltersgrenze und die 
Ausnahmen hierzu noch in Verwal-
tungsvorschriften zu regeln seien.

Unsere Stellungnahme:

Die Ausnahmeregelung, qualifi zier-
te Bewerberinnen und Bewerber zu 
gewinnen und an den Schulen zu be-
halten, wenn ein außerordentlicher 

Mangel an geeigneten jüngeren Be-
werberinnen und Bewerbern besteht, 
halten wir für sinnvoll. Hierdurch kön-
nen im Wettbewerb mit anderen Bun-
desländern qualifi zierte Lehrkräfte in 
Rheinland-Pfalz gehalten werden.
Zu den Einzelfällen sind u. E. auch Be-
werberinnen und Bewerber zu zählen, 
die aus familiären Gründen nach der 
Ausbildung nicht in den Schuldienst 
gegangen sind.

Stellungnahmen des VDR
zu Verwaltungsvorschriften 
und Richtlinien
Im zweiten Halbjahr wurden unserem Verband der Entwurf einer Landesverordnung zur Änderung 
der Schullaufbahnverordnung, der Entwurf einer Verwaltungsvorschrift zur Suchtprävention sowie der 
Richtlinien-Entwurf „Verbraucherbildung“ vorgelegt.
In Auszügen stellen wir im Folgenden unsere Stellungnahmen dar:

Unsere Stellungnahme:

1. Suchtprävention als Aufgabe von 
Schulen

 Die Forderung, dass alle Maßnahmen 
in ein nachhaltiges Präventionskon-
zept eingebettet werden müssen, ist 
zu allgemein. Nachhaltig kann eine 
Suchtprävention nur sein, wenn ver-
schiedene Akteure aus den Bereichen 
der Medizin, sozialer Einrichtungen, 
Polizei, Schulträger, Fortbildungs-
institute und schulpsychologischer 
Dienste mit Schulen und Eltern zu 
einer gemeinsamen Zusammen-
arbeit sich verpfl ichten würden.
Der Hinweis, dass Lehrkräfte über 
die Entstehung von Suchthaltungen 
informiert sein müssen und an Fort-
bildungsveranstaltungen teilnehmen 
sollen, ist wichtig. Allerdings sehen 
wir hier eher einen zentralen Aufga-
benbereich der 1. und 2. Phase der 
Lehrerausbildung.

2. Beratungslehrkraft für Suchtprä-
vention

 Die Ausführungen zu diesem Punkt 
sind sehr umfangreich und belegen die 
besondere Bedeutung dieses Amtes.
Aus der Aufl istung der Aufgaben 
wird deutlich, dass Beratungslehr-
kräfte sehr stark gefordert sind. Dass 
die Lehrkräfte in Erfüllung ihrer 
Aufgaben ein notwendiger Freiraum 
gewährt werden muss, ist sinn-
voll, aber in der allgemeinen Form 
wenig aussagekräftig. Hier wün-
schen wir beispielhafte Erklärun-
gen zur Gewährung des Freiraums. 
Die Aufgabenerfüllung benötigt 
Kenntnisse sowie Beratungs- und 
Handlungskompetenzen. Aus unse-
rer Sicht erfordert die sachgerechte 
Aufgabenerfüllung auch das Ange-
bot einer psychologischen Betreu-
ung. Wegen der vielfältigen und zei-
tintensiven Arbeit bei der Betreuung 
gefährdeter Schüler wie auch bei der 

Umsetzung eines nachhaltigen Prä-
ventionskonzepts sind Entlastungs-
stunden zu gewähren.

3. Verhalten bei suchtmittelbeding-
ten Auffälligkeiten

 In diesem Abschnitt wird der päda-
gogische Aspekt der Präventionsar-
beit hervorgehoben, dass gefährdete 
Schülerinnen und Schüler ein Recht 
auf Beratung und Unterstützung 
durch die Schule haben. Auf die enge 
Zusammenarbeit mit den Eltern wird 
ebenfalls hingewiesen. Welche Maß-
nahmen Schulen allerdings in dem 
Fall ergreifen können, der bei einer 
Gefährdung der Mitschülerinnen 
und Mitschüler u. a. beim Handel 
mit Drogen eintritt, wird hier nicht 
näher ausgeführt. Gerade in schwer-
wiegenden Fällen muss eine Verwal-
tungsvorschrift für alle Beteiligten 
Rechtssicherheit schaffen. 

Zweite Landesverordnung zur Änderung der Schullaufbahnverordnung 

„Suchtprävention in der Schule und Verhalten bei suchtmittelbedingten Auffälligkeiten“

Recht
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Unsere Stellungnahme:

Verbraucherbildung ist wegen der ra-
santen Entwicklungen in den Berei-
chen des Lebens, in denen Konsum 
stattfi ndet, gerade für die heranwach-
senden Menschen wichtig. Insofern ge-
winnt die Verbraucherbildung an den 
Schulen zunehmend an Bedeutung.
Wesentliche Aufgabe der Verbrauch-
erbildung ist nach den Richtlinien die 
Wertevermittlung. 
Eine Wertevermittlung bedarf grund-
sätzlich der Mitarbeit der Eltern. Eine 
Richtlinie „Verbraucherbildung“ muss 
daher eine Zusammenarbeit mit den 
Eltern als eine wesentliche Rahmenbe-
dingung der Verbraucherbildung the-
matisieren. Im vorliegenden Entwurf 
wird der Aspekt der gemeinsamen 
Verantwortung von Eltern und Schule 
nicht  aufgegriffen. Hier sehen wir die 
Notwendigkeit der Ergänzung.

Die Nachhaltigkeit der Verbraucher-
bildung hängt sehr stark von der Ko-
operation mit externen Partnern ab. 
Die Einbeziehung von Partnern aus 

der Praxis ermöglicht die erforderliche 
Praxisnähe. Auf die Bedeutung dieser 
Partner wird in der Richtlinie lediglich 
unter dem Methodenaspekt hingewie-
sen. Aus unserer Sicht reicht dies nicht 
aus. Die Richtlinie muss den Aspekt 
der Kooperation mit externen Partnern 
in einem eigenen Abschnitt umfassen-
der behandeln.

Als Kernbereiche der Verbraucherbil-
dung werden Finanzkompetenz und 
Konsum, Ernährung und Gesundheit 
sowie Datenschutz genannt.
Den letzten Kernbereich zu sehr auf 
den Datenschutz zu fokussieren, über-
zeugt u. E. nicht. Zur Verbraucherbil-
dung gehört auch die Vermittlung der 
Informationskompetenz, also der sach-
gerechte Umgang mit Informationen 
und Daten.

Die Wahlpfl ichtfächer der Realschu-
le plus können auch aus unserer Sicht 
einen besonderen Beitrag in den 
Querschnittsthemen für die Verbrau-
cherbildung leisten. Für den Wahl-
pfl ichtfachunterricht empfehlen wir, 

dass ein Curriculum speziell für die 
Querschnittsthemen der neuen Wahl-
pfl ichtfächer von der 6. bis zur 10. 
Klasse erstellt wird. Das Curriculum 
kann als Orientierungshilfe für ande-
re Fächer dienen und damit im Sinne 
der Richtlinie die Grundlage für „ ein 
schlüssiges Konzept schulischer Bil-
dung“ durch eine „verstärkte Koopera-
tion der Fächer“ bieten.

Auch die Ganztagsschule kann in star-
kem Maße zur Verbraucherbildung 
beitragen. Dies sollte in der Verwal-
tungsvorschrift Erwähnung fi nden. 

Eine weitere Voraussetzung für eine 
wirksame Integration der Verbrauch-
erbildung in ein Konzept schulischer 
Bildung ist, dass Inhalte der Verbrau-
cherbildung in der Lehreraus- und 
-weiterbildung verankert werden. 

Richtlinie Verbraucherbildung an allgemeinbildenden Schulen

Wilfried Rausch  
Stv. Landesvorsitzender
Ref.: Dienst- und Schulrecht
Rausch.Wilfried@vdr-rlp.de

Das Bildungspaket besteht aus folgenden Komponenten:

1. Schulbasispaket
Aus diesem Paket können Anschaffungen wie Schulranzen, 
Taschenrechner und Zirkel getätigt werden. Daneben wer-
den auch eintägige Schulfahrten aus diesem „Topf“ bezu-
schusst. 

2. Lernförderung
Die Finanzierung außerschulischer Lernförderung wird er-
möglicht. Voraussetzung ist, dass die Lehrerinnen und Leh-
rer die Notwendigkeit einer Lernförderung feststellen und 
bescheinigen.

3. Das warme Mittagessen in Ganztagsschulen
Eltern erhalten einen Zuschuss zum Mittagessen, wenn der 
Schulträger ein Mittagessen anbietet.

4. Außerschulische Bildung: Kultur, Sport und Mitma-
chen
Den Familien werden personengebundene Gutscheine zur 

Verfügung gestellt, die für Musikunterricht, außerschuli-
sche Jugendbildung, Jugendarbeit in Sport, Spiel und Gesel-
ligkeit eingelöst werden können.

Die Umsetzung erfolgt durch die Jobcenter bzw. durch die 
Kommunen.

Das Bildungspaket
Ab 1. Januar 2011 haben Schülerinnen und Schüler aus hilfebedürftigen Familien einen Rechtsanspruch 
auf Bildungsförderung.

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Recht
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Vergleiche zwischen Schule und 
Wirtschaft hinken. Deshalb reagie-
ren Pädagogen oft irritiert, wenn 
zunehmend Wirtschaftbegriffe wie 
„Standortsicherung“ oder „Kun-
denorientierung“ in die schulischen 
Diskussionen einfl ießen. Anderer-
seits verschaffen Vergleiche neue 
Sichtweisen. Deshalb sei hier der 
Versuch eines Vergleichs am Bei-
spiel der Einführung der Fachober-
schule in Rheinland-Pfalz gewagt:

Ein mittelständisches Chemieunter-
nehmen mit etwa 60 Mitarbeitern 
(Realschule plus) produziert im We-
sentlichen 2 Produkte, nämlich Kos-
metika und Bodenpfl egemittel (Be-
rufsreife und Mittlere Reife).
Im Sinne einer Verbreiterung der Pro-
duktpalette entschließt man sich, in 
einer weiteren Sparte Arzneimittel 
(Fachhochschulreife) herzustellen. 
Zur Vorbereitung der neuen Abtei-
lung wird 10 Monate vor dem Start 
eine Steuergruppe gebildet. Sie besteht 
aus dem Firmenchef (Rektor der 
Realschule plus) und zwei Mitarbei-
tern (Lehrkräften). Eigentlich sollte 
auch noch der neue Abteilungsleiter 
(FOS-Koordinator) mitwirken, aber 
den gibt es noch nicht. Da ist noch ein 
umfangreiches Bewerbungs- und Aus-
wahlverfahren abzuwarten.

Das Dreier-Team soll sich nun mit Elan 
an die Arbeit machen. Dabei muss je-
des Mitglied im Stammwerk (Re-
alschule plus), das nach dem ersten 
Jahr seines Bestehens auch noch viel 
Planungsarbeit erfordert, mit vollem 
Einsatz genau wie bisher arbeiten und 
sein gesamtes Pensum erfüllen. Den 
Steuerungsgruppenmitgliedern wird 
allerdings angeboten 1 ½ Stunden pro 
Woche unbezahlte Überstunden zu 
machen, mit der vagen Aussicht, diese 
im kommenden Jahr abzufeiern.

In den 90 Minuten pro Woche, das 

sind etwa 45 Stunden bis zum Beginn 
der Produktion, hat das Team beachtli-
che Aufgaben zu schultern: 
• Entwicklung eines standortspe-

zifi schen Produktionsprozesses 
(Schulkonzept)

• Aufbau eines Kundenstammes 
(Einzugsbereich)

• Auswahl der Produktionsmittel 
(Lehrmittel, Schulbücher)

• Organisation des Einkaufs und des 
Verkaufs (Aufnahmeverfahren)

• Kooperation mit der Arbeitsverwal-
tung (Praktikumsplätze)

• Kontaktaufnahme und Absprachen 
mit Nachbarfi rmen (Nachbarschu-
len)

• Organisation des Mitarbeitereinsat-
zes (Stundenplan)

• Erstellung eines Fortbildungskon-
zepts (Für Fortbildungsmaßnahmen 
stehen 1.000 € (!) zur Verfügung.)

• Öffentlichkeitsarbeit und Präsen-
tation des neuen Angebots in den 
Medien und im Internet

• Vorträge zum neuen Produkt 
(Schüler/Eltern-Info-Abende)

• Einbeziehung von Potential aus der 
Wissenschaft (BBS-Lehrkräfte)

• Regelmäßige Kommunikation des 
Konzepts mit den Mitarbeitern des 
Stammwerkes (Gesamtkonferenz)

Steuerungsgruppen zur
FOS-Einrichtung an Optionsschulen*

Ein Vergleich mit der Wirtschaft

Schulleiter/in

FOS-Koordinator/in

2 Lehrkräfte 
(WPF und Kernfach)

Beirat mit Vertretern

- des Schulträgers 
- der Wirtschaft 
- der Kammern 
- der Eltern 
- der Nachbarschulen

Lehrkräfte benach- 
barter BBS

Schulbehörde (ADD) Gesamtkonferenz

• Kooperation mit den Genehmi-
gungsbehörden (ADD)

• Aufbau eines Beirats für die neue 
Abteilung mit Vertretern
• der Wirtschaftsverbände 

(Nachbarschulen)
• der Kammern
• der Verbraucher (Eltern)
• der Standortgemeinde 
 (Schulträger)
• der Gewerkschaften (???)

Vielleicht haben Sie einen Be-
triebswirt (z.B. Unternehmens-
berater) in Ihrem Bekannten-
kreis. Fragen Sie ihn doch ein-
mal, wie er das Vorgehen des 
Betriebes beurteilt.

*Grundlage: „Einrichtung von Fach-
oberschulen an Realschulen plus - Bil-
dung von Steuerungsgruppen“, Amts-
blatt Nr. 8 / 2010, S. 253

Wolfgang Häring
Pressesprecher
Ref.: Fachoberschule (FOS)
Haering.Wolfgang@vdr-rlp.de
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MBWJK: Herbert Petri, Ottmar Schwinn; VDR: Bernd Karst, Wolfgang Häring

Der VDR wird die häufi g ge-
stellten Fragen (FAQs) und die 
entsprechenden Antworten 
spätestens Anfang Januar 2011 
auf unserer Homepage unter 
www.realschule-vdr.de FOS 
veröffentlichen.

Eine kleine Auswahl häufi g gestellter 
Fragen sei hier bereits vorgestellt:

Aufnahmevoraussetzungen und 
Anmeldung:
• Dürfen sich auch Schüler der 10. 

Klassen aus dem Gymnasium, der 
Integrierten Gesamtschule oder der 
Hauptschule anmelden?

• Können Schüler nach der 9. Klasse 
eines G8-Gymnasiums aufgenom-
men werden?

• Werden Schüler der eigenen Schule 
bevorzugt aufgenommen? 

• Zählt das Halbjahreszeugnis oder 
das Jahreszeugnis für die Aufnah-
me?

• Was passiert, wenn mehr als 60 
Anmeldungen für eine FOS an einer 
Schule vorliegen?

• Wann werden die Schüler infor-
miert, ob sie an der FOS aufgenom-
men sind?

Schule und Praktikum:
• Welche Fächer sind versetzungsrele-

vant?
• Muss der Praktikumsvertrag bereits 

bei der Anmeldung vorgelegt wer-
den?

• Gibt es eine Begrenzung der räumli-
chen Entfernung zum Praktikums-
platz?

• Gibt es Fahrtkostenerstattung für 
die Fahrt zum Praktikumsplatz?

• Wird das Praktikum benotet?

Abschluss und Berechtigungen:
• Wie ist die Abschlussprüfung ge-

staltet?
• Wird die an der Fachoberschule in 

RLP erworbene Fachhochschulreife 

FOS – Noch Fragen offen?
Im Zusammenhang mit dem Start der FOS im nächsten Schuljahr erreichten den VDR viele Fragen von 
Lehrkräften, Schulleitern, Schulträgern, Eltern und Schülern.
Die Anzahl der Rückfragen spiegelt das große Interesse, das dem neuen Bildungsweg entgegenge-
bracht wird. Landesvorsitzender Bernd Karst und FOS-Referent Wolfgang Häring haben diese Fragen 
mit den Experten aus dem Bildungsministerium Ottmar Schwinn und Herbert Petri erörtert.

in allen Ländern der Bundesrepub-
lik anerkannt? 

• Was muss man tun, wenn man nach 
der Fachhochschulreife noch die all-
gemeine Hochschulreife erwerben 
möchte?

• Kann man mit dem „Fachabi“ an der 

Wolfgang Häring
Pressesprecher
Ref.: Fachoberschule (FOS)
Haering.Wolfgang@vdr-rlp.de
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VDR
VERBAND DEUTSCHER REALSCHULLEHRER
Landesverband Rheinland-Pfalz e.V. 

F o sach ber chule
an der Realschule plus

FOS

Eine Information für Lehrkräfte, Eltern,

Schulträger, Praktikumsbetriebe sowie
Schülerinnen und Schüler

RHEINLAND-PFALZ

VERBAND DEUTSCHER
REALSCHULLEHRER

Internationaler
Lehrerausweis

International
Teachers’

Identity Card

Carte
Internationale

d’identité
d’enseignant

Nur gültig in
Verbindung mit

Pass oder
Personalausweis

Only valid with
passport or
identity card

Valide seulement
en liaision avec le
passeport ou la
carte d’identité

Das bietet der VDR

Diensthaftpflicht
Die Deckungssummen betragen jetzt:

3.000.000 € pauschal für Personen- und
Sachschäden,

50.000 € für Vermögensschäden,

50.000 € für Verlust von Dienstschlüsseln,

5.000 € für Schäden am Eigentum
der Schule.

Rechtsschutz und 
Rechtsberatung

Der VDR berät Sie in allen schul- und 

beamtenrechtlichen Fragen.

Bei Problemen von grundsätzlicher 

Bedeutung gewährt der DBB auf Antrag über 

den VDR zusätzlich Rechtsschutz.

Zeitschriften & Kalender
Realschule in Rheinland-Pfalz                         
die Zeitschrift des VDR-Landesverbandes e.V.

dbb magazin                                    
Mitteilungsblatt des DBB

Realschule in Deutschland                          
die Zeitschrift des VDR-Bundesverbandes

Taschen-, Tisch- und Wandkalender

VDR-Handbuch für Realschullehrer

Loseblattsammlung:                                       

ca. 1.400 Seiten in 2 Ordnern,                 

25% Rabatt für Mitglieder auf alle 

Lieferungen.

Halbjährliche Aktualisierung 

(Nachlieferungen).

Sie erhalten das Handbuch beim Eintritt in 

den VDR als Begrüßungsgeschenk.

VDR Homepage
aktuelle Informationen

wichtige Hinweise

Vordrucke (downloads)

Anschriften

www.realschule-vdr.de

Fortbildungsveranstaltungen
Informationsschriften

Zweite

erweiterte

Auflage

Die ausführliche Informations-
broschüre des VDR zur FOS wurde 
erweitert und neu aufgelegt.

Zu beziehen über Gudrun Deck
Deck.Gudrun@vdr-rlp.de

zum Preis von:
 1 bis 10 Exemplare je 3,00 €
11 bis 25 Exemplare je 2,00 €
 >  25 Exemplare je 1,50 €

Fachhochschule alle Fachrichtungen 
studieren?

Schulpolitik
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VDR: Holpriger Start
Aus Verbandssicht war der Start holprig. Die Erwartun-
gen, die im Vorfeld der Planungen geweckt wurden, konn-
ten nicht erfüllt werden. Es ist noch nicht erkennbar, wo 
die verbesserten Unterstützungsmaßnahmen für unse-
re Schulen sind. Seit Jahren fordert der VDR wirksame 
und nachhaltige Fortbildungsveranstaltungen u. a. zu den 
Bereichen Umgang mit Heterogenität, individuelle För-
derung und Differenzierung im Unterricht. Die Ange-
bote für das 1. Halbjahr 2011 hierzu sind dürftig. In den 
schwierigen Phasen des Umgestaltungsprozesses, in de-
nen sich die neuen Realschulen plus momentan befi nden, 
sind überzeugende und praxiserprobte Veranstaltungen zu 
den aufgeführten Themenbereichen notwendig. Dass es 
anders geht, zeigen die Fortbildungsmaßnahmen im Be-
reich der neuen Wahlpfl ichtfächer. Hier wurde rechtzeitig 
ein Konzept für den neuen Wahlpfl ichtbereich entwickelt 
und umgesetzt: Qualifi zierte Fachmoderatoren stehen den 
Schulen zur Verfügung und können landesweit die Real-
schulen plus bei der Umgestaltung des Wahlpfl ichtfachbe-
reichs unterstützen.

Neu strukturiertes Beratungssystem – Fachberater 
abgeschafft
Mit der Errichtung des neuen Landesinstituts endete auch 
die Tätigkeit der Fachberater an den Realschulen, die bei 
der ADD angesiedelt waren. Begründet wurde die Auf-
lösung damit, das Beratungssystem neu zu strukturieren 
und wegen der Synergieeffekte im neuen Institut anzusie-
deln. Die Fachberatertätigkeit an den Realschulen war eine 
bewährte Einrichtung. Sie garantierte ein an den Bedürf-
nissen der Realschulen orientiertes Beratungs- und Fort-

bildungsangebot, das in Abstimmung mit der ADD in den 
Regionen zum Tragen kam und eine Vernetzung der Schu-
len ebendort ermöglichte. Der Realschullehrerverband er-
wartete vom neuen Beratungssystem mindestens die Fort-
führung der bewährten Beratungspraxis. Dies ist bisher 
nicht geschehen. Im neuen Beratungssystem tauchen zwar 
einige bekannte Fachberater mit der neuen Bezeichnung 
Beraterinnen und Berater für Unterrichtsentwicklung auf, 
aber hier gibt es lediglich für die Naturwissenschaften ein 
breites Beratungsangebot. Für die Hauptfächer Deutsch 
und Englisch und auch für Französisch gibt es (noch) keine 
im Fortbildungskatalog für das 1. Halbjahr 2011 ausgewie-
sene Beratung und Prozessbegleitung. Die Versäumnisse 
lassen sich vielleicht dadurch erklären, dass die Hausauf-
gaben zum Start nicht vollständig erledigt werden konn-
ten. Sicherlich ist es nicht einfach, aus drei unterschied-
lichen Instituten mit unterschiedlichen Philosophien und 
Leitungsstrukturen eine neue Einheit zu schaffen. Umso 
wichtiger wäre es gewesen, zum Starttermin eine neue 
Leiterin bzw. einen neuen Leiter des Pädagogischen Lan-
desinstituts zu präsentieren. Wir wissen alle, wie wichtig 
eine Führungspersönlichkeit gerade für den Start eines 
neuen Landesinstituts ist. 

Wir werden die weiteren Entwicklungen des neuen Lan-
desinstituts konstruktiv-kritisch begleiten und darauf 
achten, dass die Versprechungen der Bildungsministerin 
eingelöst werden.

Neues Pädagogisches Landesinstitut gestartet
Pädagogisches Landesinstitut Rheinland-Pfalz
Am 1. August 2010 wurde das Pädagogische Landesinstitut Rheinland-Pfalz (PL) gegründet. Darin sind 
die bisherigen Pädagogischen Service Einrichtungen, das Institut für schulische Fortbildung und Schul-
psychologische Beratung (ifb), das Pädagogische Zentrum (PZ) und das Landesmedienzentrum (LMZ)  
zusammen geführt.
Das PL gliedert sich in:
1. Personalentwicklung; 2. Schul- und Unterrichtsentwicklung, Medienbildung; 3. Schulpsychologi-
sche Beratung; 4. Zentrale Dienste und IT-Dienste; 5. Zentrum für Schulleitung und Personalführung.
Die Aufgaben der bisherigen pädagogischen Serviceeinrichtungen – des Instituts für schulische Fort-
bildung und schulpsychologische Beratung (IFB) in Speyer mit seinen regionalen Fortbildungszentren 
in Speyer, Boppard und Saarburg sowie den 14 schulpsychologischen Beratungsstellen, des Pädago-
gischen Zentrums in Bad Kreuznach mit seinen sieben Außenstellen und des Landesmedienzentrums in 
Koblenz – werden im neuen Landesinstitut gebündelt. Bildungsministerin Doris Ahnen hebt in einer Pres-
seerklärung zum Schuljahresanfang hervor: „Die Serviceleistungen für Schulen, Lehrer- und Schüler-
schaft sowie Eltern in den Feldern pädagogische und psychologische Beratung, Lehrerweiterbildung 
sowie Unterstützung in den Bereichen Medienbildung und Informationstechnologien sollen mit dem 
Aufbau des Pädagogischen Landesinstituts intensiviert und noch besser auf einander abgestimmt wer-
den. Vom Start des neuen Landesinstituts erhoffen wir uns Synergieeffekte und ein noch effi zienteres 
Dienstleistungsangebot.“

Wilfried Rausch  
Stv. Landesvorsitzender
Ref.: Dienst- und Schulrecht
Rausch.Wilfried@vdr-rlp.de
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Tel. 0 180 3 - 00 09 44*
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Staatssekretär Michael Ebling betonte 
darin: „Mit diesem Schritt wollen wir 
Arbeitsschutz und Gesundheitsförde-
rung für alle Lehrerinnen und Lehrer 
weiterentwickeln. Damit tragen wir 
auch den wachsenden Anforderungen 
an den Berufsalltag der Lehrkräfte 
Rechnung und leisten einen wichtigen 
Beitrag, die Schulqualität weiter zu 
verbessern.“ 

Das Konzept für die arbeitsmedizi-
nische und sicherheitstechnische Be-
treuung von Lehrkräften sieht unter 
anderem vor, „mit Hilfe mobiler Be-
treuungseinheiten fl ächendeckend im 
Land eine arbeitsmedizinische Betreu-
ung von Lehrkräften und pädagogi-
schen Fachkräften sicherzustellen und 
ein Netzwerk zu allen für das schuli-
sche Gesundheitsmanagement Verant-

wortlichen zu knüpfen.“
Zu den Aufgaben des Instituts soll 
unter anderem „auch die individuelle 
Beratung von Lehrkräften und Schul-
leitungen, die Durchführung von Maß-
nahmen der Gesundheitsförderung 
und die Beratung bei der Wiederein-
gliederung von langfristig Erkrank-
ten“ gehören.

Land will Institut für Lehrergesundheit in Mainz gründen
Zur verbesserten arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen Betreuung der mehr als 41.000 staat-
lichen Lehrkräfte sowie der knapp 2.500 pädagogischen Fachkräfte will das Land ein Institut für Lehrer-
gesundheit an der Universitätsmedizin Mainz gründen. 

Michael Eich
komm. Bezirksvorsitzender Neustadt
Eich.Michael@vdr-rlp.de

Kommentar

„Die Gesunden bedürfen
des Arztes nicht“
Zur Gründung eines Instituts für Lehrergesundheit

„Die Gesunden bedürfen des Arztes nicht“, so steht es im 
Lukas-Evangelium (Kap. 5, Vers 31) geschrieben. Gemes-
sen an diesem Bibelzitat muss es um uns rheinland-pfäl-
zische Lehrerinnen und Lehrer schlecht bestellt sein. Wir 
sind allem Anschein nach gesundheitlich so angeschlagen, 
dass uns mit einem Arzt nicht mehr zu helfen ist, wir brau-
chen ein Institut für Lehrergesundheit. 
Die rheinland-pfälzische Landesregierung gab am 
02.11.2010 die Gründung eines solchen Institutes in Mainz 
bekannt. „Mit diesem Schritt wollen wir Arbeitsschutz und 
Gesundheitsförderung für alle Lehrerinnen und Lehrer 
weiterentwickeln. Damit tragen wir auch den wachsenden 
Anforderungen an den Berufsalltag der Lehrkräfte Rech-
nung (...)“, verkündete der Staatssekretär im Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur (MBWJK), 
Michael Ebling. Ob die Institutsgründung nun aus Fürsor-
ge geschieht oder auf die steigenden Versorgungsausgaben 
für frühpensionierte Pädagogen zurückzuführen ist, bleibt 
offen. 
Das Institut für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin 
der Universität Mainz hat im Auftrag des MBWJK „ein 
umfassendes Konzept für die arbeitsmedizinische und 
sicherheitstechnische Betreuung von Lehrkräften entwi-
ckelt“. Im Abschlussbericht über das Projekt „Konzept-
entwicklung einer arbeitsmedizinischen Betreuung von 
Lehrkräften in Rheinland-Pfalz“ heißt es: „Im Gegensatz 
zu anderen Bundesländern (...) besteht in Rheinland-Pfalz 
derzeit keine adäquate und rechtskonforme arbeitsmedizi-
nische Betreuung der ca. 40.000 Lehrkräfte des Landes.“ 
Mainz ist demnach darum bemüht, eine Rechtslücke zu 
schließen.
Dass der Fürsorgegedanke nicht immer das leitende 
Motiv der Landesregierung ist, wissen wir aus unserem 

Berufsalltag. Die Landesregierung ist es, die mit immer 
neuen Aufgaben für die Schulen, mit einer übersteigerten 
Anspruchshaltung auf der einen und einer vergleichs-
weise geringen Unterstützung auf der anderen Seite ei-
nen wesentlichen Anteil an den krankheitsverursachen-
den schulischen Rahmenbedingungen hat. Dazu heißt 
es im Forschungsbericht: „Die Rahmenbedingungen des 
Lehrerberufes führen dazu, dass Lehrkräfte z.T. erhebli-
chen psychomentalen, physikalischen, biologischen und 
chemischen Belastungen ausgesetzt sind. (...) Diese Belas-
tungen führen bei Lehrkräften vermehrt zu einer Beein-
trächtigung der Gesundheit und einem vorzeitigen Eintritt 
in den Ruhestand.“ 
In Lehrerohren klingt deshalb die Aussage des Staatsse-
kretärs Ebling, die Institutsgründung ermögliche „die wei-
tere Entwicklung präventiver Maßnahmen des Gesund-
heitsschutzes“ wenig überzeugend. Die Landesregierung 
sollte primär für adäquate schulische Arbeitsbedingungen 
und eine Reduzierung der oben aufgeführten Belastungen 
Sorge tragen, ein Landesinstitut kann dann sekundär von 
therapeutischem Nutzen sein. Sollte darüber hinaus noch 
Rat benötigt werden, ist die Rückbesinnung auf alte Volks-
weisheiten oftmals aufschlussreicher und billiger als die 
Gründung von Instituten. So heißt es in einer Redewen-
dung wahrhaft und weise: „Wer arbeitet über die Kraft, der 
hat bald ausgeschafft.“ 

Um Missverständnisse zu vermeiden: Der VDR begrüßt, 
dass sich das MBWJK des Themas Lehrergesundheit in 
Form der Institutsgründung verstärkt annimmt. Schließ-
lich haben Personalräte und Lehrerverbände jahrelang auf 
die Problematik aufmerksam gemacht. Es bleibt zu hoffen, 
dass sich das Institut nicht auf die Therapie der Symptome 
beschränkt, sondern dem Ministerium Vorschläge macht, 
wie die Arbeitsbedingungen verbessert und die Belastun-
gen der Lehrkräfte verringert werden können. Schließlich 
ist vorbeugen immer besser als heilen.

Schule und Gesundheit
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Seit Sommer 2009 ist ein Gefahrenpo-
tential in das öffentliche Interesse ge-
rückt, welches viele bereits vergessen 
oder verdrängt hatten: PCB-Schad-
stoffe in Schulen.

Die Ereignisse an der Erich-Kästner-
Realschule Hermeskeil haben die 
PCB-Problematik wieder in den Fokus 
der Gesundheits- und Schadstoffbelas-
tungsdiskussion gebracht, zumindest 

kurzzeitig.
Mit der Otto-Hahn-Realschule Bitburg 
hat es nun eine weitere Schule getrof-
fen.

Erneut PCB-Belastung an einer Schule
Kaum scheinen die Schadstoffbelastungen an der Erich-Kästner-Realschule Hermeskeil in der öffent-
lichen Diskussion verstummt, wurden an einer weiteren Realschule im Land Schadstoffe, die auf PCB 
zurückzuführen sind, festgestellt: dieses Mal an der Otto-Hahn-Realschule in Bitburg. 

Hintergrund:
PCB
PCB sind weniger durch akute Giftigkeit bekannt, viel-
mehr durch ein erhebliches Risiko bei ständiger Belas-
tung. Sie können nur sehr schwer biologisch abgebaut 
werden und durch ihren lipophilen (fettlöslichen) Cha-
rakter lagern sie sich sukzessive im Fettgewebe von 
Tieren und Menschen an. In einer Tierversuchsreihe mit 
PCB wurde eine krebserregende Wirkung nachgewiesen, 
darüber hinaus wiesen die Forscher Schädigungspotenti-
al des Immunsystems und der Nerven nach.

Polychlorierte Biphenyle
(PCB)
C12H10-xClx

Verwendung
In den 80er Jahren wurde PCB im großen Maße herge-
stellt und vor allem als Weichmacher in Kunststoffen 
(Fugendichtungen und Deckenverkleidungen) und als 
Flammschutzmittel in Wandfarben, Lacken und Kleb-
stoffen verwendet. Seit dem Jahr 1989 sind die Her-
stellung und die Verarbeitung von PCB in Deutschland 
grundsätzlich verboten, seit 2001 durch das Stockholmer 
Übereinkommen sogar weltweit.
Aber weit vor den 80er Jahren wurde PCB bautechnisch 
eingesetzt. So auch im aktuellen Fall in Bitburg.

Grenzwerte
Als Reaktion auf die enorme Gefährdung wurden soge-
nannte PCB-Richtlinien erlassen, die eine eindeutige Ka-
tegorisierung erlauben.

Die Gefahren der PCB sind sehr viel-
seitig und daher sehr ernst zu nehmen:

• Einatmen, Verschlucken oder Auf-
nahme über die Haut kann zu Ge-
sundheitsschäden führen

• Schädigung des zentralen Nerven-
systems

• Schädigung der Haut, der Leber, der 
Nieren und des Blutes

• Beeinträchtigung des Immunsys-
tems

• Fruchtschädigend für den Menschen
• Krebserregende Wirkungen

Der VDR fordert die Landesregierung 
auf, im Rahmen ihrer Fürsorgepfl icht 
darauf hinzuwirken, dass an Schulge-
bäuden, die in den 80er Jahren oder 
früher erbaut wurden, Messungen 

durchgeführt werden. Es kann nicht 
sein, dass man sich der Gesamtproble-
matik immer nur dann annimmt, wenn 
mal wieder ein Fall publik gemacht 
wird.

Timo Lichtenthäler
Ref.: Delegierte, Newsletter
Lichtenthaeler.Timo@vdr-rlp.de

Unter dem Motto "Bleib entspannt. 
Mach dich schlau." startet die Bun-
deszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA) im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend eine neue 
Initiative zur Sexualaufklärung für 
Jugendliche. Ziel ist es, Heranwach-
sende zu befähigen, bei sexuellen 
Kontakten rechtzeitig miteinander 
über Verhütung zu sprechen und sie für 
riskante Situationen zu sensibilisieren. 

Dabei sollen insbesondere Jungen an-
gesprochen werden, in punkto Verhü-
tung mehr Verantwortung zu überneh-
men. Mädchen sollen darin bestärkt 
werden, Verhütung durchzusetzen.
Die neue Initiative ist crossmedial auf-
gestellt. Im Mittelpunkt steht das be-
währte Internetportal der Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklärung 
zu Liebe, Sex und Verhütung. Dort er-
halten Jugendliche Antworten auf alle 
Fragen rund um Liebe, Sexualität und 

Partnerschaft. Regelmäßig fi nden hier 
Expertenchats statt und in den Chat-
räumen von "Loveline-City", einer 
grafi sch gestalteten Chatwelt, können 
sich Mädchen und Jungen über ihre 
Erfahrungen austauschen.

www.loveline.de
www.bzga.de/presse/pressemotive/
sexualaufklaerung
www.forschung.sexualaufklaerung.de 

„Bleib entspannt. Mach dich schlau.“

Schule und Gesundheit
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In seiner diesjährigen Bezirksversamm-
lung informierte der VDR zu einem 
hochaktuellen Thema. Als Referentin 
eingeladen war Frau Antonia Dufeu, die 
seit 2003 als selbständige Rechtsanwältin 
mit dem Schwerpunkt „Medienrecht an 
Schulen“ in Mainz tätig ist. Ihr Vortrag 
umfasste folgende Themen:
• Aufsichtspfl ichten bei Internetnutzung
• Persönlichkeitsrechte
• Handy in der Schule

Das Nutzen der neuen Medien in den 
Schulen impliziert, dass die Schulen viele 
unterschiedliche Rechtsgebiete wie das 
des Zivilrechts, Urheberrechts, Straf-
rechts, Wettbewerbsrechts beachten müs-
sen.
Hochrangig zu bewerten sind die Auf-
sichtspfl ichten der Schule gegenüber den 
Schülern. Diese müssen bei der Nutzung 
des Internets im Rahmen des Unterrichts 
gewährleistet sein. So muss ein Lehrer in 
regelmäßigen Abständen überprüfen, ob 
sich seine Schüler im Unterrichtsgesche-
hen nicht mit jugendbeeinträchtigenden 
Inhalten beschäftigen. Der Umfang sei-
ner Aufsichtspfl icht wird bestimmt durch 
das Alter der Schüler und das Gefahren-
maß, welches aber durch geeignete Filter-
programme gemindert werden kann.
Diese Aufsichtspfl ichten können nicht 

Digitale Übergriffe in der Schule:
Wie kann ich mich schützen?
Die Bezirksversammlung in Koblenz informierte über das Medienrecht an Schulen

zuletzt durch eine umfangreiche Infor-
mation der Schüler vor der Nutzung des 
Internets erleichtert werden.

Die Internetnutzung an Schulen birgt 
die Gefahren der Verletzung von Per-
sönlichkeitsrechten durch veröffentlichte 
Fotos, Videos oder Texte im Internet, von 
denen die Betroffenen entweder nichts 
wissen oder deren Veröffentlichung sie 
nicht zugestimmt haben. Auch der Tatbe-
stand der Aufnahme von Fotos oder Vide-
os kann schon Straftatbestände erfüllen, 
auch wenn eine Veröffentlichung nicht 
beabsichtigt ist.
Videoaufnahmen durch die Lehrer müs-
sen immer einen pädagogischen oder 
wissenschaftlichen Zweck erfüllen. Der 
Lehrer muss zwischen öffentlichen und 

nicht-öffentlichen Bereichen differen-
zieren und die Persönlichkeitsrechte der 
einzelnen Schüler schützen. Das heißt, 
dass der Lehrer in nicht-öffentlichen Be-
reichen zum Schutz der Privatsphäre des 
Schülers eine Genehmigung der Eltern 
und Schüler zur Veröffentlichung von 
Aufnahmen benötigt. Als Beispiel nicht-
öffentlicher Bereiche seien Klassenfahr-
ten, Lehrerkonferenzen oder Elternaben-
de genannt. Schülerveranstaltungen oder 
die Schulhomepage stellen dahingegen 
öffentliche Bereiche der Schule dar.

„Cyber-Mobbing“ bietet sich an als ein 
brandaktuelles Beispiel für Persönlich-
keitsverletzung durch Internetnutzung. 
Cyber-Mobbing kann sich auf unter-
schiedliche Straftatbestände wie Belei-

Aufsichtspfl icht bei Internetnutzung? Cyber-Mobbing? Handy in der Schule?

Zwischenergebnisse einer wis-
senschaftlichen Begleitstudie
Auf der Fachtagung „Digitale Medien – 
Impulse für die Qualität von Schule und 
Unterricht“ am 8. November in Mainz 
stellte Prof. Dr. Stefan Aufenanger von 
der Johannes Gutenberg-Universität 
Mainz folgende Zwischenergebnisse ei-
ner wissenschaftlichen Begleitstudie zum 
Projekt „Medienkompetenz macht Schu-
le“ vor:
• Alle Schulen sehen ihre Beteiligung an 

dem Programm als große Chance, sich 
weiter zu entwickeln und die Medien-

kompetenz noch stärker zu fördern. Die 
Unterrichtsentwicklung in den Schulen 
hat über das Programm einen neuen 
Schub erhalten.

• Die Grundkompetenzen von Schüle-
rinnen und Schülern im Umgang mit 
Textverarbeitungs- und Präsentations-
software konnten erheblich verbessert 
werden.

• Die Einstellung der Schülerinnen und 
Schüler gegenüber zweifelhaften In-
ternetangeboten ist erheblich kritischer 
geworden.

• Leistungsunterschiede zwischen den 
Schülerinnen und Schülern verschiede-
ner Schularten konnten über den Ein-
satz digitaler Medien deutlich reduziert 
werden.

• Die Lehrkräfte fühlen sich im Umgang 

mit digitalen Medien erheblich siche-
rer.

Quelle: PM MBWJK vom 06.11.2010

DURCHBLICK
„Die Verschiedenheit der 
Köpfe ist ein großes 
Hindernis aller Schul-
bildung. Darauf nicht zu 
achten, ist der Grundfeh-
ler aller Schulgesetze...“
 
Quelle: Friedrich Herbart (1776-1841), 
zitiert nach „SchulVerwaltung“, Heft 
9/2009, S. 242

Recht
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digungsdelikte, Körperverletzung auf 
Grund von psychischer Belastung, Nö-
tigung oder Bedrohung beziehen. Die 
Rechtsansprüche der Opfer von Cyber-
Mobbing sind umfangreich: Neben dem 
Anspruch auf der Verhinderung von 
Weiterverbreitung persönlichkeitsverlet-
zender Bilder oder Texte, dem Unterlas-
sungs- und Beseitigungsanspruch, und 
dem Recht auf Veröffentlichung einer Ge-
gendarstellung kann das Opfer straf- und 
zivilrechtliche Schadenersatzansprüche 
geltend machen. 

Ein momentan heißdiskutiertes Beispiel 
für Cyber-Mobbing bietet die Social-
Scoring-Plattform „spickmich“, in denen 
Lehrer durch Schülermeinungen subjek-
tiv bewertet werden. 
Umstritten ist die Frage, ob Lehrerbe-

wertungen Persönlichkeitsverletzungen 
darstellen oder ob sie durch das Recht 
auf freie Meinungsäußerung gedeckt 
sind. Die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen sehen folgendermaßen aus: Bei der 
Lehrerbewertung sind die Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts und das Recht auf 
freie Meinungsäußerung gegeneinander 
abzuwägen. Da die Lehrerbewertungen 
subjektiv sind, werden sie rechtlich dem  
Bereich der freien Meinungsäußerung zu-
geordnet. Gegen Diffamierungen ist man 
jedoch durch das Persönlichkeitsrecht 
geschützt. Der Betroffene hat dann das 
Recht auf Schadenersatz, auf Beseitigung 
sowie Unterlassensansprüche.

Die Nutzung von Mobiltelefonen durch 
Schüler stellt einen weiteren Problembe-
reich für die Schule dar. Jedoch bestehen 

in diesem Bereich konkrete Handlungs-
möglichkeiten gegen die illegale Nut-
zung.
Als Präventionsmaßnahmen geeignet 
ist eine Nutzungs-Ordnung für Mobil-
telefone während der Schulzeit, ein Ver-
bot jugendgefährdender Inhalte auf den 
Mobiltelefonen sowie das Festlegen von 
Sanktionen bei Verstößen.
Bei der Ausarbeitung von „Handy-Ord-
nungen“ sollte immer der Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz beachtet werden, der 
im Grundgesetz verankert ist und besagt, 
das der Eingriff in das Eigentum der 
Schüler geeignet und angemessen sein 
muss.

Aktualisiert werden die Adressen 
„Suchtberatungsstellen“ (1.14), die 
Schulrechts-Artikel „Ebenen des Schul-
rechts“ (3.1), „Elterliches Erziehungs-
recht und staatlicher Bildungsauftrag“ 
(3.2), „Schulverfassung“(3.3), darüber 
hinaus die aktuellen Informationen zu 
Steuerfragen (5.40.2) sowie die Beiträge 
über die „Schulaufnahme von Kindern 
mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf“ (14.20) und „Aufsichtspfl icht, 
Schülerunfallversicherung und Haf-
tung“ (15.11).

Neu aufgenommen bzw. neu bearbei-
tet werden folgende Beiträge:

In der Reihe „Beiträge zum Besol-
dungsrecht: Besoldung beamteter Lehr-
kräfte“ fehlte bislang das Kapitel „Kin-
dergeld“. Das wird nun von Rainer 
Gierlich unter 5.8 eingebracht. Er geht 
ein auf die Anspruchsberechtigung, 
berücksichtigungsfähige Kinder, Bean-
tragung des Kindergelds und die Folgen 
des Kindergeldanspruchs.

Im „ABC der Werbungskosten“ 
(5.40.4) werden die Buchstaben „F“, 
„R“ und „S“ aktualisiert. Autor Klaus 
Mader hat  die anstehende Aktuali-
sierung von „A“ (wg. Arbeitszimmer) 
zurückgestellt, weil zur Zeit auf Bun-

desebene ein Vereinfachungsvorschlag 
diskutiert wird, künftig auf die umständ-
liche und streitanfällige Prüfung zu ver-
zichten, ob das Arbeitszimmer zu min-
destens 90% berufl ich genutzt wird. Im 
Übrigen (siehe 5.40.2) ist die Regelung im 
Gesetzgebungsverfahren, dass Aufwen-
dungen für ein häusliches Arbeitszim-
mer wieder bis höchstens 1.250 Euro als 
Werbungskosten berücksichtigt werden, 
wenn für die berufl iche Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht.

Die Schulgesetznovelle und die neue 
Übergreifende Schulordnung (ÜSchO) 
haben die Ordnungsmaßnahmen neu ver-
ortet. Die fl ankierenden Maßnahmen bei 
drohendem Schulausschluss sind nun-
mehr geregelt. Bernd Weirauch passt 
seinen Beitrag „Schulische Ordnungs-
maßnahmen“ (10.1) diesen Gegebenhei-
ten an.

Die Schulstrukturreform ist seit dem 
1.8.2009 in die aktive Umsetzungsphase 
getreten. Ottmar Schwinn benennt die 
ihr zugrunde liegenden gesellschaftlichen 
und bildungspolitischen Herausforderun-
gen. Das Kernstück der Reform stellt er in 
seinem Beitrag „Die Realschule plus im 
zweigliedrigen Schulsystem“ (14.5) vor. 
In seinem Beitrag „Der Gestaltungs-
freiraum der Lehrkraft“ (17.5) zeigt 

Das VDR-Handbuch: Die ultimative Fundgrube für Lehrkräfte
Kurzübersicht zur 48. Ergänzungslieferung

Hartmut Fischer Möglichkeiten der ge-
stalterischen Freiheit in Unterricht und 
Erziehung auf und verdeutlicht sie an 
einigen Beispielen exemplarisch.

Das VDR-Handbuch erscheint im Win-
gen-Verlag und ist die Sonderausga-
be einer Loseblattsammlung, deren 
Grundwerk derzeit zum Preis von 29,00 
EURO (zzgl. Versand und Porto) ver-
kauft wird.
Mit 1 bis 2 Ergänzungslieferungen jähr-
lich wird das Werk regelmäßig erwei-
tert und auf aktuellem Stand gehalten.
VDR-Mitglieder erhalten die Ergän-
zungen zu einem ermäßigten Preis. Für 
Neumitglieder ist das Grundwerk das 
VDR-Begrüßungspräsent.

Nicole Weiß-Urbach
Bezirkskassiererin, Bezirk Koblenz
Weiss-Urbach.Nicole@vdr-rlp.de

Recht
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Studium – Bachelor und Master
Die Gesprächsteilnehmer sind sich ei-
nig, dass der „heiße Herbst“ der Stu-
dentenproteste gezeigt habe, dass eine 
Nachjustierung des Reformkonzepts 
in Einzelaspekten notwendig ist. Die 
VDR-Vertreter verweisen auf frühe-
re Stellungnahmen des Verbandes, in 
denen die jetzt öffentlich kritisierten 
Mängel bereits benannt worden sind. 
Das Ministerium habe u.a. die nachfol-
genden Maßnahmen zur Verbesserung 
der Situation der Studierenden an den 
Universitäten ins Auge gefasst:
• Die Anzahl der Prüfungen soll redu-

ziert werden.
• Angestrebt wird ein fl exibleres Zeit-

management hinsichtlich der Modu-
le – u. a. solle die strikte Einhaltung 
einer bestimmten Reihenfolge des 
Modulstudiums aufgehoben werden.

• In einzelnen Fächern ist auch wieder 
ein Numerus clausus als Reaktion 
auf die steigende Zahl der Lehramts-
studierenden eingerichtet worden. 

Hinsichtlich der Kritik an der großen 
Zahl der Praktika werde u.a. erwogen, 
die Assistententätigkeit an einer Schule 
im Ausland für Studierende moderner 
Fremdsprachen als Praktikum anzuer-
kennen. Die VDR-Vertreter begrüßen 
dies sehr, da dies einer immer wieder 
seitens des Verbandes geäußerten For-
derung entspreche.

Positive Rückmeldungen der Studie-
renden gibt es laut Frau Schnabel-
Schüle hinsichtlich der stärkeren 
Strukturierung des Lehramtsstudi-
ums im Rahmen der Bachelor-Master-
Studiengänge. Die inhaltliche Vielfalt 
bzw. die Qualität der Lehre habe unter 
der Einführung der curricularen Stan-
dards nicht gelitten – auch wenn eini-
ge Medien oftmals das Bild vom alten 
Wein in neuen Schläuchen bemüht 
hätten. Der Reformprozess sei genutzt 
worden, mehr schulrelevante Themen-
bereiche verpfl ichtend ins Studium 
einzubeziehen. Nicht bestritten werde, 

VDR im Gespräch mit der Universität Trier
Hanns Peters, Gerhard Klein und Birgitt Maczuck (Bezirksvorstand Trier) sowie Michael Eich (Bezirk Rhein-
hessen-Pfalz) trafen sich mit der Leiterin des Zentrum für Lehrerbildung (ZfL) an der Universität Trier, Frau 
Professor Dr. Helga Schnabel-Schüle und der Geschäftsführerin, Frau Birgit Weyand zu einem erneuten 
Meinungsaustausch über Fragen zum aktuellen Stand der Lehrerausbildung. 

dass es in einigen Fachbereichen Prob-
leme bei der Umsetzung gegeben hätte.

Die Qualität der Lehre werde nach wie 
vor beeinträchtigt durch die Tatsache, 
dass (deutschlandweit) die Zahl der 
Lehramtsstudierenden steige, ohne 
dass parallel dazu auf Seiten der Leh-
renden eine bessere Personalausstat-
tung an den Universitäten erfolgt. Das 
sei aber keine Folge der Reform, son-
dern ein lange bekanntes Grundprob-
lem der Hochschulfi nanzierung, denn 
„mehr Köpfe bedeute gleichzeitig hö-
here Ausgaben“. 

Was die freie Fächerwahl der Studie-
renden anbelangt, bedauern die Ge-
sprächsteilnehmer, dass seitens des 
Ministeriums diesbezüglich gänzlich 
auf Lenkungsmechanismen verzichtet 
werde. Fächerkombinationen wie z.B. 
Geschichte und Sozialkunde seien laut 
Frau Professor Schnabel-Schüle nicht 
selten die Folge. Hier müsste die Stu-
dienberatung ansetzen; doch vor allem 
die Studierendenvertretung würde sich 
in diesem Bereich gegen Reglementie-
rungen sperren. 
Die Vertreter des VDR betonen, dass 
bestimmte Fächerkombinationen die 
Einstellung in den Schuldienst er-
schweren, während sie mit Blick auf 
eine akademische Laufbahn durchaus 
sinnvoll sein können.

Praktika
Auf die Frage nach Rückmeldungen 
seitens der Studierenden über ihre 
Erfahrungen mit den Praktika an den 
Schulen, berichtet Frau Weyand, dass 
sich die Studierenden über die Ori-
entierungspraktika mehrheitlich sehr 
positiv geäußert haben. So sei z.B. 
bei vielen die Einführungen/Arbeit an 
den Schulen in Kleingruppen sehr gut 
angekommen. Einschränkend müsse 
aber auch festgehalten werden, dass 
sich Studierende nicht an allen Schu-
len willkommen gefühlt hätten. Ne-
ben diesen inhaltlich positiven Rück-

meldungen seien aber auch vermehrt 
Klagen über zeitliche Kollisionen der 
Schulpraktika mit Blockveranstal-
tungen, Prüfungen, Praktika in den 
Fächern, Lateinkursen und Auslands-
aufenthalten von den Studierenden 
zu hören. Man könne insgesamt nicht 
von einem tatsächlich vorlesungsfreien 
Zeitraum ausgehen, in dem die Schul-
praktika ohne Probleme platziert wer-
den könnten. 

Die VDR-Vertreter verweisen auf kri-
tische Rückmeldungen einzelner Stu-
dierender hinsichtlich der während der 
Praktika schriftlich zu bearbeitenden 
Themen aus den Aufgabenkatalogen 
(Portfolio). Sie hätten z.B. eine Bespre-
chung ihrer Ausarbeitungen sowohl an 
den Universitäten als auch an einzel-
nen Schulen vermisst. 

Frau Weyand sieht dafür an den Uni-
versitäten weder die formale Zustän-
digkeit noch die notwendigen Voraus-
setzungen gegeben. Insofern müssten 
dies die betreuenden Lehrkräfte bzw. 
Fachleiter/-innen leisten und neben 
der Kontrolle formaler Kriterien auch 
ein inhaltliches Feedback geben. Die 
VDR-Vertreter geben zu bedenken, 
dass hierdurch für die betreuenden 
Kolleginnen und Kollegen vor Ort eine 
weitere zeitliche Belastung entstehe, 
ohne dass ihnen hierfür eine Entlas-
tung gegeben würde.  

Fachdidaktik
Die augenblickliche Situation der 
Fachdidaktik an der Universität Trier 
müsse nach Fächern differenziert gese-
hen werden, konstatiert Frau Schnabel-
Schüle. Die Fachbereiche Geschichte 
und Sozialkunde würden sich z. B. 
eine diesbezügl. Stelle teilen, die - auf 
fünf Jahre befristet – mit einer „Lehr-
kraft für besondere Aufgaben“ besetzt 
ist. Abordnungen mit halber Stelle 
aus dem Schuldienst für Fachdidaktik 
gebe es in den Fachbereichen Anglis-
tik, Germanistik, Mathematik und In-

Lehrerbildung und Studienseminare
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formatik. Für die Fächer kath. Religi-
on und Geographie seien schon lange 
Fachdidaktik-Professuren eingerichtet. 
Ingesamt sei die Situation der Fach-
didaktik in Deutschland schlecht, 
moniert Frau Weyand. Mittel- und 
langfristig fehlt es an dem nötigen wis-
senschaftlichen Nachwuchs in diesem 
Bereich, weshalb auch die Besetzung 
von Juniorprofessuren schwierig sei. 
Einigkeit besteht bei den Gesprächs-
teilnehmern darüber, dass für die 
fachdidaktischen Bereiche Qualifi zie-
rungszirkel etabliert werden müssen, 
damit der notwendige wissenschaftli-
che Nachwuchs im Bereich der Fachdi-
daktik gesichert werden könne. 

Zudem können Lehrkräfte – so Frau 
Weyand – nur schlecht für die Tätig-
keit an den Univer sitäten gewonnen 
bzw. gehalten werden, weil die Entloh-
nung dort im Vergleich mit der Bezah-
lung von Lehrerkräften geringer sei. 
Erschwerend komme hinzu, dass es 
in Rheinland-Pfalz nur Teilabordnun-
gen an die Universitäten gäbe, was zur 
Folge habe, dass die Lehrkräfte sowohl 
an Sitzungen der Schule als auch an 
Sitzungen des jeweiligen Fachbereichs 
der Universität teilnehmen müssten 
und auch die Ferien- bzw. Urlaubs-
zeiten an beiden Institutionen unter-
schiedlich seien. Diese Faktoren tragen 
mit dazu bei, dass eine Abordnung für 
Lehrkräfte unattraktiv sein könne. Die 
Vertreter des VDR verweisen auf eine 
möglicherweise weitere Hürde, denn 
es müsse sichergestellt werden, dass 
die Schulen adäquaten Ersatz für die 
abgeordneten Lehrkräfte bekommen.

Realschule plus
Frau Schnabel-Schüle informiert, dass 
zukünftig für jedes Fach ein zusätzli-
ches, speziell auf den neuen Lehramt-
studiengang „Realschule plus“ aus-
gerichtetes Modul angeboten werden 
müsse, und zwar im Masterstudien-
gang. 

Für die Fächer Biologie, Chemie und 
Physik sowie für Erdkunde, Geschich-
te und Sozialkunde würden jeweils 
übergreifende Bereichsfachmodule 
eingerichtet, die als zusätzliche Modu-
le im Rahmen der Fachausbildung an-
zusehen seien. Hier sollen fächerüber-
greifende Aspekte vermittelt werden, 

da viele Lehrkräfte, die eines der in 
den Bereichsfachmodulen angesiedel-
ten Fächern studiert haben, in einem 
oder mehreren dieser Fächer fach-
fremd eingesetzt werden könnten. Da-
mit solle aber, betont Frau Schnabel-
Schüle, keine Tendenz zur Aufl ösung 
oder Aufweichung des Fachlehrerprin-
zips initiiert werden. Konsens besteht, 
dass das Fachlehrerprinzip eine we-
sentliche Voraussetzung für den Erfolg 
der Realschule war und daher erhalten 
bleiben muss.
Insgesamt gebe es derzeit - so die Uni-
versitätsvertreterinnen – zum Studien-
gang „Lehramt Realschule plus“ wenig 
Konkretes zu sagen; die diesbezügl. 
Anhörung stehe noch aus.

Studienseminare
Frau Weyand hebt hervor, dass schon 
in der Vergangenheit die Zusammenar-
beit der Universität Trier mit den Stu-
dienseminaren vor Ort sehr fruchtbar 
gewesen sei. Auch die Zusammenar-
beit und Absprachen in Sachen Aus-
bildungsaufgaben wie auch im Bereich 
der Praktika funktionierten sehr gut. 
Herr Klein bestätigte dies, gab aber 
zu bedenken, dass die Betreuung der 
Studierenden während der 3-wöchi-
gen Fachpraktika zu einer erheblichen 
Mehrbelastung der Fachleiterinnen 
und Fachleiter geführt habe, die wäh-
rend dieser Zeit ihren eigentlichen 
Aufgaben – der Ausbildung der Lehr-
amtsanwärter – kaum mehr nachkom-
men können.

Wünschenswert wäre auch, so Frau 
Weyand und Frau Schnabel-Schüle, 
wenn – analog zur Entwicklung der 
curricularen Standards für die Univer-
sitäten – auch die Module für die Aus-
bildung in den Studienseminaren unter 
Beteiligung der Universitäten gemein-
sam entwickelt würden.
Frau Weyand regt ferner eine Intensi-
vierung der Kommunikation unter den 
Fachleitern landesweit an, auch unter 
Einbeziehung des ZfL. Daraus könn-
ten sich positive Entwicklungseffekte 
in den fachbezogenen Zirkeln ergeben.
Am Ende des sehr konstruktiv geführ-
ten Gesprächs dankten die VDR-Ver-
treter Frau Schnabel-Schüle und Frau 
Weyand für die erneute Möglichkeit 
des Gedankenaustauschs. Sie werden 
die Kontakte mit der Universität Trier 

zudem auch durch Veranstaltungen 
mit Studierenden intensivieren.

Michael Eich
komm. Bezirksvorsitzender - Neustadt
Eich.Michael@vdr-rlp.de

Hanns Peters  
Bezirksvorsitzender Trier
Peters.Hanns@vdr-rlp.de

Birgitt Maczuck  
Bezirk Trier
Maczuck.Birgitt@vdr-rlp.de

In Deutschland sind die Vorausset-
zungen für das lebenslange Lernen 
im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern nur mittelmäßig. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine Studie der Ber-
telsmann Stiftung. Der Grund: Inves-
titionen in Schulen und Hochschulen 
seien zu gering. Die Stiftung hatte 
bereits vor rund einem Jahr errechnen 
lassen, welch hohe Rendite Investiti-
onen in die Bildung ergeben würden. 
Eine Studie kam zum Ergebnis, dass 
dem deutschen Staat in den nächsten 
acht Jahrzehnten rund 2,8 Billionen 
Euro entgehen würden, wenn die meis-
ten Risikoschüler nicht bald auf ein 
ordentliches Niveau gehoben werden. 
Gemeint sind Schüler, die im Alter von 
15 Jahren noch nicht richtig rechnen 
und schreiben können. Weil sich In-
vestitionen in Bildung nur langfristig 
auszahlten, würden ihre positiven Ef-
fekte allerdings häufi g unterschätzt, 
beklagte die OECD.

Quelle: SpiegelOnline

Lebens-
langes 
Lernen
Studie beschei-
nigt Deutschland 
nur Mittelmaß
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Über 50 Realschullehreranwärterin-
nen und -anwärter folgten nach einem 
langen und anstrengenden Seminartag 
des AS der Einladung des VDR in die 
benachbarte Integrierte Gesamtschule 
Trier. Die Vertreter des Bezirksver-
bands Trier stellten den VDR, seine 
Ziele und Schwerpunkte sowie die 
Serviceleistungen vor. Hanns Peters 
begrüßte die jungen Kolleginnen und 
Kollegen und gab seiner Freude Aus-
druck, dass so viele am Abend nach 
17.00 Uhr gekommen waren, was an-
gesichts von Fahrtzeiten von nahezu 
1,5 Stunden an die Schulstandorte be-
merkenswert ist.
Alle Teilnehmer erhielten eine VDR-
Tasche mit aktuellen Ordnungen und 
den Wegweiser für Studenten und Re-
alschullehreranwärter. Peters wies auf 
die Bedeutung des VDR hin, bei dem 
mehr als die Hälfte der Realschullehre-
rinnen und Realschullehrer organisiert 
seien.
Holger Schwab betonte die Wichtig-
keit des VDR in Zeiten der Schulstruk-
turreform, bei der insbesondere die 
Chancen durch differenzierte Wahl-
pfl ichtfächer zu sehen seien.
Nina Lauer berichtete von ihren ei-
genen Erfahrungen während der Aus-
bildung am Studienseminar und gab 
einige Tipps sowie Ratschläge zum 
Ausbildungsstart. Insbesondere ver-
wies sie auf das VDR-Handbuch, eine 
Fundgrube von Informationen und 
Anregungen,  die über die Ausbildung 
und Prüfung hinaus im Lehrerleben 
wertvolle Hilfe leiste. (s. a. S. 19)
Erwin Schneider berichtete von aktu-
ellen Fragestellungen im Bezirksper-
sonalrat und hob die nach wie vor gu-
ten Chancen für eine Anstellung nach 
der Ausbildung hervor. Er betonte, 
dass der VDR sich für die Anstellung 
im Beamtenverhältnis möglichst vieler 
Absolventen einsetze.
Die Tätigkeit von „Hilfslehrern“ wie 
Studenten ohne Uni-Abschluss, „Leh-
rern zum Billigtarif“ wie Absolventen 

Begrüßung der neuen Realschul-
lehreranwärterinnen und -anwärter 
am Trierer Studienseminar

der Universitäten zur Überbrückung 
der Zeit bis zum Beginn der Referend-
arzeit wird vom VDR zunehmend kri-
tisch gesehen. 
So erklärte abschließend Gerhard 
Klein, dass es nicht angehe gerade 
in den Ganztagsschulen immer mehr 
„Lehrer ohne pädagogische Ausbil-
dung“ einzusetzen und nicht mehr 
nach der Qualität der Lehrertätigkeit 
zu fragen . Man werde um die Planstel-
len kämpfen, die nach der Ausbildung 
jungen Kolleginnen und Kollegen zur 
Verfügung gestellt werden müssen. 
Bei kühlen Getränken und warmen 
Fleischkäse saßen alle noch lange zu-
sammen, stellten den VDR-Mitglie-

dern zahlreiche Fragen und wurden 
mit besten Wünschen für eine erfolg-
reiche Ausbildung verabschiedet.

Hanns Peters  
Bezirksvorsitzender Trier
Peters.Hanns@vdr-rlp.de

Gerhard Klein
VDR-Bezirksvorstand Trier
Klein.Gerhard@vdr-rlp.de

Lehrer zum Billigtarif? – Nicht mit dem VDR!

Lehrerbildung und Studienseminare
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Der Realschullehrerverband (VDR) verlangt seit Jah-
ren eine Ausweitung der Ausbildungskapazitäten der 
Studienseminare für das Lehramt an Realschulen, um 
unnötige Wartezeiten nach dem Studium zu vermei-
den. So forderte der Landesvorsitzende Bernd Karst 
schon zu Jahresbeginn in einer Pressemitteilung „die 
Landesregierung auf, in einem Sofortprogramm neue 
Studienseminare für das Realschullehramt – evtl. zu-
nächst als Außenstellen der bestehenden Seminare – 
zu gründen, um den Bewerbern eine zeitnahe Chan-
ce auf einen Ausbildungsplatz nach dem Studium zu 
bieten. Schließlich habe der Staat das Ausbildungs-
monopol für die Lehrämter. Vor dem Hintergrund der 
Altersstruktur der Lehrkräfte könne es sich kein Land 
leisten, den Nachwuchs derart abblitzen zu lassen.“

Nachdem diese Kritik damals vom Ministerium noch 
zurückgewiesen wurde, musste die Regierung nun 
doch handeln – nicht zuletzt mit Blick auf die jüng-
sten VDR-Forderungen, keine Abstriche an der Unter-
richtsqualität zuzulassen.

In einer Pressemitteilung teilte das Bildungsministe-
rium nunmehr mit:

Für das Realschul-Lehramt entstehen zum 1. Febru-
ar 2011 insgesamt 70 neue Seminarplätze durch die 
Einrichtung eines neuen Studienseminars im Süden 
des Landes und die Aufstockung der Realschul-
Seminare in Kaiserslautern und Koblenz von der-
zeit jeweils 80 Plätzen auf jeweils 90 Plätze. Zum 1. 
August 2011 seien dann für das künftige Lehramt 
an der Realschule plus die Einrichtung eines wei-
teren Seminarstandorts in der Mitte des Landes mit 
50 Plätzen sowie die Aufstockung der Seminare in 
Mainz und Trier um jeweils 10 Plätze auf 90 Plätze 
vorgesehen.

Der VDR erwartet nun, dass die Zahl der regulären 
Fachleiterstellen an den Seminaren endlich dem Be-
darf angepasst wird. Seit Jahren wird der Mangel in 
diesem Bereich durch Lehrbeauftragte nur notdürftig 
überbrückt. Die herannahende Welle der Hochschul-
praktikanten muss zusätzlich bewältigt werden. Mit 
der gegenwärtigen Personalausstattung können die 
Studienseminare ihrem Qualitätsanspruch nicht ge-
recht werden.

Weitere Informationen unter http://lmf-online.rlp.de/
23.10.10, V.i.S.d.P.:  Wolfgang Häring, VDR-Pressereferent

Inzwischen führte der Bezirksvorstand Trier seine 3. Informa-
tionsveranstaltung in Zusam men arbeit mit der DBV Winter-
thur und dem Zentrum für Lehrerbildung der Universität Trier 
durch. Hanns Peters, Birgitt Maczuck, Erwin Schneider, Nina 
Lauer und Michael Eich stellten die Aufgaben und Ziele des 
Verbandes vor und gaben hilfreiche Tipps rund ums Referen-
da riat. 

Zu Beginn der Veranstaltung wurde über Grundsätze der Arbeit 
des VDR informiert. Hierbei war es ein wichtiges Anliegen, den 
Studierenden und zukünftigen Realschullehrern ein leben diges 
Bild der Verbandsarbeit zu vermitteln, bei der nicht nur die 
Interessensvertretung der ak tiven Lehrkräfte an Schulen, son-
dern auch die individuellen Belange der Studierenden an den 
Hochschulen und der Referendare an den Studienseminaren und 
Schulen durch besondere Aufmerksamkeit gewürdigt werden. 

Im Anschluss stellten die Bezirksvorstandsmitglieder die ver-
schiedenen Studien seminar stand orte Kaiserslautern, Koblenz, 
Trier und Mainz vor. Hierbei wurden unter anderem die jeweili-
gen Bewerbungsfristen und Ausbildungsbeginne genannt sowie 
auf die notwendigen Bewer bungsunterlagen hingewiesen. Von 
großem Interesse waren die Informationen, die Erwin Schneider 
als stellvertretender Bezirkspersonalratsvorsitzender den Lehr-
amtsstudenten geben konnte. Er berichtet über die Vergabe von 
Seminarplätzen seitens der ADD und die damit ver bundenen 
Auswahlverfahren, aber auch über Einstellungschancen im An-
schluss an den Vor be reitungsdienst. Die Anwesenden wurden 
zudem darüber informiert, welche Möglich keiten es gibt, für 
den Fall, dass man keinen Referendariatsplatz unmittelbar nach 
dem Stu dium er hält. 

In einer abschließenden Fragerunde standen die Mitglieder des 
Bezirksvorstandes den Lehr amtsstudenten Rede und Antwort. 
Es wurde deutlich, dass auf Seiten der Studierenden große Un-
sicherheit hinsichtlich des Vorbereitungsdienstes besteht. Aus 
Sicht des Verbandes ist es daher besonders wichtig, den an-
gehenden Lehrern in einer Zeit der Umstrukturierung unter-
stützend zur Seite zu stehen. Die eigens vom Verband erstellte 
Infobroschüre ‚Mein Weg ins Referendariat’ soll den Anwesen-
den als Orientierungshilfe dienen und Antworten auf häufi g ge-
stellte Fragen geben. 

Orientierungshilfen und Informationen zum bevorstehenden 
neuen Lebensabschnitt gab es auch von Herrn Mertens von 
der DBV Winterthur. Er informierte vor allem über die mit der 
Aufnahme des Beamtenverhältnisses einhergehenden Versiche-
rungsmöglichkeiten. 

Hochschultour an der Uni Trier

VDR informiert
über Referendariat

Nina Lauer  
Stv. Bezirksvorsitzende Trier
Lauer.Nina@vdr-rlp.de

Erfolg für den VDR
Zwei neue Studienseminare und 

weitere Seminarplätze
für das Lehramt an Realschulen

VDR-PRESSEMITTEILUNG
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Initiiert wurde der Metall-Erlebnistag 
von der Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft Kreis Altenkirchen mbH (WFG). 
Die Geschäftsführer der Gesellschaft 
sind Berno Neuhoff und Oliver Schrei. 
Berno Neuhoff ist zuständig für das 
Thema Fachkräftegewinnung. bzw. 
Aus- und Weiterbildung innerhalb der 
WFG Kreis Altenkirchen mbH. Ihn in-
terviewte RSiRLP.

RSiRLP
Ihre Wirtschaftsförderung hat vor 
drei Jahren mit einem pfi ffi gen 
Titel ein ehrgeiziges Projekt ent-
wickelt. Wie kam es dazu?

Berno Neuhoff
Die Idee kam aus den Reihen der Un-
ternehmen, genauer gesagt von der 
Brancheninitiative Metall. Hierbei 
handelt es sich um das von der WFG 
initiierte Netzwerk mittelständischer 
Unternehmen im Metallbereich, die 
sehr frühzeitig die Herausforderungen 
einer schrumpfenden Bevölkerung und 
den drohenden Fachkräftemangel im 
Kreis Altenkirchen erkannt haben. Die 
regionalen Betriebe agieren heute fast 
alle weltweit, z.B. in Ländern wie Chi-
na, Amerika, Indien und Südamerika. 
Wichtig ist es, Schule und Betriebe in 
einem frühen Stadium eng miteinan-
der zu verzahnen. Die WFG ist da nur 
Mittler. Die Schulen bilden die künfti-
gen Facharbeiter/-innen aus, die später 
einmal innovative Produkte entwickeln 
und damit Arbeitsplätze in unserer Re-
gion sichern. 
Hinzu kommt, dass Metallberufen im-
mer noch ein falsches Image anhaftet. 
Es geht vor allem um Technik-Begeis-

Berufsorientierung mit „Heavy Metal(l)“: 

Mit pfi ffi gen Ideen und gutem
Projektmanagement Neues wagen!
Der demographische Wandel wird als besondere Herausforderung für den Wirtschaftsstandort Deutschland ge-
sehen. Der daraus resultierende Fachkräftemangel, insbesondere in den naturwissenschaftlich-technischen Be-
rufen, wird viele Unternehmen vor große Herausforderungen stellen. Die Zukunft der Regionen hängt davon ab, 
ob es gelingt, junge, qualifi zierte Menschen vor Ort zu halten und ihnen wie auch den Wirtschaftsunternehmen 
Zukunftsperspektiven zu eröffnen. 
Der Landkreis Altenkirchen hat mit dem Metall-Erlebnistag “Lust auf Heavy Metal(l)“ ein Projekt ins Leben gerufen, 
das Unternehmen aus dem Bereich der Metall- und Elektrobranche mit Schülern und Schulen zusammenführt und 
damit weitere Möglichkeiten einer Berufsorientierung außerhalb der Schule eröffnet.

zen ist. Aber mittlerweile hat sich ein 
kleines, gut funktionierendes Netzwerk 
im Kreis Altenkirchen herausgebildet. 
Wir als Wirtschaftsförderer organisie-
ren die Plattform und begreifen uns, wie 
gesagt, als Mittler.

RSiRLP
Wie hoch war die Beteiligung 
der Schulen und Betriebe? 

Berno Neuhoff
Insgesamt haben sich in diesem Jahr 
ca. 250 Schülerinnen und Schüler aus 
15 Schulen in 22 Betrieben im gesam-
ten Kreisgebiet freiwillig an diesem Tag 
beteiligt. Den Schulen danken wir für 
diese Motivationsarbeit in den verschie-
denen Klassenstufen 8, 9 bzw. 10. Und 
das in Zeiten einer Schulreform, die den 
Schulen viel abverlangt.

Berno Neuhoff, 
Geschäftsführer der Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft Kreis Altenkirchen 
mbH (WFG).
Ein ehemaliger Realschüler der RS Wissen.

terung. Ölverschmierte Facharbeiter im 
Overall waren gestern. Heute kommt 
man in blitzsaubere Betriebe mit gut 
ausbildetem Fachpersonal, das moder-
ne High-Tech-Maschinen programmiert 
und bedient. Die späteren Azubis im 
Maschinenbau fertigen weltweit in-
novative Produkte wie z.B. Porsche-
Turbolader, Mähdrescherantriebe und 
können in diesem Rahmen zudem Aus-
landserfahrungen sammeln. Das alles 
zu transportieren, ist Grund für den 
Metall-Erlebnistag.

RSiRLP
War es schwierig, Schulen und 
Betriebe für das Projekt zu über-
zeugen?

Berno Neuhoff
Die Betriebe waren sofort hoch moti-
viert. Zunächst haben wir das Ganze 
als zentrale Messe in einem Betrieb mit 
passendem Rahmenprogramm gestar-
tet. Bei der diesjährigen dritten Auf-
lage sind wir dazu übergegangen, den 
Tag dezentral in über 20 Betrieben und 
dort in Kleingruppen, sozusagen unter 
Live-Bedingungen, zu gestalten. Bei 
den Schulen mussten wir bei einigen an-
fangs viel Motivationsarbeit leisten und 
unser Anliegen und Konzept: „Gewin-
nung von Fachkräften“, überzeugend er-
klären. Andere Schulen wie die Haupt-
schule und Realschule Altenkirchen und 
die Berufsschulen waren sofort mit von 
der Partie und haben als Katalysatoren 
für die Folgeveranstaltungen gewirkt. 
Wir haben aber auch erfahren, dass die 
Schulen mit Angeboten „überschüttet“ 
werden und sich zu Recht fragen, wie 
das Verhältnis von Aufwand und Nut-

Berufswahlunterricht
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RSiRLP
In diesem Jahr wurde der Me-
tall-Erlebnistag zum dritten Mal 
durchgeführt. Mit jedem Jahr 
haben Sie Neuerungen vorge-
nommen. Wie hat sich das Pro-
jekt entwickelt? 

Berno Neuhoff
Wie gesagt, zunächst sind wir mit ei-
nem zentralen Messe- bzw. Aussteller-
konzept gestartet, bei dem Azubis und 
Meister ihren Betrieb, die Produkte 
und die Ausbildungsplatzmöglichkei-
ten dargestellt haben. Daran haben sich 
komplette Klassen beteiligt. Im nächs-
ten Jahr konnten sich die Schülerinnen 
und Schüler freiwillig melden, die sich 
für Metall- und Elektroberufe interes-
sierten. Das Konzept wurde zu einem 
sogenannten „Praxistag“ umgestaltet, 
der durch das Prinzip „Lernen auf Au-
genhöhe“ getragen wird. Die Schüle-
rinnen und Schüler konnten im letzten 
Jahr im Team einen Metalladler bau-
en. Dieser wurde am Rechner mit den 
Schülern mittels moderner Zeichenpro-
gramme konstruiert, in einer anderen 
Firma wurde das benötigte Material mit 
einem Wasserstrahl ausgeschnitten. Die 
Schüler fügten den Adler dann zusam-
men und in einer dritten Firma wurden 
Leuchtdioden als Augen eingebaut. Die 
Arbeitsgänge erfolgten unter fachlicher 
Anleitung. Das hat den meisten Schü-
lern und Schülerinnen viel Spaß ge-
macht. Das Ergebnis durfte die Gruppe 
als Erfolgserlebnis nach Hause bzw. in 
die Schulen mitnehmen.
 
RSiRLP
Welche Rückmeldungen haben 
Sie von den Schulen und Betrie-
ben in diesem Jahr erhalten?

Berno Neuhoff
Die Rückmeldungen waren durchweg 
sehr positiv. Natürlich gab es auch An-
regungen von beiden Seiten, um das 
Projekt weiter voran zu bringen. Die 
Schulen und Fachlehrer haben, wie ge-
sagt, fächer- und klassenübergreifend, 
Schülerinnen und Schüler mit unserem 
Infomaterial geworben und die Betrie-
be haben sich individuell ansprechende 
Praxisprojekte ausgedacht. Da haben 
die Betriebe freie Handhabe. Prakti-
sche Ergebnisse waren beispielsweise: 
ein Metallwürfel mit Aussparungen, 

ein Briefbeschwerer, ein Metallhalter 
für Stifte, ein Mini-Windrad. Die Kre-
ativität unserer Betriebe kennt da kei-
ne Grenzen. Schön zu erleben war, mit 
welcher Begeisterung und Motivation 
die Jugendlichen mitgemacht haben. Sie 
haben geschliffen, gebogen und gebohrt 
und waren mit ganzem Eifer dabei. Zu-
dem hat das Projekt zu Praktikastellen 
und sogar zu ersten Ausbildungsstellen 
für Schüler/-innen geführt.

RSiRLP
Die Schüler haben einen Evalua-
tionsbogen erhalten? Wie be-
werten die Schüler den Metall-
Erlebnistag? 

Berno Neuhoff
Insgesamt würde ich mal sagen, ha-
ben sie uns die Note „gut“ ausgestellt. 
Klar erkennbar ist, dass der Charme des 
Metall-Erlebnistages „Lust auf Heavy 
Metal(l)“ darin liegt, etwas Praktisches 
zu erarbeiten und sozusagen als Vorstu-
fe zum Praktikum, den Betrieb und den 
Beruf praktisch und hautnah kennen zu 
lernen. Was sehr gut ankommt ist, wenn 
Azubis die Anleitung übernehmen und 
für Fragen der Schülerinnen und Schü-
ler zur Verfügung stehen. Da ist die 
Hemmschwelle geringer. Das ist Lernen 
auf „Augenhöhe“ und das möchten die 
Betriebe vertiefen und Azubis auch in 
den Schulunterricht entsenden.

RSiRLP
Haben Sie Äußerungen von El-
tern bekommen?

Berno Neuhoff
Nur indirekt, weil wir ja mit Betrieben 

und Schulen bzw. den Schülerinnen und 
Schülern unmittelbar zusammenarbei-
ten. Ich weiß aber, dass Eltern teilweise 
ihre Kinder zum Betrieb gefahren und 
abgeholt haben und in einem Fall sofort 
ein konkretes Ausbildungsverhältnis 
entstanden ist.

RSiRLP
Gibt es auch Rückmeldungen 
aus dem politischen Raum?

Berno Neuhoff
Ja, von den Gesellschaftern der Wirt-
schaftsförderungsgesellschaft Kreis 
Altenkirchen mbH. Sowohl die heimi-
schen Regionalbanken, die das Projekt 
fi nanziell unterstützen, als auch der 
Landrat als Vorsitzender der Gesell-
schafterversammlung haben sich un-
mittelbar sehr positiv geäußert und auch 
die heimische Presse sprach von einem 
„individuellen Metall-Erlebnis(tag)“ in 
diesem Jahr. 

RSiRLP
Wie sieht die weitere Entwick-
lung aus? Haben sich Ihre Erwar-
tungen erfüllen können? Wie 
beurteilen Sie die Zukunft des 
Projekts?

Berno Neuhoff
Wir wollen im nächsten Jahr neben den 
Industriebetrieben auch das Handwerk 
im Metall- und Elektrobereich mit ein-
beziehen. Dort gibt es ebenfalls viel 
High-Tech. Man denke nur an die Nacht 
der Technik von der Handwerkskammer 
Koblenz. Ziel ist es, den Jugendlichen in 
Westerwald und Siegerland deutlich zu 
machen, welche High-Tech-Standards 
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unsere Betriebe vor Ort haben und dass 
man auch aus dem Westerwald heraus 
im Metallbereich gutes Geld verdienen 
kann, wenn man qualifi ziert und leis-
tungsbereit ist. Außerdem kann man 
auch aus dem Westerwald heraus welt-
weit Firmen aus anderen Kontinenten 
und Kulturen zusammenarbeiten.

RSiRLP
Wie werden Schulen und Lehrer 
in das Projekt eingebunden?

Berno Neuhoff
Es gab zwei Treffen im Vorfeld, damit 
der Praxistag im Unterricht entspre-
chend vorbereitet werden konnte und 
eine „Nachlese“ mit den beteiligten 
Fachlehrern und Unternehmen. Von 
einigen größeren mittelständischen Be-
trieben waren sogar die Geschäftsführer 
dabei. Das zeigt, wie ernst man dieses 
Projekt nimmt und das freut uns. Auch 
die Termine für Mai 2011 und 2012 
wurden bereits festgelegt. So können 
sich alle Beteiligten frühzeitig darauf 
einstellen.

RSiRLP
Sie haben in den Vorbereitungs- 
und Nachbesprechungen Schu-
len und Betriebe an einen Tisch 
gebracht und die Gespräche 
moderiert. Welche Eindrücke 
haben Sie aus diesen Gesprä-
chen gewinnen können?

Berno Neuhoff
Das man sehr, sehr ernsthaft bemüht 
ist gemeinsam in Sachen Fachkräfte-
gewinnung zusammenzuarbeiten und 
den Kontakt sucht. Das Projekt bietet 
Entwicklungsperspektiven. So möch-
ten die Unternehmen im Vorfeld des 
Metall-Erlebnistages eigene Azubis in 
die Schulen schicken, die für das Pro-
jekt, die Metallausbildungsberufe und 
die Unternehmen der Region werben. 
Man will sich innerhalb der Unter-
nehmen frühzeitig und gezielt auf die 
Tages-Praktikanten aus den Schulen 
einstellen. Dabei ist nicht nur der Name 
wichtig, sondern Neigungen und die 
Fähigkeiten und Fertigkeiten der künf-
tigen Azubis. Um Technikbegeisterung 
im Bereich Mathematik- und Natur-
wissenschaften zu wecken, gibt es von 
Seiten der Unternehmen erste Vorschlä-
ge zukünftig Projekte im Unterricht 

zusammen mit den Schülern zu entwi-
ckeln. Ein ehrgeiziges Ziel. Wir wissen 
natürlich auch, dass Schulen in Sachen 
Profi lbildung, Gewinnung von Schülern 
viele andere Aufgaben haben und dass 
der Metall-Erlebnistag nur ein Projekt 
davon darstellt, aber ein sehr lohnendes.

RSiRLP
Die Durchführung eines so gro-
ßen Projektes erfordert weitere 
Unterstützungsmaßnahmen. Wie 
sahen die Unterstützungen aus?

Berno Neuhoff
Unsere Arbeit besteht in der Vor- und 
Nachbereitung eines solchen Tages. 
Hauptarbeit ist für diesen Tag, Marke-
ting, Transport und Logistik. 250 Schü-
lerinnen und Schüler in 22 Betrieben 
müssen transportiert werden. Wichti-
ger ist aber die Vor- und Nachbereitung 
des Tages und vor allem die Netzwerk-
bildung zwischen Schulen, Betrieben 
und der Wirtschaftsförderung Kreis 
Altenkirchen. Wir machen gerne die 
Hauptarbeit und koordinieren das Gan-
ze, vieles muss aber auch bilateral zwi-
schen Schulen und Betrieben laufen, z. 
B. wenn Azubis in den Schulunterricht 
kommen sollen. Wir stehen neuen Be-
trieben aus Industrie und Handwerk 
offen gegenüber. Zur Unterstützung 
der Arbeit der WFG und zur Vorberei-
tung haben wir jetzt ein kleines Team 
aus einem Mitglied einer Schule, einer 
Job-Füxin, dem Marketingleiter eines 
mittelständischen Metallbetriebes und 
der Wirtschaftsförderung gebildet. Das 
hilft uns, unsere Arbeit besser zu ma-
chen und die verschiedenen Sichtweisen 
und Anforderungen noch besser mitein-

ander zu vereinbaren. 

RSiRLP
Kann der Erlebnistag aus Ihrer 
Sicht als Modell dienen? 

Berno Neuhoff
Das wäre schön. Wir würden uns über 
Nachahmungen freuen. Bei uns liegt der 
Branchenschwerpunkt aufgrund unse-
rer Industriegeschichte im Metall- und 
Elektrobereich. Andere Regionen haben 
andere Schwerpunkte. Wir stehen ger-
ne für Infos zur Verfügung und wür-
den uns freuen, wenn unser Projekt auf 
Landes- oder Bundesseite Anerkennung 
erfahren würde. Denn es handelt sich 
um ein praxisnahes und von der Region 
für die Region gemeinsam entwickeltes 
Projekt und Anliegen.

RSiRLP
Gibt es eine Internetseite, die 
weitere Informationen bieten 
kann? 

Berno Neuhoff
Momentan gibt es Infos auf unserer 
Web-Seite: www.wfg-kreis-altenkir-
chen.de. Im Navigationspunkt Bran-
cheninitiative Metall fi nden Sie unter 
Projekte den Unterpunkt Fachkräfte/
Personal, der den Metall-Erlebnistag 
beinhaltet. Eine eigene Homepage unter 
www.metallerlebnistag.de ist geplant. 
Die Domain ist schon reserviert. 

RSiRLP bedankt sich für das Gespräch.

Wilfried Rausch  
Stv. Landesvorsitzender
Ref.: Dienst- und Schulrecht
Rausch.Wilfried@vdr-rlp.de

Berufswahlunterricht
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Verbesserung der 
Chancen zur
Lebensgestaltung 
der Jugendlichen
Nationaler Pakt für Ausbildung 
und Fachkräftemangel für wei-
tere vier Jahre verlängert

Die Partner des 2004 geschlossenen 
Ausbildungspakts haben Ende Ok-
tober beschlossen, ihre Arbeit mit 
neuen Partnern und mit veränderter 
Zielsetzung fortzuführen. Wie bis-
her haben Bundesregierung, Wirt-
schaftsverbände und Bundesagentur 
für Arbeit ihre Mitarbeit im Pakt be-
stätigt. Neu im Pakt vertreten sind 
die Bundesländer über die Kultus-
ministerkonferenz und die Migrati-
onsbeauftragte der Bundesregierung. 
Die Neuausrichtung zielt darauf, mög-
lichst viele Potenziale zur Sicherung 
des Fachkräftemangels zu erschließen. 
Insbesondere sollen leistungsschwä-
chere Schüler aus dem Kreis der Mig-
ranten, sozial benachteiligte und lern-
beeinträchtigte Jungendliche durch 
den Ausbau und Weiterentwicklung 
der Berufsorientierung an den Schu-
len individuell gefördert und mit den 
Betrieben besser zusammengebracht 
werden.

Quelle:
Pressemitteilung BMWi vom 26.10.2010

In Mainz sind Anfang Oktober die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
Ovalen Tischs für Ausbildung und 
Fachkräftesicherung zusammenge-
kommen, um die aktuelle Situation auf 
dem Ausbildungsmarkt zu erörtern. 
Im Anschluss an die Beratungen resü-
mierte Ministerpräsident Kurt Beck: 
„Das Wissen um den künftigen Fach-
kräftebedarf lässt die Unternehmen 
angesichts sinkender Schülerzahlen 
beim Thema Ausbildung handeln. Es 
ist nicht zu spüren, dass die Betriebe 
– etwa infolge der Wirtschaftskrise 
der vergangenen beiden Jahre – bei der 
Nachwuchsgewinnung verhaltener ge-
worden sind. (...)“

Die Partner am Ovalen Tisch waren 
sich daher einig, dass die Attraktivität 
und die Zukunftssicherheit der Dualen 
Ausbildung erhalten und den Jugendli-

chen noch deutlicher dargelegt werden 
müssten. Ministerpräsident Beck erin-
nerte daran, dass die Landesregierung 
hier bereits unterstützend tätig sei, bei-
spielsweise indem sie frühzeitige Kon-
takte zu Unternehmen während der 
Schulzeit und in den Fachoberschulen 
fördere, die sich an die Realschule plus 
anschließen.
Dem Ovalen Tisch für Ausbildung und 
Fachkräftesicherung gehören der Mi-
nisterpräsident, der Wirtschaftsminis-
ter, die Bildungsministerin und die Ar-
beitsministerin des Landes Rheinland 
Pfalz, die Vertreterin der Regionaldi-
rektion Rheinland-Pfalz-Saarland der 
Bundesagentur für Arbeit, Vertreter 
der Industrie- und Handelskammern, 
der Handwerkskammern und der Un-
ternehmerverbände sowie Vertreter der 
Gewerkschaften in Rheinland-Pfalz 
an.

„Ovaler Tisch“
Beck: Duale Ausbildung ist zukunftssicher

Michael Eich
komm. Bezirksvorsitzender Neustadt
Eich.Michael@vdr-rlp.de

Kommentar
Die rheinland-pfälzische Landesre-
gierung ist mit der Realschule plus 
im Verbund mit den Fachoberschu-
len (FOS) auf dem richtigen Weg, 
um das Duale Ausbildungssystem 
zu stärken. Soll die von Ministerprä-
sident Beck angestrebte Zukunfts-
sicherung der Dualen Ausbildung 
tatsächlich erreicht werden, muss 
dieser Weg aber auch konsequent 
mit der fl ächendeckenden Einfüh-
rung der Fachoberschule weiter 
gegangen werden. Für die Eltern 
ist dieser alternative Weg zu einem 
höheren Bildungsabschluss, den sie 
ohne die Nutzung unübersichtlicher 
Bildungslandkarten überblicken 
können, wichtig. Das Bildungsziel 
„Abschluss Fachhochschulreife“ ist 
gut ausgeschildert, und eine Ab-
zweigung nach der Mittleren Reife 
in Richtung Gymnasium und Abitur

bzw. Hochschulreife ist nach wie 
vor möglich. 

Die Landesregierung steht nun in 
der Pfl icht, für adäquate Rahmen-
bedingungen an unseren Real-
schulen plus zu sorgen. Der einge-
schlagene Weg ist gut und solide 
auszubauen.

Was die Realschule plus im Ver-
bund mit der Fachoberschule zur 
Sicherung der Dualen Ausbildung 
beitragen kann, wird sich auch in 
den Industrie- und Handelskam-
mern, den Handwerkskammern, 
den Unternehmerverbände sowie 
den Gewerkschaften verbreiten.

DURCHBLICK
„Wer Individualisierung im Klassenzimmer fordert, muss 
sie mit allen nötigen Mitteln unterstützen; andernfalls 
kann der Verdacht entstehen, dass es sich um Sonntagsre-
den und Lippenbekenntnisse handelt“

Quelle: (HELMKE 2009)

Berufswahlunterricht



Realschule in Rheinland-Pfalz 3/2010 reale Bildung • reale Chancen • Realschule28

Lärmmessungen in Schulen ergaben 
Durchschnittswerte von 65 dB. Ab 
diesem Schallpegelwert reagiert der 
Körper mit einer Erhöhung der Stress-
hormonwerte, einer Steigerung der 
Muskelspannung, einer Veränderung 
von Atem- und Herzrhythmus und ei-
ner Erhöhung des Blutdrucks2. Stress-
reaktionen sind die Folge und langfris-
tig erhöht sich das Krankheitsrisiko.

Lärm behindert Lernen und wirkt sich 
negativ auf die schulischen Leistungen 
der Schüler aus. Ungünstige Hörbedin-
gungen und Lärm stören Informations-
aufnahme und Informationsverarbei-
tung. Zuhören wird anstrengend, die 
Konzentration nimmt ab, die Lernleis-
tungen sinken, die Reizbarkeit steigt – 
ein Teufelskreis, der nicht sein müsste.

Ursache dafür kann eine schlechte 
Raumakustik sein. Große Glasfl ächen, 
unverkleidete Betonwände, Linoleum-
böden und metallene Stuhlbeine sor-

Lärmschutz ist Arbeitsschutz 
Beteiligungsrecht des ÖPR: Arbeitsschutz (§ 86 LPersVG)
Lehrkräfte sind in besonderem Maße psychischen Belastungen ausgesetzt. Lärm ist dabei von beson-
derer Bedeutung. Eine Befragung durch die Universität Bremen ergab, dass sich 80% der Lehrkräfte 
durch Lärm am Arbeitsplatz belastet fühlen. Über 70 % gaben an, dass es ihnen nach einigen Berufsjah-
ren schwerer fällt Lärm in der Schule zu ertragen, als zu Beginn ihrer Tätigkeit1. Psychische und psycho-
somatische Erkrankungen und schließlich Frühpensionierungen können die Folge sein.

Tätigkeit 7. Klasse Schallpegel

Klassenarbeit 45 dB (A)

Vorsagen bei der Klassenarbeit 40-50 dB (A)

Ruhige Klasse 60 dB (A)

Schülerantworten 55-65 dB (A)

Normal sprechende Lehrkraft 65-80 dB (A)

Hof während der Pause 80 dB (A)

Klasse vor dem Eintreffen der Lehrkraft 90 dB (A)

Ergebnisse einer Lärmmessung in der Humboldt-Schule in Kiel3:

gen schon bei kleinen Geräuschen und 
Bewegungen für einen erhöhten Lärm-
pegel, der von Lehrern und Schülern 
übertönt wird, und den Lärmdruck 
weiter erhöht.
Eine wichtige Größe bei der Beurtei-
lung der akustischen Eigenschaften 
eines Raumes ist die Nachhallzeit, die 
Zeit in Sekunden, in der nach Verklin-
gen einer Schallquelle der Schallpe-
gel um 60 dB absinkt. Die Nachhall-
zeit hängt vom Raumvolumen, dem 
Schallabsorptionsvermögen der Ein-

richtungsgegenstände, der Wände und 
Decke sowie der Zahl der anwesenden 
Personen ab4. 
Als Norm für Messungen der Nach-
hallzeit und damit der akustischen 
Eigenschaften von Räumen gilt seit 
1968 die DIN 18041, deren Anforde-
rungen 2004 unter Berücksichtigung 
von skandinavischen Standards erhöht 
wurden. Für ein Standardklassenzim-
mer mit einem Raumvolumen von 180 
m² gilt heute eine Sollnachhallzeit von 
0,55 Sekunden für Räume mit Nor-
malbesetzung. In einem leeren Raum 
sollte die Nachhallzeit nicht mehr als 
0,2 Sekunden über dem Sollwert in be-
setztem Zustand liegen5. 
Viele Klassenzimmer erfüllen die DIN 
18041 nicht, denn die DIN gilt bei al-
len Neu- und Umbauten sowie Sanie-
rungen als allgemein anerkannt, eine 
rechtliche Verpfl ichtung kann daraus 
aber nicht abgeleitet werden. So sind 
Standardklassenzimmer ohne Schall-
absorptionsmaßnahmen mit Nach-
hallzeiten von 1,4 bis 2 Sekunden weit 
verbreitet.
Lehrkräfte, die in akustisch schlecht 
gestalteten Schulen, tätig sind, sollten 
sich nicht scheuen, mit Hilfe des Örtli-
chen Personalrats an Schulleitung und 
Schulträger heranzutreten und Mes-
sungen zur Beurteilung der Raum-
akustik einfordern. 
Falls die gemessenen Werte weit über 

Beispiel für einen Klassenraum der Gruppe A („Hörsamkeit über mittlere und größe-
re Entfernungen“) nach DIN 18041 mit Deckenabsorbern.

Personalvertretung
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dem Sollwert liegen, können schon 
relativ kostengünstige Maßnahmen 
zu einer spürbaren Verbesserung der 
akustischen Umgebung führen. Schall-
absorber in Decken- und Wandplatten, 
schalldämpfende Kappen an den Fü-
ßen der Stühle und schallschluckende 
Pinnwände können die Nachhallzeit 
auf ca. 0,4 Sekunden absenken.
Durch Reduzierung der Nachhallzeit 
sinkt der Lärmpegel, da sich der durch 
Refl exionen im Raum verursachte 
Schallanteil verringert. Schallpegel-
messungen ergaben in Klassenräumen 
vor und nach der Sanierung sogar noch 
deutlich höhere Pegelminderungen, 
als zuvor erwartet wurden – einen 
bis zu 8 dB geringeren Lärmpegel. 
Die Senkung des Lärmpegels durch 
Lärmschutzmaßnahmen bewirkte eine 
Verhaltensänderung, die zu einer wei-
teren Senkung führte. Der geringere 
Störgeräuschpegel ermöglicht eine 
Verständigung mit leiserer Stimme 
und begünstigt ein insgesamt ruhige-
res Verhalten. Niedrige Nachhallzei-
ten senken den Störgeräuschpegel und 
erhöhen dadurch die Sprachverständ-

lichkeit, Laute und Silben fl ießen nicht 
mehr ineinander, sondern sind klarer 
und deutlicher zu vernehmen. 
§ 86 LPersVG verpfl ichtet Personalrä-
te sich „bei der Vorbeugung und der 
Bekämpfung von Unfall- und Gesund-
heitsgefahren“ zu engagieren. Perso-
nalräte können den Anstoß geben, eine 
schlechte Raumakustik zu überprü-
fen, und sie können fordern, dass vom 
Schulträger Maßnahmen zur akusti-
schen Sanierung von Schulräumen er-
griffen werden.
Lärmschutz ist Arbeitsschutz und Ge-
sundheitsschutz und dient letztlich 
allen, die in der Schule erfolgreich ar-
beiten oder lernen sollen. Der Arbeits-
platz Schule muss von allen Beteilig-
ten weiter entwickelt werden. Im Sinne 
des Arbeitsschutzes müssen Gesund-
heitsgefährdungen vermieden werden. 
Dazu gehört auch ein Konzept für eine 
gesunde Raumakustik.

Fußnoten:
1 http://idw-online.de/pages/de/

news91387, Die Ergebnisse der 
Studie sind erschienen in der 
Schriftenreihe der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin, Dortmund/Berlin, 
Forschungsbericht Fb 1030 „Lärm 
in Bildungsstätten - Ursachen und 
Minderung“; H.-G. Schönwälder, 
J. Berndt, F. Ströver, G. Tiesler;

2 Rickes, Ortrun, Lärm in Schulen, 
2005, http://fl uesterndesklassen-
zimmer.de/pdf/inform_2005-02_
Laerm_Rickes.pdf

3 http://www.uvm.baden-
wuerttemberg.de/servlet/
is/39309/

4 Rickes, O., a.a.O.

5 http://www.gymnasium.bay-
ern.de/imperia/md/content/
gymnasialnetz/unterfranken/
fortschritt_f_ngt_in_der_schu-
le_an_10.pdf  Siehe hier S. 24 ff 
Diagramme der Messungen von 
O. Rickes in verschiedenen Schul-
räumen.

Links:
http://www.gesundheit-nds.de/CMS/index.php/arbeitsschwerpunkte/2-gesund-leben-lernen
http://www.arbeitsschutz.nibis.de/
http://www.gesundeschule-fs.de/
http://www.focus.de/schule/lehrerzimmer/klassenzimmer_aid_27370.html
http://www.saarland.de/29141.htm
http://www.hessen.de/irj/HMULV_Internet?cid=3dc22588ab737dae9948d538fa095b4c
http://fl uesterndesklassenzimmer.de/index.html
http://www.best-news.de/fi le.php4?laermminderung.pdf&dir=menu2%2F
http://www.arrs.ra.schule-bw.de/seiten/Projekte/Laerm/laerm.htm

Martin Radigk  
Landeskassierer
Ref.: Besoldungs-/Versorgungsrecht 
Radigk.Martin@vdr-rlp.de

Schallpegelmessgerät

Personalvertretung
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Aufschlag hatte VDR-Referent Mi-
chael Eich mit dem Thema „Viertel-
jahresgespräch“. Mit dem einleitenden 
Luhmann-Zitat „Kommunikation ist 
unwahrscheinlich. Sie ist unwahr-
scheinlich, obwohl wir sie jeden Tag 
erleben, praktizieren und ohne sie 
nicht leben würden“, fordert er die 
Personalräte einerseits dazu auf, das 
Vierteljahresgespräch und dessen 
Gelingensbedingungen, selbst zum 
Gegenstand eines Gesprächs mit der 
Schulleitung zu machen und dabei 
adäquate Rahmenbedingungen für 
das Vierteljahresgespräch verbindlich 
zu verabreden. Andererseits, so Eich, 
muss die örtliche Personalvertretung 
die Einhaltung ihrer im Landesperso-
nalvertretungsgesetz Rheinland-Pfalz 
(LPersVG) grundgelegten Rechte 
selbstbewusst und konsequent einfor-
dern, und das nicht nur im Zusammen-
hang mit dem Vierteljahresgespräch. 
Einigkeit herrschte darüber, dass ein 
regelmäßiger Austausch zwischen Per-
sonalvertretung und Schulleitung über 
das Vierteljahresgespräch hinaus ge-
hend im Interesse aller Beteiligen und 
der Schule insgesamt anzustreben sei.
Direkt danach erarbeiteten die Semin-
arteilnehmer anhand von Fallbeispie-
len zusammen mit Michael Eich die 
grundlegenden Informationen zu den 
Themen „Nebentätigkeit“ und „Fort-
bildungen“ heraus. Den äußerst kom-

Personalräteschulung
Ende November veranstaltete unser Verband erneut eine Personalräteschulung in Speyer. In bewährter 
Örtlichkeit, dem Speyrer Bistumshaus, durfte VDR-Referent und Moderator Martin Radigk zahlreiche 
Kolleginnen und Kollegen aus Schulen der gesamten Region als Schulungsteilnehmer begrüßen.

plexen Bereich der Nebentätigkeit be-
treffend, sprach Eich die Empfehlung 
aus, dass sich die Kolleginnen und 
Kollegen schon im Vorfeld der Auf-
nahme einer Nebenbeschäftigung über 
eine etwaige Genehmigungspfl icht 
erkundigen sollen. Generell sei es er-
forderlich, Nebentätigkeiten und auch 
Ehrenämter vor der Aufnahme der 
Schulleitung anzuzeigen.
Im Anschluss referierte Martin Radigk 
über die Beteiligungsrechte der Perso-
nalvertretung beim Arbeitsschutz auf 
der Grundlage des § 86 LPersVG. Da-
nach ist der Personalrat verpfl ichtet, 
sich bei der Vorbeugung und Bekämp-
fung von Gesundheitsgefahren zu be-

teiligen und sich für die Durchführung 
der Vorschriften über den Arbeits-
schutz und die Unfallverhütung ein-
zusetzen. Hierfür könne er auf die Be-
ratung und Unterstützung der für den 
Arbeitsschutz zuständigen Behörden 
zurückgreifen. Am Beispiel der Aus-
wirkungen von bauartbedingten Män-
geln der Raumakustik in Schulen stell-
te Martin Radigk dar, dass Lärm nicht 
nur das Lernen behindert, sondern 
auch für Schüler wie Lehrer in einem 
hohen Maße gesundheitsschädlich sein 
kann. Im danach einsetzenden Aus-
tausch gelang es Radigk zusammen 
mit den Schulungsteilnehmern, Ein-
fl ussmöglichkeiten der örtlichen Perso-

Wesentlicher Bestandteil der Schulungen ist die Arbeit mit dem Landespersonalvertretungsgesetz (LPersVG).

Personalräte fragen - der VDR antwortet verlässlich!

Personalvertretung
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nalräte aufzuzeigen, um Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes einzufordern und 
auch erfolgreich durchzusetzen.
Noch vor der Mittagspause konnte 
VDR-Referent Wolfgang Wünschel 
Fragen klären, welche sich aus der 
Personalratspraxis einiger Teilnehmer 
ergeben hatten. Eine Frage, die in die-
sem Kontext gestellt und geklärt wer-
den konnte, war, welche Entlastungs-
regelungen es für “ältere“ Kolleginnen 
und Kollegen im Zusammenhang mit 
Vertretungsstunden gebe: Lehrkräfte 
ab vollendetem 55. Lebensjahr dürfen 
nur mit ihrem Einverständnis zu Mehr-
arbeit herangezogen werden (Ziffer 3.7 
VV Mehrarbeit).  
Als Gastreferent stieß nach der Mit-
tagspause Ministerialrat Stephan 
Unterkeller, der im Bildungsministe-
rium für Rechtsfragen in Personalan-
gelegenheiten zuständig ist, zu der 

Veranstaltung dazu. Herr Unterkeller 
informierte die Anwesenden über das 
Thema „Dienstliche Beurteilungen“, 
die beispielsweise anlässlich von Le-
benszeitverbeamtungen oder Funk-
tionsüberprüfungen durchgeführt 
werden müssen. Der Diskurs mit den 
Schulungsteilnehmern zeigte auf, dass 
hier ein großes Spannungsverhältnis 
zwischen theoretischer Konzeption 
und Umsetzung im Schulalltag kons-
tatiert werden muss. Ein Kollege woll-
te beispielsweise wissen, in welchem 
Ausmaß die Teilnahme an Fortbil-
dungsveranstaltungen in die Beurtei-
lungen miteinfl ießen soll bzw. muss. 
Hier entscheide der Einzelfall, entgeg-
nete Herr Unterkeller: Es müsse über-
prüft werden, ob die Fortbildungen das 
schulische Tun vorangebracht habe. 
Den abschließenden Tagesordnungs-
punkt markierte Wilfried Rausch, 
indem er über seine Arbeit als Haupt-
personalrat berichtete und somit den 
Personalräten einen Einblick in das 
Wirken auf dieser Vertretungsebene 
ermöglichte. Dabei nahm er u.a. Be-
zug auf die Rückmeldung einer Kolle-
gin, an ihrer Schule würde es zu einer 
Mehrbelastung von Kolleginnen und 
Kollegen kommen, weil keine Vertre-
tungskräfte mehr zur Verfügung ste-
hen. Über das PES-Portal könne man 
keine geeigneten Vertretungskräfte 
rekrutieren, schilderte jene Kollegin. 
Das sei ein Missstand, so Wilfried 
Rausch, auf den immer wieder hinge-
wiesen werde. 
Neben den Vorträgen, Fallbeispielen 
und Fragerunden sind, das verdeutli-
chen die Rückmeldungen der Schu-
lungsteilnehmer, auch die Gespräche 
in den kurzen Pausen sehr wichtig und 

fruchtbar. Hier können Erfahrungen 
ausgetauscht, Lösungswege weiterge-
geben und Kontakte geknüpft werden. 
Moderator Radigk bot den Tagungs-
teilnehmern einen kontinuierlichen 
Beratungs-Service an und brachte zum 
Ende der Veranstaltung seine Vorfreu-
de auf den nächsten Schulungsdurch-
gang im kommenden Frühjahr zum 
Ausdruck. 
Haben Sie Anregungen in Sachen Per-
sonalräteschulung für uns? Dann neh-
men Sie doch bitte Kontakt mit uns 
auf. Wir sind beständig bemüht, unsere 
Veranstaltungen weiterzuentwickeln 
und sind in diesem Zusammenhang für 
alle Anregungen dankbar. 

Michael Eich
komm. Bezirksvorsitzender - Neustadt
Eich.Michael@vdr-rlp.de

Michael Eich

Martin Radigk

DURCHBLICK
Es ist „unfair, wenn 
hierzulande ähnliche 
Förderdiagnosen und –
maßnahmen wie in Finn-
land propagiert werden, 
obgleich doch jeder-
mann weiß, dass solches 
bei der gegenwärtigen 
Lehrer-Schülerrelation 
in unseren Schulen beim 
besten Willen nicht zu 
machen ist.“

Quelle: (KLIPPERT 2010)

Personalvertretung
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Referenten waren Wilfried Rausch 
(Stellv. VDR-Landesvorsitzender und 
Vorstandsmitglied im Hauptpersonal-
rat Realschule plus), Erwin Schnei-
der (Stellv. VDR-Landesvorsitzender 
und Stellvertretender Vorsitzender im 
Bezirkspersonalrat Realschule plus), 
Timo Lichtenthäler (VDR-Bezirks-
vorsitzender Koblenz und Vorstands-
mitglied im Hauptpersonalrat Real-
schule plus) sowie Wolfgang Seebach 
(Schriftführer im Bezirksvorstand 
Trier und Mitglied im Hauptpersonal-
rat).

Für den Tagungsordnungspunkt „Dienst-
liche Beurteilung“ konnte Herr Ministe-
rialrat Stephan Unterkeller (MBWJK) als 
Referent gewonnen werden.
Anhand des Referats entwickelte sich 
eine sehr lebendige Diskussion, die das 
große Interesse der Personalratsmit-
glieder an diesem Thema zeigte.
Referat und Diskussion machten deut-
lich:
• Die Beurteilung darf nur das erfas-

sen, was der Beurteilende bisher ge-
leistet hat.

• Der Beurteiler muss für den Zeit-
raum, den er nicht beurteilen kann, 
eine Außenbewertung u. a. vom Vor-
gänger anfordern. Diese Außenbe-
wertung ist zu dokumentieren.

• Die unterrichtlichen Tätigkeitsberei-
che fi nden zu 60 % Niederschlag in 
der Beurteilung!

• Die dienstliche Beurteilung ist kein 
Staatsexamen.

• Die dienstliche Beurteilung wird mit 
der Eröffnung wirksam (Beweissi-
cherungssystem).

In der Fragestunde wurde deutlich, 
dass gerade in Übergangsperioden an 
den Schulen viele neue Situationen ge-

Gemeinsame Personalräteschulung
der Bezirksverbände Koblenz und Trier
Wiederum hohe Teilnehmerzahl und Synergieeffekte 
durch gemeinsame Aktion
Wie im vergangenen Jahr führten die Bezirke Koblenz und Trier eine gemeinsame Personalräteschu-
lung in Treis-Karden durch. Timo Lichtenthäler freute sich, viele neue Personalratsmitglieder begrüßen 
zu dürfen. Tagungsthemen waren das Vierteljahresgespräch mit der Schulleitung, Beteiligungsrechte, 
die an konkreten Beispielen zu Nebentätigkeiten, Fortbildungen und Arbeitsschutz erarbeitet wurden 
und die dienstliche Beurteilung.

meistert werden müssen. Die Fragen 
der Personalratsmitglieder betrafen vor 
allem die neuen Herausforderungen 
an den Schulen: Aspekte der Schul-
strukturänderung und deren Auswir-
kung für die Personalräte als auch das 
schulische Alltagsgeschäft. Besonders 
herausgestellt wurden die schwierige 
Aufgabe des Zusammenführens von 

Erwin Schneider
Stellv. Landesvorsitzender
Schneider.Erwin@vdr-rlp.de

Kollegien und die hohen Belastungen 
durch den Unterrichtseinsatz an dislo-
zierten Standorten.

Erwin Schneider, Wilfried Rausch, Timo Lichtenthäler

An ausgewählten Fallbeispielen zu den Themen Fortbildung und Arbeitsschutz 
erarbeiten die Teilnehmer in Gruppen ihre  Lösungsstrategien.

Personalvertretung
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§
Defi nition „Altersteilzeit“
Altersteilzeit ist eine Teilzeitbeschäf-
tigung bis zur Pensionierung mit der 
Hälfte der bisherigen Arbeitszeit auf 
Antrag des Beamten.
Die Altersteilzeit ermöglicht eine Pen-
sionierung zu zwei verschiedenen Zeit-
punkten. Interessenten müssen sich bei 
der Beantragung für einen dieser Zeit-
punkte entscheiden:

A. Altersteilzeit bis zur gesetzlichen 
Altersgrenze (ATZ-Kurzform; § 80e 
Landesbeamtengesetz). Die gesetz-
liche Altersgrenze für Lehrkräfte 
ist derzeit das Ende des Schuljah-
res (jeweils 31. Juli), in dem das 64. 
Lebensjahr vollendet worden ist.
Sonderregelung für schwerbehin-
derte Lehrkräfte (GdB: mindestens 

50%) bei Altersteilzeit: Eine Pen-
sionierung ist bereits am Ende des 
Schuljahrs, in dem das 63. Lebens-
jahr vollendet worden ist, möglich.

B. Altersteilzeit über die gesetzliche 
Altersgrenze hinaus (ATZ-Lang-
form; § 80 f Landesbeamtengesetz)
Die Altersteilzeit muss bis zum 
Ablauf von drei Jahren nach Er-
reichen der Altersgrenze bean-
tragt werden (derzeit: Ende des 
Schuljahres, in dem das 67. Le-
bensjahr vollendet worden ist).
Wählt man dieses Modell, darf nur 
dieser Pensionierungszeitpunkt an-
geben werden. Eine Verbindung von 
dieser Art der Altersteilzeit mit einer 
früheren Pensionierung (z.B. Ende 
des Schuljahres, in dem das 65. Le-

bensjahr oder das 66. Lebensjahr 
vollendet wird) ist nicht möglich. 

Voraussetzung für die Beantra-
gung von Altersteilzeit
• Bei Antritt (nicht bei Beantragung!) 

der Altersteilzeit muss das 55. Le-
bensjahr vollendet sein. Altersteilzeit 
können Lehrkräfte nur zu Schuljah-
resbeginn (jeweils 1. August) antre-
ten. 

• Innerhalb der letzten fünf Jahre vor 
Beginn der Altersteilzeit muss eine 
mindestens dreijährige Beschäfti-
gung (in der Regel mindestens auf 
halber Stelle) nachgewiesen werden.

• Dienstliche Belange dürfen nicht ent-
gegenstehen.

• Die erforderlichen Haushaltsmittel 
müssen vorhanden sein.

Die große Zahl von Schulen, die zum 
1.08.2010 in Realschulen plus und In-
tegrierte Gesamtschulen umgewandelt 
wurden, legte es nahe, eine Schulung 
für die bestellten Wahlvorstände an-
zubieten. Zum einen wird die Zahl 
der Beschäftigungsverhältnisse immer 
komplizierter, zum anderen ist die Ter-
minfrage beim Ablauf der Wahl von 
Bedeutung, um eine ordnungsgemäße 
Durchführung zu gewährleisten. Das 
Angebot sollte zeitlich früh erfolgen, 
um den Schulen die Möglichkeit zu 
geben, zügig Personalräte zu wählen. 

Eine Reihe von Wahlvorständen war 
der Einladung gefolgt. Sie erlebten 
eine abwechslungsreiche Schulung, 
die ihren Bedürfnissen und Anforde-
rungen Rechnung trug. So ging es um 
Termine, Fristen, Wählbarkeit, Be-
schäftigtenverhältnisse, die Größe des 
örtlichen Personalrates u. v. a. m.

Deutlich wurde auch, in welcher Um-
bruchssituation sich die betroffenen 

VDR-Wahlvorstandsschulung in Simmern

Schulen gegenwärtig befi nden und 
welche Anforderungen an alle Betei-
ligten gestellt sind. Dass hier minis-
teriumsseitig nicht genügend Entlas-
tungsmöglichkeiten eingeräumt wer-
den, wurde allseits bemängelt. 

Tagungsreferenten waren Erwin 
Schneider, Timo Lichtenthäler, Martin 
Radigk und Hanns Peters. 

Die notwendigen Formulare und Hin-
weise sowie eine Checkliste sind den 
Schulen postalisch zugegangen und 
fi nden sich auf der VDR-Homepage:
www.realschule-vdr.de

Hanns Peters  
Bezirksvorsitzender Trier
Peters.Hanns@vdr-rlp.de

Aktueller Hinweis zur Altersteilzeit 
Die derzeitige Altersteilzeitregelung endet am 31.12.2011. Dies bedeutet, dass Lehrkräfte, die bis zum 
1. 8. 2011 das 55. Lebensjahr vollenden, die Möglichkeit haben, Altersteilzeit zu beantragen. Antragsfrist ist der 
31.01.2011. Es gibt keine Hinweise auf eine eventuelle Verlängerung.

Arbeitserleichterung für Wahlvorstände mit VDR-Formularen

Personalvertretung
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Ganztagsschule war das zentrale The-
ma bei einem Schulbesuch in Salmtal. 
Ent sprechend zahl reich erschien das 
Kollegium zur gemeinsamen Sprech-
stunde um Fragen und Proble me im 
Zusammenhang mit der bevorstehen-
den Umstruk turie rung der Schule zur 
Ganz tagsschule zu besprechen.

Monika Winkelmann (Konrektorin 
der Realschule plus Bleialf) und Ga-
briele Schmidt (Schulleiterin der Re-
alschule Konz) erläuterten die Ganz-
tagsschulkonzepte ihrer Schu le und 
beantworteten im Anschluss viele un-
terschiedliche Fragen zum The ma. Bei 
personalrechtlichen Fragestellungen 
konnte der Bezirksvorsitzende Hanns 
Peters weiterhelfen.

Der VDR vor Ort an der Realschule plus in Salmtal
In Zeiten großer Veränderungen in der Schullandschaft nimmt sich der VDR des gestiegenen Bera-
tungs- und Informationsbedarfs an.

Der VDR gibt konkrete Informationen und Antworten auf Fragen direkt vor Ort

In erster Instanz gab das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz der Steuerbehörde 
noch recht (Urteil vom 02.10.08, Az.: 
4 K 2895/04). Schließlich habe der 
Lehrer nicht nachgewiesen, in welchen 
Unterrichtsstunden er die Literatur je-
weils eingesetzt habe. 

Doch so eng ist der „berufl iche Ver-
anlassungszusammenhang“ nicht zu 
sehen, urteilte der BFH. Dass sich der 
Lehrer auch privat für gesellschaftli-
che und politische Themen interessie-
re, stehe der steuerlichen Anerkennung 
dann nicht entgegen. Es reiche aus, 

wenn die „weitaus überwiegend beruf-
lich genutzt wird“. Im Streitfall muss 
daher nun das Finanzgericht die Bü-
cher und Zeitschriften jeweils einzeln 
ansehen und bewerten.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) in München hat Lehrern den Steuerabzug vorbereitender Literatur erleich-
tert. Nach einem Urteil vom 20.05.2010 (Az: VI R 53/09) müssen sie nicht für jedes einzelne Buch konkret 
nachweisen, für welche Unterrichtsstunde es genutzt wurde. Auch ein gleichgerichtetes privates Inte-
resse steht dem Steuerabzug nicht entgegen. Der Kläger unterrichtet an einer Realschule die Fächer 
Deutsch, Geschichte, Sozialkunde und Ethik. In seiner Einkommensteuererklärung 2002 machte er Aus-
gaben von 2.152 Euro für 37 Bücher und vier Zeitschriftenabonnements geltend. Das Finanzamt lehnte 
eine Berücksichtigung als Werbungskosten zunächst nahezu komplett ab.

Leitsatz des Urteils:
1. Arbeitsmittel sind Wirtschaftsgüter, die unmittelbar zur Erledigung der dienstlichen Aufgaben dienen. Hierzu 
können auch Zeitschriften und Bücher zählen, wenn die Literatur ausschließlich oder zumindest weitaus über-
wiegend berufl ich genutzt wird.

2. Die allgemeinen Grundsätze zur steuerlichen Behandlung von Arbeitsmitteln gelten auch, wenn zu 
entscheiden ist, ob Bücher als Arbeitsmittel eines Lehrers zu würdigen sind. Dabei ist die Eigenschaft ei-
nes Buchs als Arbeitsmittel nicht ausschließlich danach zu bestimmen, in welchem Umfang der Inhalt 
eines Schriftwerks in welcher Häufi gkeit Eingang in den abgehaltenen Unterricht gefunden hat. Auch 
die Verwendung der Literatur zur Unterrichtsvorbereitung und Unterrichtsnachbereitung oder die An-
schaffung von Büchern und Zeitschriften für eine Unterrichtseinheit, die nicht abgehalten worden ist, kann 
eine ausschließliche oder zumindest weitaus überwiegende berufl iche Nutzung der Literatur begründen.

Bundesfi nanzhof erleichtert Steuerabzug von Büchern

Hanns Peters: „Wir sehen, dass der 
Informationsbedarf an den Schulen 
steigt und nehmen uns der Sache 
an. Gerne ist der VDR bereit, an 

Schulen zu gehen und dort vor Ort 
mit den Kollegen über Probleme zu 
sprechen.“
Text und Foto: Peter Quint

Recht
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• dass immer größere Anwärtergrup-
pen an den Realschul-Studiensemi-
naren (in Trier von 99 im Jahre 2004 
auf 160 im Jahre 2010) ausgebildet 
werden sollen,

aber
 gleichzeitig weder die Seminarlei-

tungen noch die FL-Stellen für Päd-
agogik und Allg. Didaktik personell 
ausgebaut und nahezu alle neuen 
Fachgruppen mit lehrbeauftragten 
Fachleiterinnen und Fachleitern 
ohne angemessene Bezahlung be-
setzt sind; 

• dass auf die Studienseminare eine 
immer größer werdende Zahl von 
Praktikanten in zwei engen Zeit-
fenstern im Februar und September 
zukommt,

aber
 die Fachleiterinnen und Fachleiter 

ihrer eigentlichen Aufgabe – der 
Ausbildung von Anwärtern – nicht 
mehr nachkommen und gerecht wer-
den können;

• dass die beschlossene Bachelor- und 
Masterausbildung im Bereich Leh-
rerbildung auch mit einer Verkür-
zung der gesamten Lehrerausbil-
dung begründet wurde, im Februar 
2011 über 500 Bewerberinnen und 
Bewerber vor den Toren der RS-Se-
minare stehen,

aber
 nicht die Hälfte von ihnen eingestellt 

werden kann und damit die Warte-
schlange und –zeit für das Lehrer-
studium insgesamt immer länger 
wird;

• dass gut ausgebildete Realschulleh-
rerinnen und Realschullehrer auch 2 
Jahre nach ihrer 

 2. Staatsprüfung keine Planstelle 
erhalten und teilweise auf das Jahr 
2013 vertröstet werden,

aber
 zunehmend PES-Kräfte ohne päda-

gogische Ausbildung den Fachunter-
richt an Ganztagsschulen überneh-
men;

• dass überall neue Realschulen plus 
und Gesamtschulen geschaffen wer-
den,

aber
 über lange Zeit die Leitungsstellen 

unbesetzt bleiben, da die nötigen 
personellen Entscheidungen nicht 
getroffen werden bzw. nicht getrof-
fen werden können; 

• dass mitten im Umsetzungsverfah-
ren der Schulstrukturreform den 
Schulen eine gänzlich neue Form 
der Schulbuchausleihe zugeht, die 
bis zum Schuljahresende 2009/10 zu 
realisieren ist, 

aber
 die Organisation in die Hände der 

bereits überlasteten Schulsekretaria-
te gelegt wird;

• dass für den beschlossenen Ausbau 
einer Realschule plus in Trier-Süd 
mehr als eine halbe Million Euro 
ausgegeben wurde, 

aber
 das Kollegium sowie die Schullei-

tung dann aus der Zeitung erfahren, 
dass ihr Standort aufgegeben wird 
und sie in einen anderen Stadtteil 
„verschoben werden“;

• dass Eltern beim Landeselterntag in 
Saarburg „immer wieder von Unter-
richtsausfall, mangelnder Förderung 
und Angst vor falscher Schulwahl“ 
sprechen,

aber
 die zuständige Ministerin dies nicht 

annimmt und vielmehr betont, „dass 
das Land auf dem richtigen Weg sei.“ 
(Trierischer Volksfreund, 5.11.2010)

So kann es doch nicht sein,
so geht es nicht!

Was nicht geht
Es geht nicht (an):

Gerhard Klein
VDR Trier
Klein.Gerhard@vdr-rlp.de

Die Unfallkasse Rheinland-Pfalz hat in Kooperation mit 
dem rheinland-pfälzischen Bildungsministerium, der Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) sowie mit Pro-
fessor Dr. Stephan Letzel, Leiter des Instituts für Arbeits-, 
Sozial- und Umweltmedizin der Universität Mainz, und 
der Psychologin Prof. Dr. Gerdamarie Schmitz ein neues 
Präventionsvorhaben auf den Weg gebracht.
Das Vorhaben „Stark für jede Stunde - selbstsicher und 
wirksam im Lehreralltag“ basiert auf dem Konzept der 

„Selbstwirksamkeitserwartung“. Es zielt darauf, die per-
sönlichen Ressourcen jedes Einzelnen zu stärken. Insbe-
sondere soll aufgezeigt werden, wie Lehrkräfte berufl iche 
Herausforderungen meistern, sich optimal motivieren und 
erfolgreich Ziele verfolgen können.
Geplant sind Workshops, der Aufbau eines Netzwerkes 
und die Einrichtung eines Onlineportals.

Infos unter:
www.ukrlp.de

Stark für jede Stunde - selbstsicher
und wirksam im Lehreralltag

Schulpolitik
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Anne Wieland stellte fest, dass die The-
men und Probleme bereits vor 20 Jahren 
diskutiert wurden. Ulla Brede-Hoffmann 
(SPD) erklärte, dass die Landesregierung, 
wie schon einmal vor 20 Jahren, bei der 
Bestellung eines neuen Wibera-Gutach-
tens unterstützend tätig werden könnte, 
wenn die kommunalen Verbände sich ent-
sprechend einbringen würden. Der Beige-
ordnete Harald Pitzer vom Landkreistag 
erklärte, dass er sich eine Überarbeitung 
der Empfehlungen zu den Arbeits- und 
Tätigkeitsbeschreibungen nur unter Betei-
ligung der Berufsgruppe vorstellen könne. 

VDR-Landesvorsitzender Bernd Karst 
wollte mit seiner Teilnahme die Ziele der 
Schulsekretärinnen hinsichtlich der Ver-
besserung ihrer berufl ichen und standes-
politischen Situation unterstützen und 
den Zusammenhang zwischen der Arbeit 
der Schulsekretärinnen und der Qualitäts-
verbesserung an Schulen hervorheben, 
denn „ein wesentlicher Qualitätsfaktor für 
Schulen ist die gute Schulsekretärin. Es 
gibt keine gute Schule ohne funktionie-
rendes Schulsekretariat.“ 

Karst stellte fest, dass es für die Schulse-
kretärinnen in den letzten 25 Jahren kaum 
sichtbare Verbesserungen gegeben hat. Im 
Gegenteil: Die Erwartungen an die Schul-
sekretärinnen stiegen von Jahr zu Jahr. 

Im Rahmen der Schulbuchausleihe sind 
Sekretärinnen mit Urlaubssperren bedacht 

oder mit der verpfl ichtungsähnlichen 
Aufforderung konfrontiert worden, ihr 
Stundendeputat zu erhöhen. Der Arbeits-
druck, der gerade beim Schuljahrwechsel 
entsteht, wurde dadurch nochmals erhöht. 

Der Schulalltag habe sich grundlegend 
verändert: Die Erwartungen und das An-
spruchsdenken – auch der Eltern – sind 
anders geworden. Und wer ist die erste 
Ansprechpartnerin in der Schule? Die Se-
kretärin. Ihre Aufgabe ist es, berechtigten 
sowie oftmals auch überzogenen Forde-
rungen souverän zu begegnen.

In Betrieben werden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die mit differenziertem Kli-
entel zu tun haben, professionell geschult. 
Und Beispiele für notwendige Qualifi zie-
rungsmaßnahmen gibt es zahlreiche. Es 
gibt kaum eine Berufsgruppe, die so al-
leine gelassen wird mit den veränderten 
Herausforderungen wie die Schulsekretä-
rinnen. 

Als weiteres aktuelles Beispiel für die ver-
änderte Rolle der Schulsekretärin nannte 
der Landesvorsitzende die Schulstruktur-
veränderung in RLP.
Die Schulstrukturveränderung hat zur Fol-
ge, dass Außenstehende verständlicher-
weise kaum wissen, mit welcher Schule 
sie es zu tun haben. „So vergeht kaum ein 
Tag, wo ich nicht mitbekomme, wie unse-
re Schulsekretärin mit größter Sachkom-
petenz die Struktur der Realschule plus 

Tag der Schulsekretärinnen
40 Schulsekretärinnen trafen sich im September in Bad Kreuznach zum „Tag der Schulsekretärinnen“. Auf 
dem Podium diskutierten u.a. Annedore Wieland (Landesvorsitzende der Schulsekretärinnen RLP), Ulla 
Brede-Hoffmann (Bildungspolitische Sprecherin der SPD im Landtag RLP), Harald Pitzer (Landkreistag) 
und Bernd Karst (VDR-Landesvorsitzender). Einig waren sich die Podiumsteilnehmer in der Beurteilung, 
dass Schulsekretärinnen an einer sensiblen Schnittstelle tätig sind und mehr Anerkennung verdienen.

VDR-Landesvorsitzender Bernd Karst

Bernd Karst, VDR-Landesvorsitzender (re): „Ein wesentlicher Qualitätsfaktor für Schu-
len ist die gute Schulsekretärin. Es gibt keine gute Schule ohne funktionierendes 
Schulsekretariat.“

erklärt, das Wahlpfl ichtfachangebot der 
Realschule plus erläutert oder über Auf-
nahmevoraussetzungen Auskunft gibt.“

Die Schulsekretärin sei, nach seiner Auf-
fassung, eine Mitarbeiterin, die dem Be-
rufsbild einer Fachwirtin für Verwaltung 
entspricht. Die Allroundverantwortlich-
keit komme auch in den so genannten 
„soft skills“ zum Tragen: Teamgeist und 
Sozialkompetenz gehören zu den unver-
zichtbaren Schlüsselqualifi kationen. Wer 
über diese Qualifi kationen nicht verfügt, 
ist auch nicht in der Lage, im Berufsalltag 
mit „Schülerschicksalen“ adäquat umzu-
gehen. Die psychosozialen Aufgaben, mit 
denen die Schulsekretärin zwangsläufi g 
betraut ist, werden in Zukunft rapide zu-
nehmen. 

Fazit
Karst wünschte eine erfolgreiche Umset-
zung der berechtigten gewerkschaftlichen 
Forderungen nach
• höherer Einstufung in der Besoldung,
• einer wertschätzenden Berufsbezeich-

nung,
• Möglichkeiten der Höherqualifi zierung 

durch anspruchsvolle Fortbildungsange-
bote und systematische Qualifi zierungs-
maßnahmen.

Schulpolitik
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Familie und Schule bedingen Lernerfolg

"Eine gute Schule ist die, an der das 
eigene Kind ohne Probleme all das ler-
nen kann, was es fürs spätere Leben 
braucht!", davon ist der neue Landesel-
ternsprecher Rudolf Merod überzeugt. 
An erster Stelle bedarf es dazu guter 
Lehrerinnen und Lehrer. Aber nicht 
nur! Genauso bedeutsam sind gute 
Schülerinnen und Schüler, gute Eltern, 
gute Rahmenbedingungen und das ge-
genseitige Vertrauen, das sich alle Be-
teiligten schenken sollten. Es kommt 
also auch auf die Eltern an, denn sie 
sind Vorbilder für ihre Kinder und sie 
schaffen wichtige Voraussetzungen 
dafür, dass sich der Nachwuchs erfolg-
reich den Herausforderungen schuli-
schen Lernens stellen kann. 
Etwa 250 bis 300 Eltern nutzten am 
6. November das anspruchsvolle Pro-
gramm des rheinland-pfälzischen Lan-
deselterntages in Saarburg.
Bildungsministerin Doris Ahnen be-
glückwünschte die neuen Mitglieder 

von Landes- und Regionalelternbeirat 
und setzt auf eine gute Zusammen-
arbeit mit den Elternbeiräten. Ihre 
Messlatte für das Bildungssystem: Es 
muss sowohl Leistungsfähigkeit als 
auch Chancengleichheit bieten und 
das Bildungsministerium muss die 
Rahmenbedingungen dafür schaffen. 
Viele Faktoren beeinfl ussen den Ler-
nerfolg der Schülerinnen und Schüler. 
Das ist für den Hauptreferenten Prof. 
Dr. Stefan Sell von der Fachhochschu-
le Koblenz ein wichtiges Ergebnis der 
Bildungsforschung. Die Bedeutung der 
Familien ist dabei fast doppelt so groß 
wie die der Schule selbst. Die Schule 
muss vor allem ihre Arbeit an die je-
weilige Herausforderung anpassen - 
und das ist derzeit vor allem der Um-
gang mit Heterogenität. Schule muss 
Verantwortung für ihre Ergebnisse 
übernehmen, die Verbesserung selbst 
in die Hand nehmen.

Sachverhalt:
Eine durch eine Ordnungsmaß-
nahme an eine andere Schule 
überwiesene hessische Schüle-
rin forderte die Übernahme der 
Schülerbeförderungskosten. 

Beschluss:
Der Verwaltungsgerichtshof Hes-
sen hat den Antrag auf Erstattung 
der Schülerbeförderungskosten 
abgewiesen.

Aus der Begründung:
Nach § 161 Abs. 5 Nr. 3 HSchG sind 
die Beförderungskosten für eine 
andere als der nächstgelegenen 
Schule ausnahmsweise zu erstat-
ten, wenn diese aus Kapazitäts-
gründen nicht besucht werden 
kann. Die Aufnahmefähigkeit der 
ursprünglich besuchten Schule ist 
aber nicht dadurch erloschen, 
dass die Schülerin im Rahmen ei-
ner Ordnungsmaßnahme einer 
anderen Schule zugewiesen wur-
de. 
Die Übernahme der Beförde-
rungskosten richtet sich nur nach 
der objektiven Kapazität der 
nächstgelegenen Schule, nicht 
aber auf Gründe in der Person 
des Schülers. Das Tatbestands-
merkmal der Aufnahmefähigkeit 
einer Schule ist lediglich einrich-
tungs- aber nicht benutzerbezo-
gen zu verstehen.

Es ist zwar richtig, dass sich die 
Ordnungsmaßnahme gegen die 
Schülerin richtet, die Versagung 
der Beförderungskosten aber die 
Eltern trifft. Nach § 1610 Abs. 2 
BGB umfasst der von den Eltern 
für ihre Tochter zu leistende Un-
terhalt jedoch unabhängig von 
staatlichen Hilfen den gesamten 
Lebensbedarf einschließlich der 
Kosten einer angemessenen Vor-
bildung zu einem Beruf und somit 
auch die Beförderungskosten zur 
Schule.

Text: Wolfgang Häring
(Beschluss vom 15.12.2008,

Az.: 7 A 1900/08)

Schülerbeförde-
rungskosten nach 
Ordnungsmaß-
nahme

Großes Interesse am Landeselterntag

DURCHBLICK
„Der Staat kann nicht „begaben“, er kann und muss die Vo-
raussetzungen dafür schaffen, dass sich Begabungen unab-
hängig von Milieus entfalten können. Aus purer Verzweif-
lung darüber, dass Begabungen nicht umverteilt werden 
können, haben sich Bildungspolitiker oft genug dazu ent-
schlossen, die Schwachen zu begünstigen und die Talen-
tierten zu benachteiligen. Das Niveau wird gesenkt, die 
Begabten sind unterfordert und die weniger Talentierten 
nicht ausreichend gefördert, weil die Chancen ungleich 
genutzt werden.“

Quelle: SCHMOLL: „Bildungspolitik – Gerecht ist nicht gleich“ FAZ, 02.02.2010

Schulpolitik
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Die Frage des VDR, ob ich bereit sei, 
für die „realschulblätter“ Erinnerungen 
an die am 12. März 2010 in Berlin ver-
storbene, frühere rheinland-pfälzische 
Kultusministerin Dr. Hanna-Renate 
Laurien aufzuschreiben, habe ich nach 
kurzem Zögern mit Ja beantwortet –
zögernd, weil ich mich nicht berufen 
fühle, das bedeutende und vielfältige 
Lebenswerk der Verstorbenen zu wür-
digen, schließlich aber doch bejahend, 
weil ich sie bei vielen Begegnungen als 
Gesprächs- und als Verhandlungspart-
nerin, als Vorgesetzte und als Mensch 
schätzen gelernt habe und weil ich ihr 
bezüglich meines berufl ichen Werde-
gangs viel verdanke. 

Frau Dr. Hanna-Renate Laurien ist 
ohne Zweifel in der deutschen Politik 
und Gesellschaft eine hochverdiente 
Persönlichkeit, deren Würdigung aus 
unterschiedlichen Perspektiven und 
aus berufenem Munde längst erfolgt 
ist. Meine Erlebnisse und Erfahrungen 
beschränken sich fast ausschließlich auf 
ihr Wirken als Hauptabteilungsleiterin, 
Staatssekretärin und Kultusministe-
rin in Rheinland-Pfalz, denn in diesen 
Funktionen habe ich sie als Lehrer und 
Schulleiter sowie als Referent im Kul-
tusministerium und zeitweise als VDR-
Vertreter und Vorsitzender des HPR für 
die staatlichen Lehrerinnen und Lehrer 
an Realschulen kennen gelernt.

Erinnerungen an Hanna-Renate Laurien †
von Georg Stenner

Zum ersten Mal begegnete ich Hanna-
Renate Laurien, nachdem Kultusmi-
nister Dr. Bernhard Vogel sie 1970 als 
Hauptabteilungsleiterin in das Kultus-
ministerium Rheinland-Pfalz berufen 
hatte. Ihre Funktion als Leiterin einer 
neu geschaffenen Hauptteilung mit vier 
Abteilungen für einzelne oder meh-
rere Schularten einschließlich einer 
Abteilung für schulartübergreifende 
Grundsatzangelegenheiten lässt schon 
den Auftrag erkennen, den sie über-
nommen hatte und mit Leben erfüllen 
sollte, nämlich für die bestehenden und 
erfolgreichen Schularten ein Mehr an 
koordiniertem Miteinander zu organi-
sieren und zu gestalten.

Dieser Aufgabe widmete sich Dr. 
Hanna-Renate Laurien als „Fachfrau“ 
mit Erfahrungen als Gymnasialleh-
rerin, Fachleiterin, Schulleiterin und 
Referentin im nordrhein-westfälischen 
Kultusministerium mit Intelligenz, 
Sachverstand, Wortgewalt und Durch-
setzungsvermögen. Sie verschaffte sich 
rasch bei Lehrkräften und Mitarbei-
tern, bei politischen Parteien, bei Ver-
bänden und Gewerkschaften, aber auch 
bei Eltern und Schülern Respekt und 
Anerkennung! Mit anderen Worten: 
Der Name, den ihr die Berliner später 
treffsicher und zugleich wohlwollend 
gaben, nämlich „Hanna-Granata“, hätte 
schon in Rheinland-Pfalz gepasst!

In Rheinland-Pfalz stand nach dem erst 
1963 verabschiedeten ersten Realschul-
gesetz angesichts eines raschen überpro-
portionalen Wachstums des Realschul-
wesens dringend eigene Lehrplanarbeit 
an, um die ersatzweise eingeführten 
nordrhein-westfälischen Richtlinien für 
den Unterricht an Realschulen durch 
spezifi sch rheinland-pfälzische abzulö-
sen und zu ersetzen. In diesem inhaltli-
chen Zusammenhang erlebte ich Hanna-
Renate Laurien erstmals als Vorgesetzte 
und Referentin, da ich als Leiter einer 
fachdidaktischen Kommission an der 
einleitenden und Richtung weisenden 
landesweiten Konferenz teilnehmen 
sollte.

Mit einem Kollegen und Freund zusam-
men wurde ich sogar mit dem Protokoll 
beauftragt, und uns beiden ist dies bis 
heute peinlich. Denn wir (aber nicht nur 
wir) waren damals noch nicht auf dem 
aktuellen Stand der Curriculumdis-
kussion, was zur Folge hatte, dass die 
Hauptreferentin, Ministerialdirigentin 
Dr. Hanna-Renate Laurien, das Proto-
koll zu ihrem Referat zumindest teil-
weise selbst schreiben musste. Für mich 
war diese Erfahrung Ansporn, mich 
tiefer in die Curriculumtheorie einzu-
arbeiten und die Früchte dieses Bemü-
hens in die fachdidaktische Arbeit für 
das Wahlpfl ichtfach Wirtschaftskunde 
einzubringen. 

Offensichtlich gelang mir dies zur Zu-
friedenheit des Ministeriums und der 
Hauptabteilungsleiterin Dr. Hanna-
Renate Laurien, denn 1971 musste 
ich mich im Rahmen einer befristeten 
Abordnung in das Kultusministerium 
erstmals bei ihr vorstellen. Für ein Jahr 
hatte ich dann als Hilfsreferent im Re-
alschulreferat vor allem die Aufgabe, 
für das junge Fach Wirtschaftskunde 
ein Curriculum zu entwickeln, an einer 
neuen Stundentafel für die Realschule 
mitzuwirken und die Ergebnisse der 
Ende der 60er- und Anfang der 70er-
Jahre Jahre an Realschulen durchge-
führten Leistungsvergleiche und -fest-
stellungen auszuwerten. 

Die Arbeit für das Wahlpfl ichtfach 
Wirtschaftskunde erfolgte zusammen 
mit dem Wirtschaftspädagogischen 
Institut der Johannes Gutenberg-Uni-
versität Mainz, dessen Leiter damals 
Prof. Dr. Joachim Peege war; als wis-
senschaftliche Mitarbeiterin war die 
heutige Staatsministerin im Kanzler-
amt, Prof. Dr. Maria Böhmer, beteiligt, 
die dann auch für ihre Dissertation die 
Wahlpfl ichtdifferenzierung in der Re-
alschule als Thema wählte. Für unsere 
Schulart ist bedeutsam, dass Hanna-
Renate Laurien von Anfang an die 
traditionelle Öffnung der Realschule 
für berufsfeldbezogene Lerninhalte im 
Wahlpfl ichtbereich ausdrücklich för-
derte. 

Dr. Hanna-Renate Laurien
1995 als Präsidentin des Berliner Abge-
ordnetenhauses
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Hanna-Renate Laurien bevorzug-
te ohne Zweifel das gegliederte 
Schulwesen. Ich erinnere mich an 
bildungspolitische Diskussionen, 
in denen sie sinngemäß fragte, ob 
Schülerinnen und Schüler, die sich 
an Hauptschulen als Schülerspre-
cher erproben konnten, auch an Inte-
grierten Gesamtschulen eine solche 
Chance gehabt hätten, und stellte 
damit die Frage nach Chancenge-
rechtigkeit im Verhältnis zu formaler 
Chancengleichheit! 

Hanna-Renate Laurien lehnte meines 
Erachtens die Integrierte Gesamtschule 
nicht generell ab, wohl aber ideologi-
sche Festlegungen, wie sie bisweilen die 
Diskussion um diese neue Schulform 
prägten, indem die Verwirklichung von 
Chancengerechtigkeit und Chancen-
gleichheit wie das Ziel sozialer Integ-
ration mit Ausschließlichkeitsanspruch 
für dieses Schulmodell beansprucht 
wurden. Für die offene Einstellung 
von Hanna-Renate Laurien sprechen 
die von ihr unterstützten Schulversu-
che mit integrierten Gesamtschulen in 
Rheinland-Pfalz ebenso wie ihre poli-
tische Tätigkeit als Schulsenatorin in 
Berlin, wo mehr Gesamtschulen be-
standen.

In einer anderen, vom VDR und der 
Lehrerschaft immer wieder diskutier-
ten Forderung nach einer Abschluss-
prüfung folgte Hanna-Renate Laurien 
den Vorgaben des schon erwähnten 
Strukturplans für das Bildungswesen. 
So sollte dem Erwerb der Hochschulrei-

Damit wurde nach meiner Einschät-
zung eine wesentliche Grundlage dafür 
gelegt, dass inzwischen das rheinland-
pfälzische Schulgesetz die Einrichtung 
von Fachoberschulen an Realschulen 
plus vorsieht und dass nach deren Ein-
richtung an ersten Standorten im Jahre 
2011 zwei Jahre später die ersten Schü-
ler die Realschule plus mit Fachhoch-
schulreife verlassen können. Damit 
wird im Grunde – wenn auch unter den 
geänderten Bedingungen einer Real-
schule plus - eine alte Forderung des 
VDR und seines früheren Vorsitzenden 
Werner Schappert erfüllt, der ein 11. 
Realschuljahr zum Erwerb der Fach-
hochschulreife gefordert hatte.

Für Hanna-Renate Laurien war 
Neigungsdifferenzierung durch 
Wahlpfl ichtfächer mit berufsfeld-
bezogenen Schwerpunkten und 
Inhalten ein wichtiger Beitrag zur 
Individualisierung des Lernens, 
um unterschiedlichen Begabungen 
und Neigungen gerecht zu werden. 
Insgesamt sollten Hauptschule, Re-
alschule und Gymnasium in der 
Sekundarstufe I eine fächerüber-
greifende Leistungsdifferenzierung 
mit maßvoller Heterogenität in jeder 
Klasse verwirklichen, um von Leis-
tungsdruck zu entlasten, wie er in 
sehr heterogenen Lerngruppen und 
bei Ein- und Umstufungen durch 
Fachleistungsdifferenzierung an In-
tegrierten Gesamtschule entstehen 
kann. 

Zu meinen Aufgaben als „Hilfsrefe-
rent“ gehörte – wie schon gesagt – auch 
die Mitarbeit an einer neuen Stundenta-
fel und die Auswertung von Leistungs-
vergleichen und Leistungsfeststellun-
gen. All dies zeigt, dass Hanna-Renate 
Laurien, seit 1971 Staatssekretärin, in 
der inhaltlichen Weiterentwicklung 
des Schulwesens einen Arbeitsschwer-
punkt sah. Für sie gehörten dazu dif-
ferenzierte, aber aufeinander abge-
stimmte Stundentafeln und Lehrpläne, 
um vertikale und horizontale Durch-
lässigkeit zu ermöglichen, bei der die 
Realschule zwischen Hauptschule und 
Gymnasium eine besondere Brücken-
funktion übernehmen musste. 

Diese Zielsetzung schlug sich auch 
in dem 1974 verabschiedeten Schul-

gesetz nieder, das zwar inzwischen 
mehrfach novelliert, aber in Teilen bis 
heute erhalten geblieben ist und somit 
das rheinland-pfälzische Schulwesen 
noch immer prägt. Darin wurde das 
„Lieblingskind“ des damaligen Kultus-
ministers Dr. Vogel, wie ihm ein Oppo-
sitionspolitiker in der entsprechenden 
Landtagsdebatte vorhielt, weiterhin als 
selbstständige Schulart des geglieder-
ten Schulwesens verankert. Zugleich 
wurden Hauptschule, Realschule und 
Gymnasium aber auch als aufeinander 
bezogene Teile eines übergreifenden 
Differenzierungssystems begriffen. 

Diese Weiterentwicklung folgte auch 
Vorgaben des 1970 vom Deutschen Bil-
dungsrat veröffentlichten Strukturplans 
für das Bildungswesen, wie die damals 
im Schulgesetz aufgenommene klare 
Stufengliederung des Schulwesens in 
Primarstufe sowie in Sekundarstufe 
I und II, die Einführung der schular-
tabhängigen und der schulartübergrei-
fenden Orientierungsstufe sowie die 
gesetzliche Verankerung des 10. Haupt-
schuljahres beweisen. Wenn auch Dr. 
Bernhard Vogel dieses Schulgesetz als 
Kultusminister politisch verantwortete, 
so ist dennoch die Handschrift seiner 
damaligen Staatssekretärin Dr. Hanna-
Renate Laurien zu erkennen.

Damit reagierte die rheinland-pfälzi-
sche Landesregierung auch auf Her-
ausforderungen, die durch die Idee und 
das politische Ziel einer Schule für alle 
Schüler, also durch die Integrierte Ge-
samtschule entstanden war.

Dr. Hanna-Renate Laurien  (* 15.04.1928 in Danzig; † 12.03.2010 in Berlin)
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lich einem sozialpädagogisch-künst-
lerischen Schwerpunkt an. Außerdem 
erläuterte sie den Beitrag der Realschu-
le zur Durchlässigkeit im Schulwesen, 
und zwar horizontal nach der Orientie-
rungsstufe und vertikal beim Übergang 
in die Sekundarstufe II, und sie ging auf 
die bildungsökonomische und die sozi-
alpolitische Leistung der Realschule 
ein, Kinder und vor allem Mädchen aus 
bildungsferneren Schichten zu höheren 
Bildungsabschlüssen zu führen. 

In diesem Zusammenhang warnte 
Hanna-Renate Laurien allerdings 
auch eindringlich vor einem „Kampf 
um Kinderköpfe“, der zwangsläufi g 
zu einer Gefährdung der Hauptschu-
le und damit auch zur Gefährdung 
der Realschule führen werde, da die 
Schülerzahlen rückläufi g seien und 
die Realschule in Zukunft nicht mehr 
mit dem Anteil an „Volksschulel-
ternschaft“ rechnen dürfe, aus dem 
sie in der Vergangenheit ihr über-
proportionales Wachstum gespeist 
habe. Dies verlange der Realschule 
auch in Zukunft die Flexibilität ab, 
die sie in ihrer Geschichte und auch 
in der jüngeren Vergangenheit schon 
mehrfach bewiesen habe. Wie Recht 
sie mit ihrer Warnung und mit ihrer 
Voraussage hatte! 

Denn der Anteil des Gymnasiums und 
der Realschule erhöhte sich zu Lasten 
der Hauptschule von Jahr zu Jahr – üb-
rigens schon lange vor dem Wegfall 
der verbindlichen Schullaufbahnemp-
fehlung der Grundschule. Und die in 
Rheinland-Pfalz nunmehr eingeführte 
Realschule plus verlangt nach Flexi-
bilität, ohne Bewährtes aufzugeben: 
In dieser neuen Realschule, die unter 
Einschluss der Hauptschule zu drei 
Abschlüssen führt, sind die von Hanna-
Renate Laurien zitierten Prinzipien von 
Adaptivität und Selektivität, die der 
Bildungswissenschaftler Prof. Alfons 
Otto Schorb beim Bad Kreuznacher 
Realschulkongress beide der Realschu-
le zugeordnet hat, für deren pädagogi-
sche Arbeit noch bedeutsamer!

Anfang der 90er-Jahre traf ich Hanna-
Renate Laurien, damals Präsidentin 
des Berliner Abgeordnetenhauses, als 
Festrednerin bei einer Schulveranstal-
tung an einer rheinland-pfälzischen 

fe, dem Abitur II, ein Abitur I vorausge-
hen, das an die Stelle der so genannten 
Mittleren Reife bzw. des qualifi zierten 
Sekundarabschlusses I treten sollte. Es 
gab die Überlegung, auch das Abitur I 
mit einer Abschlussprüfung zu verbin-
den, in die Erfahrungen aus den Leis-
tungsvergleichen und -feststellungen an 
Realschulen eingehen sollten. 

Gegen das Vorhaben sträubten sich al-
lerdings die Vertreter des Gymnasiums, 
weil sie dessen Einheit bedroht sahen, 
und schließlich auch die Vertreter der 
Realschule, die nur für den Fall zustim-
men wollten, dass auch andere Schular-
ten einbezogen würden, sofern sie – wie 
das Gymnasium – diesen Abschluss 
vermittelten. In der Folge wurde die 
Abschlussprüfung zu Grabe getragen. 
In Rheinland-Pfalz ist es zu meinem 
Bedauern bis heute dabei geblieben! 
Mit diesen Diskussionen war ich nicht 
mehr als „Hilfsreferent“, sondern als 
VDR-Vertreter auf Landes- und auf 
Bundesebene und seit 1974 auch als 
HPR-Vorsitzender befasst. 

In dieser Zeit bis zum Februar 1980 
erlebte ich die Staatssekretärin und ab 
1976 die Kultusministerin Hanna-Re-
nate Laurien als streitbare, aber faire 
Verhandlungspartnerin mit Verständnis 
für die Arbeit der Verbände, aber auch 
ohne Scheu vor Auseinandersetzungen. 
An den Streitpunkt um die Schullei-
tungsanrechnungen erinnere ich mich 
sehr genau, weil in diesem Fall VDR, 

HPR und damit auch ich erfolgreich 
waren: Kultusministerin Laurien setz-
te die vorgesehene Regelung nicht in 
Kraft. Dies brachte mir allerdings spä-
ter als Realschulreferent im Kultusmi-
nisterium Spott ein, weil die dann von 
Kultusminister Dr. Gölter verantwor-
tete Regelung für die Realschulen un-
günstiger war als die von mir in anderer 
Funktion bekämpfte.   

In das Kultusministerium hatte mich 
1980 als Nachfolger von Gerhard Weu-
then Kultusministerin Hanna-Renate 
Laurien zunächst abgeordnet, dann ver-
setzt. Nur kurze Zeit vorher war ich als 
Vorsitzender des HPR Realschulen aus 
diesem Gremium ausgeschieden. Die-
ser „Frontwechsel“ führte prompt zu ei-
ner mir unvergesslichen Situation. Als 
ich nämlich die Ministerin zum ersten 
Mal zu einem Spitzengespräch mit dem 
Hauptpersonalrat begleitete, wurde sie 
nach wenigen Minuten in den Landtag 
abberufen. Sie beauftragte mich ener-
gisch mit der weiteren Verhandlungs-
führung. Meine Anspannung, die man 
mir wohl auch anmerkte, war zunächst 
viel größer als die Freude über das mir 
damit entgegengebrachte Vertrauen!

Hanna-Renate Laurien wechselte 1981 
als Schulsenatorin nach Berlin. Nach 
meiner Erinnerung war ihre Teilnah-
me am Landesrealschultag des VDR 
im Bürgerhaus Mainz-Finthen einer 
ihrer letzten öffentlichen Auftritte als 
rheinland-pfälzische Kultusministerin. 
Sie hielt keine Rede, sondern machte 
ausführliche Anmerkungen zum The-
ma „Die Realschule: Unverzichtbares 
Element unseres Schulwesen“. Ob sie 
zu diesem Zeitpunkt schon defi nitiv 
von ihrem Wechsel nach Berlin wusste, 
ist mir nicht bekannt. In jedem Fall lob-
te sie den VDR, der sich über gewerk-
schaftliche Aufgaben hinaus auf Bun-
des- wie auf Landesebene erfolgreich 
um Ansätze für eine Bildungstheorie 
der Realschule und deren Umsetzung 
bemühe.  

Hanna-Renate Laurien unterstrich den 
über die Landesgrenzen hinaus aner-
kannten Beitrag der rheinland-pfälzi-
schen Wahlpfl ichtdifferenzierung in 
der Realschule für die Individualisie-
rung des Lernens und kündigte einen 
Schulversuch mit einem weiteren, näm-

Dr. Hanna-Renate Laurien 1978 als 
rheinland-pfälzische Kultusministerin 
beim 20-jährigen Bestehen der Real-
schule in Waldfi schbach
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Realschule wieder. Sie war vom Schul-
träger und vom Leiter der Realschule 
als Festrednerin eingeladen worden, 
und ich sprach im Auftrag von Kultus-
ministerin Dr. Rose Götte ein Gruß-
wort. Meine bei solchen Aufgaben 
inzwischen eigentlich ungewöhnliche 
Anspannung war wohl der Anwesen-
heit meiner früheren Chefi n geschuldet. 
Sie selbst fand zu ihrer nie abgelegten 
Rolle als Lehrerin zurück, als sie mir 
nach meinem Beitrag ihre Hand auf den 
Arm legte und bemerkte: „Ein schönes 
Grußwort!“ 

Einige Jahre später begegnete ich Han-
na-Renate Laurien – inzwischen ohne 
Ämter, aber nach wie vor aktiv – bei 
einem Konzert in Berlin. Sie erkann-
te mich sofort wieder und erinnerte 
sich an meinen Aufgabenbereich im 
rheinland-pfälzischen Kultusministeri-
um. Nach einigen Worten verabschie-
dete sie sich mit der Entschuldigung, 
dass sie ihre Schwester, die sie in der 
Pause verloren habe, suchen müsse. 
Meine Überraschung war groß, als ich 
drei Tage später – wieder in Mainz – in 
meinem Briefkasten ein persönliches 

Schreiben mit der Einladung fand, sie 
doch bei meinem nächsten Aufenthalt 
in Berlin einmal zu besuchen. 

Zu dem Besuch kam es leider nie! Den 
Brief bewahre ich aber bis heute auf, 
mit großem Respekt vor ihrer Lebens-
leistung und vor ihrer Menschlichkeit, 
auch wenn letztere bei ihrer manchmal 
unverblümten Bewertung von Men-
schen, bei ihrer Bereitschaft zur harten 
Auseinandersetzung und bei ihrer bis-
weilen aufkommenden Lust zum Spott 
nicht immer auf den ersten Blick zu er-
kennen war. Im Übrigen war ihr Brief 
vermutlich auf derselben alten Schreib-
maschine geschrieben, die sie auch 
benutzte, als sie vor vielen Jahren für 
meinen Kollegen und mich das schon 
erwähnte Protokoll zu ihrem eigenen 
Referat tippte! 

Für Hanna-Renate Laurien war die Re-
alschule kein „Lieblingskind“, aber sie 
erkannte die Leistung dieser Schulart 
an und förderte sie. Sie hat die Dank-
barkeit und Erinnerung der Realschul-
lehrerschaft verdient! Mit dem VDR, 
vor allem mit dem früheren Vorsitzen-

Fotos: Filmausschnitte von der Schulnamen-Verleihungsfeier „Max-Wittmann-Realschule“, Waldfi schbach-Burgalben 1994

den Werner Schappert, stand sie immer 
in gutem und für die Realschule förder-
lichen Kontakt. 

Ich selbst habe Hanna-Renate Laurien 
sehr geschätzt und werde sie nicht ver-
gessen! 

Ltd. MR i. R. Georg Stenner
1988 beim 30-jährigen Bestehen des 
VDR Rheinland-Pfalz

Ltd. MR i. R. Georg Stenner Dr. Hanna-Renate Laurien Hermann Kölsch

Die Pädagogin Dr. Hanna-Renate Lau-
rien (CDU) wurde 1971 als Staatssekre-
tärin ins Kultusministerium nach Mainz  
berufen. Fünf Jahre später wurde sie 
Kultusministerin von Rheinland-Pfalz 
und hatte das Amt bis 1981 inne. Von 
1981 bis 1989 war sie Berliner Schulse-
natorin und von 1991 bis 1995 als erste 
Frau Präsidentin des Abgeordnetenhau-
ses in Berlin. Sie starb am 12. März 2010 
in Berlin. 
In zahlreichen und umfassenden Nach-

rufen wird Frau Laurien als hochgebil-
dete, streitbare, ausgesprochen faire und 
menschliche Persönlichkeit gewürdigt 
– und das über Parteigrenzen hinweg; 
z. B. durch Berlins Regierenden Bürger-
meister Klaus Wowereit.
Online-Redaktionen u. a. Tagesspie-
gel Berlin, Berliner Morgenpost, ZEIT, 
Stern, Spiegel, Bild-Zeitung widmeten 
der Verstorbenen lange von Achtung 
und Respekt geprägte Texte.

Ihre Aussage: „In zentralen, lebens-
wichtigen Fragen muss ein Bündnis der 
Vernünftigen möglich sein“, beschrieb 
ihre Haltung.
Die von der Staatskanzlei Rheinland- 
Pfalz im Auftrag der Landesregierung 
herausgegebene, wöchentlich erschei-
nende „StaatsZeitung“, Staatsanzeiger 
für Rheinland-Pfalz, Nr. 9 vom 22. März 
2010 hatte für den Nachruf leider nur in 
einem kleinen „Zweispalter“ Platz.
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Der VDR gratuliert und wünscht Gesundheit und Gottes Segen für das neue Lebensjahr!

Bezirk Koblenz
70. Geburtstag
am 29.09. Alois Kurth,
Arzbach

am 30.11. Wolfgang Kaiser,
Betzdorf

71. Geburtstag
am 05.07. Dieter Kettering,
Nussbaum

am 15.10. Jürgen Helbach,
St‘Goar

am 16.12. Christel Wienen,
St‘Katharinen

72. Geburtstag
am 22.07. Walter Heinz,
Münster-Sarmsheim

am 04.08. Wilfried Baus,
Braubach

73. Geburtstag
am 02.10. Edwin Langer,
Rheinböllen

74. Geburtstag
am 09.07. Rolf Schatto,
Sobernheim

am 07.08. Lothar Hüsch,
Elkenroth

am 24.08. Johannes Wickler,
Friesenhagen

am 14.12. Günter Tretschok,
Bell

75. Geburtstag
am 21.09. Hiltrud Schumacher,
Anhausen

am 26.11. Luise Tonn,
Sohren

am 27.11. Klaus-Peter Wyrwoll,
St. Johann / Mayen

76. Geburtstag
am 19.08. Werner Freisberg,
Caan

80. Geburtstag
am 22.08. Alfons Gerharz,
Montabaur

81. Geburtstag
am 22.11. Hans-Ludwig Clemens,
Simonswald

82. Geburtstag
am 25.10. Luise Löwer,
Dierdorf

Bezirk Neustadt
70. Geburtstag 
am 03.07. Jutta Kern,
Waldfi schb.-Burgalben

am 29.07. Ingrid Schappert,
MZ-Lerchenberg

am 30.08. Walter Paul,
Rockenhausen

am 10.09. Wiltrud vonScharpen,
Mainz

am 24.09. Wolfgang Friebe,
Mainz

71. Geburtstag 
am 11.07. Peter Dr. Bung,
Annweiler

am 15.07. Eberhard Schneider,
Mainz

am 30.07. Ursula Frank,
Undenheim

am 24.08. Waltraud Lotz,
Karlsruhe

am 15.09. Gert Hörner,
Edenkoben

am 30.09. Johannes G. Kretkowski,
Mainz

72. Geburtstag 
am 30.08.1938 Reinhard Hoffmann,
Rohrbach

73. Geburtstag 
am 12.07. Manfred Schäfer,
Kaiserslautern

am 28.08. Wolfgang Held,
Karlsruhe

am 04.12. Klaus Kiefer,
Landau

am 16.12. Roswitha Stauder,
Altleiningen

am 21.12. Oskar Francke,
Neustadt

74. Geburtstag 
am 02.07. Alfons Denig,
Neustadt / W

am 03.07. Lothar Wipfl er,
Bad Dürkheim

75. Geburtstag 
am 19.07. Karl-Heinz Walz,
Haßloch

am 25.07. Otto Stilgenbauer,
Kaiserslautern

am 29.10. Herbert Grunwald,
Heidesheim

am 04.11. Heribert Brechter,
Landau

76. Geburtstag 
am 11.10. Johannes Hoffmann,
Mainz

78. Geburtstag 
am 21.12. Rudolfi ne Zehetner,
Landau

80. Geburtstag 
am 17.09. Gerda Erbacher,
Speyer

am 22.10. Günther Kohl,
Haßloch

81. Geburtstag 
am 16.10. Wolfgang Panzer,
Schifferstadt

82. Geburtstag 
am 13.07. Gerhard Scheinert,
Schifferstadt

am 08.08. Karl-Heinz Kühefuß, 
Mainz

83. Geburtstag 
am 17.08. Marie Müller-Buchholz, 
Bonn

am 19.10. Inge Pieroth,
Mainz

84. Geburtstag 
am 25.12. Walter Kallenbach,
Neustadt / W

90. Geburtstag 
am 16.12. Peter Nußbaum,
Pirmasens

Bezirk Trier
70. Geburtstag 
am 27.08. Martha Mutscheller, 
Igel

am 09.09. Ilse Becker,
Prüm

71. Geburtstag 
am 02.07. Rüdiger Lancelle,
Moselkern

am 01.10. Paul Schwab,
Schweich

am 20.11. Friedel-Norbert Müller,
Morbach

am 21.12. Hans-Jürgen Vogt,
Kaperich

72. Geburtstag 
am 23.07. Hans Karl Wimmer,
Plein

am 28.10. Hans Jung,
Morbach

73. Geburtstag 
am 01.07. Karl-Heinz Dahlke,
Hermeskeil

am 12.09. Hermann Erschens,
Leiwen

Persönliches
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Bezirk Trier
73. Geburtstag
am 22.10. Gerd Leibenguth,
Konz

am 16.12. Heinz-Albrecht Becker,
Prüm

74. Geburtstag
am 07.07. Giselbert Baudner,
Ayl

am 04.10. Hans Thielen,
Korlingen

am 13.10. Eduard Gerten,
Wintrich

am 14.12. Berthold Becker,
Hillesheim

76. Geburtstag
am 25.07. Robert Adams,
Rommersheim

am 07.08. Marlene Schamel,
Trier

77. Geburtstag
am 28.07. Elisabeth Hempelmann,
Trier

am 19.09. Hartmut Konz,
Wittlich

am 30.10. Irmund Becker,
Gusenburg

am 03.11. Bernhard Heisig,
Trier

Wir bitten um Entschuldigung, falls wir Geburtstage im Zeitraum 1. Juli bis 31. Dezember 2010 übersehen haben.

Bitte informieren Sie uns umgehend über relevante Änderungen Ihrer persönlichen Daten

82. Geburtstag
am 16.11. Franz Meyer,
Neumagen-Dhron

83. Geburtstag
am 26.11. Horst Faust,
Starkenburg

87. Geburtstag
am 13.09. Leo Michels,
Prüm

88. Geburtstag
am 31.12. Jula Scholzen-Gnad,
Trier

96. Geburtstag
am 8.12. Karl Denkel,
Haunetal

§
Das Verwaltungsgericht hat die Kla-
ge abgewiesen. Das Nettoeinkommen 
des Klägers entspreche den verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen an 
eine amtsangemessene Besoldung. Es 
ermögliche ihm eine amtsangemesse-
ne Lebensführung. Das Einkommen 
sei auch mit dem Einkommen von 
Bundesbeamten und Beamten anderer 
Bundesländer vergleichbar. Der Kläger 

Geklagt hatte ein Justizamtsrat. Er 
machte geltend, dass sein Einkommen 
im Jahr 2008 in verfassungswidriger 
Weise zu niedrig bemessen gewesen 
sei. Vergleichbare Tätigkeiten in der 
Privatwirtschaft seien höher bezahlt. 
Zudem habe der Gesetzgeber die Be-
soldung nicht ausreichend an die allge-
meine Wirtschafts- und Einkommens-
entwicklung angepasst.

Rheinland-Pfalz:

Beamtenbesoldung im Jahr 
2008 verfassungsgemäß
Die Besoldung der rheinland-pfälzischen Beamten war im Jahr 2008 amtsangemessen und damit ver-
fassungsgemäß. Das hat das Verwaltungsgericht Koblenz entschieden.

werde schließlich auch nicht gegenüber 
Tarifbeschäftigten im öffentlichen 
Dienst benachteiligt.
Das Verwaltungsgericht hat die Beru-
fung gegen das Urteil zugelassen.

Quelle:
(Verwaltungsgericht Koblenz,

Urteil vom 7. September 2010, 6 K 
1406/09.KO)

Der VDR-Landesvorstand
wünscht Ihnen und Ihren Familien ein gesegnetes, 

frohes Weihnachtsfest und ein gutes neues Jahr
in Gesundheit und Frieden!

wünscht Ihnen und Ihren Familien ein gesegnetes, 
frohes Weihnachtsfest und ein gutes neues Jahr

Persönliches
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§
Das Land Rheinland-Pfalz kann den 
Antrag von vier Lehrern auf Übernah-
me in das Beamtenverhältnis nicht mit 
der Begründung ablehnen, sie über-
schritten die Höchstaltersgrenze von 
45 Jahren für eine Einstellung. Dies 
entschied die 6. Kammer des Verwal-
tungsgerichts Neustadt am 16. Novem-
ber 2010.
Zwar enthalte das Landesbeamtenge-
setz mittlerweile eine gesetzlich gere-
gelte Höchstaltersgrenze von 45 Jah-
ren. Diese Altersgrenze gelte nach dem 

Wortlaut des Gesetzes aber nur grund-
sätzlich. Näheres sei in den Laufbahn-
vorschriften zu regeln. Eine wirksame 
Altersgrenze setze nach Auffassung 
der Richter damit auch die Regelung 
von Ausnahmen, z.B. für die Aner-
kennung von Kindererziehungszeiten, 
voraus.
Solche Ausnahmeregelungen enthal-
te die Laufbahnverordnung derzeit 
noch nicht. Der Beklagte sei deshalb 
verpfl ichtet, über die Anträge der 
Kläger auf Übernahme in das Beam-

tenverhältnis trotz Überschreitens der 
Altersgrenze neu zu entscheiden und 
dabei die für bis Dezember 2010 ange-
kündigten Ausnahmeregelungen in der 
Laufbahnverordnung zu berücksichti-
gen.
Das Gericht hat wegen der grundsätz-
lichen Bedeutung der Rechtssache die 
Berufung zugelassen.

Verwaltungsgericht Neustadt,
Urteile vom 16. November 2010

- 6 K 271/10.NW, 6 K 343/10.NW 6 K 
531/10.NW 6 K 842/10.NW

Erste Station war das Jagdschloss Falkenlust des Kölner 
Erzbischofs und Kurfürsten Clemens August (1700 – 1761), 
ein sehr sehenswertes Rokokoschlößchen in der Nähe von 
Schloss Augustusburg bei Brühl und zusammen mit diesem 
Teil des UNESCO-Kulturerbes. Nach der Führung mit vie-
len sachkundigen Hinweisen und Erläuterungen durch Paul 
Schwab ging es nach Bonn zum Mittagessen. 
Auch der in Schwarzrheindorf einsetzende Regen (immer-
hin der erste in einer Reihe von Jahren mit Ausfl ügen) tat der 
Stimmung keinen Abbruch. Unter dem Schutz von Bäumen 
rückte man näher zusammen und lauschte den Ausführun-
gen von Paul Schwab zur Architektur und Geschichte der 
dortigen in romanischem Stil erbauten Doppelkirche. Diese 

beeindruckt einmal durch ihre Bauweise zum anderen durch 
die Wandmalereien. 
Abgeschlossen wurde der Tag auf der Terrasse des Bahnhofs 
Rolandseck mit Blick auf den Rhein und das Arp-Museum 
bei Kaffee und Kuchen. Insgesamt war es wieder eine sehr 
gelungene Veranstaltung, an der zahlreiche Teilnehmer im-
mer mit Begeisterung teilnehmen.
Organisation und Führungen lagen wie immer in den be-
währten Händen von Frau Schamel und Herrn Schwab.

Pensionärsfahrt des Bezirks Trier
Entschieden wird im Dezember beim vorweihnachtlichen Pensionärstreff, gefahren wird im Frühjahr. 
Dieses Mal zog es die Pensionäre in den Raum Köln – Bonn. 

Hanns Peters  
Bezirksvorsitzender Trier
Peters.Hanns@vdr-rlp.de

Jagdschloss Falkenlust bei Brühl und Fahrt nach Rolandseck

Übernahme in das Beamtenverhältnis trotz 
Überschreitens der Altersgrenze möglich

VDR-Intern
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Diese und weitere Fragen wurden bei der 
Führung durch die Die Ausstellung „Ama-
zonen – Geheimnisvolle Kriegerinnen“ im 
historischen Museum der Pfalz in Speyer 
von einer sehr kompetenten Kunsthistori-
kerin angesprochen und erläutert.
Die VDR-Mitglieder waren fasziniert von 
neueren Forschungsergebnissen und Fun-
den außerhalb Griechenlands, die noch nie 
zuvor in der Öffentlichkeit zu sehen waren: 
z. B. Gräberfunde aus den Steppen zwi-
schen Osteuropa und Sibirien. Die Doppel-
bestattung eines Kriegers und einer Krie-
gerin aus Ak-Alacha im Altai-Gebirge, 
beide in Paraderüstung von Reiterkriegern 
beerdigt, geben Zeugnis von bewaffneten 
Frauen. Gleichzeitig belegen sie, dass das 

Den geheimnisvollen Kriegerinnen 
auf der Spur
„Was steckt hinter dem antiken Mythos der Amazonen?
Gab es sie wirklich oder sind sie reine Fantasie?“

Phänomen Amazonen nicht auf den grie-
chischen Raum zu beschränken ist.
Die Historikerin des Museums erläuterte 
des Weiteren den VDR-Mitgliedern an-
hand prachtvoller griechischer Vasenma-
lereien die mitreißenden Geschichten von 
einer Welt voller Helden und Legenden, 
von Leben und Tod, Liebe und Unglück. 
Großartige Meisterwerke von der Antike 
bis zur Moderne zu diesem Thema schla-
gen den Bogen bis in die Gegenwart.
Trotz neuer Erkenntnisse und Funde lässt 
sich kein abschließendes Urteil zu den Ein-
gangsfragen bilden, die Amazonen bleiben 
ein Geheimnis.
Die sehenswerte Ausstellung ist noch bis 
zum 13. Februar 2011 in Speyer zu erleben.

Entscheidend prägten die neun staufi schen 
Herrscher von Konrad III. (1138-1152) bis 
Konradin (1262-1268) die europäische Ge-
schichte des Hochmittelalters. Besonders 
herausragend sind Friedrich I. Barbarossa 
und Friedrich II. zu nennen.
Ihr Herrschaftsbereich, so informierte der 
Historiker, lässt sich in drei Kernbereiche 
aufteilen: sie hielten Hof am Rhein, in der 
Poebene und auf Sizilien. Dort wurden so-
wohl glänzende Hoffeste gefeiert, Kämpfe 
ausgetragen, aber auch Wissenszentren 
aufgebaut und künstlerische Aktivitäten 
gefördert.
Die Ausstellung ermöglicht einen Ver-
gleich dieser sehr unterschiedlichen Le-

VDR’ler stürmen die Staufer-Ausstellung im
Reiss-Engelhorn-Museum in Mannheim
Es waren noch nie so viele Besucher, 48 Teilnehmer an der Zahl, dem Ruf des VDR gefolgt; sie wollten 
sich das herausragende Kulturereignis in Mannheim nicht entgehen lassen.

benswelten in den drei Herrschaftsre-
gionen. Anhand archäologischer Funde 
konnten die Teilnehmer Einblicke in die 
Lebensverhältnisse auf einer pfälzischen 
Burg ebenso wie in einem lombardischen 
Kaufmannshaus oder einem Stadt palast 
Palermos gewinne.
Der Historiker wies daraufhin, dass in 
diesem sogenannten staufi schen Jahrhun-
dert, zwischen 1138 und 1268, sich in ganz 
Europa weitgreifende Veränderungs- und 
Umschichtungsprozesse vollzogen, die zu 
einem gewandelten Weltbild führten: Neue 
künstlerische Aktivitäten und Ausdrucks-
formen entwickelten sich, eine blühende 

Wissenskultur entstand, höfi sches Leben 
entfaltete sich in ungeahnter Pracht und 
Größe, kirchliche Strukturen wurden er-
neuert. Radikal veränderten sich auch die 
wirtschaftlichen Bedingungen.
Das Ende der staufi schen Herrschaft er-
folgte mit der Hinrichtung des kinderlosen 
Königs Konradin 1268 auf dem Marktplatz 
in Neapel. Doch die mythische Verklärung 
der glanzvollen Stauferzeit lebt bis heute 
fort und ist sicher ein Grund für das gro-
ße Interesse an dieser Ausstellung. Bis 20. 
Februar 2011 ist noch Gelegenheit diesem 
Mythos im rem in Mannheim nachzuspü-
ren.

Wir danken Gudrun Deck für die immer wieder perfekt ausgesuchten und organisierten Museumsbesuche!

VDR-Intern
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VDR-Beitragsordnung vom 3. November 2009 (Auszug)
Die Beiträge orientieren sich an der Besoldung des Eingangsamtes. Der Monatsbeitrag wird auf 0,55% vom Bruttobetrag festgesetzt, 
mindestens aber vom Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 12 erhoben.

Ab 01.04.2010 gilt folgende Beitragsstaffelung:
Gehaltsstufe Monatsbeitrag

Beamte A 16 15,50 €
A 15 14,50 €
A 14 13,00 €
A 13 12,00 €
A 12 oder darunter 11,00 €
A 13 Teilzeit 15-21 Wstd. 10,00 €
A 12 oder darunter Teilzeit 15-21 Wstd. 9,00 €
A12/A13 Teilzeit bis 14 Wstd. 8,00 €
Lehramtsanwärter 6,00 €
Pensionäre 6,00 €
Ehegatten bei einem Vollzahler zahlt der Ehegatte 6,00 €

Angestellte TV-L Vollbeschäftigung 10,00 €
TV-L Teilzeit 15-21 Wstd. 8,00 €
TV-L Teilzeit bis 14 Wstd. 7,00 €
Rentner 6,00 €

Lehrkräfte mit einem Deputat
• ab 22 Wochenstunden zahlen den vollen Beitrag.
• von 15 – 21 Wochenstunden zahlen einen ermäßigten Satz des 

vollen Beitrages der entsprechenden Besoldungsgruppe. 

Mitglieder in Altersteilzeit
• nach dem Blockmodell
 zahlen zunächst den normalen Beitrag, mit Beginn der Freistellungs-

phase den Pensionärsbeitrag.
• nach dem konventionellen Modell zahlen durchgehend den Teilzeitbeitrag.

Ehegatten, Beurlaubte, Pensionäre, LAA
zahlen die Hälfte des Regelbeitrages der Besoldungsgruppe A13. 
Dieser Beitrag gilt auch für Ehepaare bei Mitgliedschaft beider Ehe-
partner (ein Vollzahler + 6 €).

Lehramtsanwärter-Spezial
Durch Beschluss des Landeshauptvorstandes vom 18.08.2009 
ist die Mitgliedschaft für LAA  (Einstellungsdatum 01.08.2009 bis 
01.02.2011) für die Dauer des Vorbereitungsdienstes kostenfrei.

Die Zahlung der Monatsbeiträge erfolgt vierteljährlich.

Die VDR-Beitrittserklärung fi nden Sie auf der VDR-Homepage unter: www.realschule-vdr.de

B E I T R I T T S E R K L Ä R U N G
Verband Deutscher Realschullehrer
Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Schulen im Sekundarbereich
Landeskassierer Martin Radigk
Nachtigallenweg 55
67346 Speyer

Tel.:  06232/40444
Fax:  06232/1213318
E-Mail:  landeskassierer@vdr-rlp.de

Name Vorname Dienstbezeichnung Geb.-Datum

Straße PLZ Wohnort Telefon / Telefax / E-Mail

Schule/Dienststelle Prüfungsfächer

Ich erhalte Bezüge gemäß der Besoldungsgruppe  A16  A15  A14  A13  A12  BAT ...

 Ich bin vollbeschäftigt                    Ich bin teilzeitbeschäftigt mit____ Wochenstunden 
 Ich bin Lehramtsanwärter/in          Mein/e Ehepartner/in ist bereits VDR-Mitglied

Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zum VDR Rheinland-Pfalz e.V.
Mein Eintritt soll zum 1. ____________20____ erfolgen. Mein Monatsbeitrag ergibt sich aus der Beitragsordnung vom 14. Sep-
tember 2002. Gleichzeitig gebe ich dem Landeskassierer widerrufl ich Abbuchungserlaubnis für meine Quartalsbeiträge zu 
Lasten meines u.g. Kontos. Mit der Speicherung meiner o.g. Daten ausschließlich für VDR-interne Zwecke bin ich einverstanden.

Bankleitzahl Name der Bank Kontonummer

Ort Datum Unterschrift

Bitte informieren Sie uns umgehend über relevante Änderungen Ihrer persönlichen Daten

Beitritt
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Noch Fragen? 
Dann sprechen Sie uns einfach an: 

Hausratversicherung für Erzieher und 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst

Darmstädter Straße 66 - 68 · 64372 Ober-Ramstadt
Tel.: 0 61 54/63 77 77 · Fax: 0 61 54/63 77 57
E-Mail: kontakt@heb-hessen.de
www.heb-hessen.de

Bitte senden Sie mir unverbindlich
Informationsmaterial zu:

❏ Hausratversicherung

❏ Glasversicherung

❏ Haftpfl ichtversicherung

❏ Gebäudeversicherung

❏ Unfallversicherung

❏ Kfz-Versicherung

❏ Rechtsschutzversicherung

❏ Lebensversicherung

Weiteren Versicherungsschutz in allen 

anderen Bereichen bieten wir Ihnen 

zu attraktiven Sonderkonditionen (für 

unsere Mitglieder) durch unseren Partner 

AachenMünchener Versicherung.

HEB – preiswert, schnell, zuverlässig

Name, Vorname

Straße, Nr.

PLZ, Ort

Telefon

E-MailA
B

S
E

N
D

E
R

Bitte Coupon ausfüllen und an  die unten stehende Adresse senden oder 
Seite kopieren und an die 0 61 54/63 77 57 faxen! Danke.

Finanztest bestätigt immer wieder:

✔ günstige Beiträge
✔ zuverlässige Beratung 
✔ schnelle Schadensabwicklung

Wir sind der Versicherer für Erzieher und Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst und deren 
Angehörige in Baden-Württemberg, Hessen 
und Rheinland-Pfalz.

Ihr Hausrat-Versicherungsschutz noch 
umfangreicher in unserem Komforttarif, 
z. B. 100 % Erstattung bei Überspannungs-
schäden, Diebstahl aus Kfz, Garage und am 
Arbeitsplatz; erhöhte Wertsachenentschädi-
gung und vieles mehr.

Umfangreiches Angebot auch in der Glas-
versicherung.

›› Keine Selbstbeteiligung im Schadensfall! 

Beispielrechnungen:

Jetzt noch günstiger!
50 % Sondernachlass für Neumitglieder auf den 
Hausratversicherungsbeitrag im ersten Versicherungsjahr.

 Versicherungssumme 50.000,– w Basistarif   Komforttarif

Tarifzone 1 (z. B. Heilbronn, Pirmasens, Marburg)

 Jahresbeitrag  40,– D   47,50 D

  Tarifzone 2 (z. B. Darmstadt, Mainz, Stuttgart)

 Jahresbeitrag  60,– D   67,50 D

Tarifzone 3 (z. B. Frankfurt, Offenbach)

 Jahresbeitrag  70,– D   80,– D

Abzüglich 50 % Sondernachlass im ersten Versicherungsjahr.

Glasversicherung inkl. Wintergarten 

 Jahresbeiträge

 Wohnung   18,– D
 Haus   24,– D
 Glaskeramik-Kochfeld   9,– D

 Alle Beiträge verstehen sich inkl. Versicherungssteuer und 
 ohne Selbstbeteiligung im Schadensfall.
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